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Raumplanung

Zug und Schwyz schneiden 
im Ranking von  
Avenir Suisse trotz ähnlicher  
Voraussetzungen  
unterschiedlich ab.  
Eine Gegenüberstellung.

Von Fabian Renz
Die Agglomerationskantone Zug und 
Schwyz wollen das Gleiche auf die glei-
che Weise: gut betuchte Neuzuzüger, an-
gelockt durch attraktive Steuersätze. Die 
raumplanerischen Folgen dieser «auf 
Wachstum ausgerichteten Standortpoli-
tik», wie es in der neuen Avenir-Suisse-
Studie heisst, bewältigt Zug jedoch un-
gleich besser: Respektable 41 Punkte er-
hält der Kanton im Ranking, wohinge-
gen Nachbar Schwyz mit 27 Punkten ins 
untere Mittelfeld verwiesen wird. «Wäh-
rend man in Schwyz dem Siedlungs-
wachstum weitgehend freien Lauf liess, 
wurde es in Zug stärker kanalisiert», 
bilanzieren die Autoren der Studie.

Wie, wo und warum hat Zug raumpla-
nerisch sorgfältiger gewirtschaftet als 
Schwyz? Ein Detailvergleich fördert 
folgende wichtige Unterschiede zutage:

Gemeindeautonomie: In Zug sind 
die Kommunen weniger eigenständig als 
in Schwyz. Laut Avenir Suisse können 
die Zuger Regierungsräte dadurch wirk-
samere raumplanerische Instrumente 
anwenden als ihre Schwyzer Kollegen. 
Dass sich eine ausgeprägte Gemeinde-
autonomie schlecht auf das Landschafts-
bild auswirkt, wird in der Untersuchung 
mehrfach festgehalten. Denn in den 
Gemeinden dominierten bei Bodennut-
zungsfragen häufig Einzelinteressen. 

 Konzentrierte Siedlungsentwick-
lung: Zug gehört zu jenen Kantonen, in 
denen laut Studie die Bereitschaft für 
eine «differenzierte» Bauzonenpolitik 
besonders ausgeprägt ist. Das bedeutet: 
Gemeinden dürfen nicht einfach nach 
eigenem Gusto Wohn- und Gewerbevier-
tel aus dem Boden stampfen, sondern 
nur in Übereinstimmung mit einer zent-
ralen raumplanerischen Konzeption. 

Siedlungsgrenzen: Zug arbeitet ge-
mäss Studie konsequent mit «Siedlungs-
begrenzungslinien» und «Siedlungs-
erweiterungsgebieten». Nur innerhalb 
dieser Gebiete dürfen die Gemeinden 
neue Bauzonen beantragen. Schwyz ist 
da legerer. 2004 erteilte der Bund dem 
Kanton gar eine Rüge, weil dieser die 
Einführung sogenannter Siedlungs-
trenngürtel (die das Zusammenwachsen 
von Siedlungen verhindern sollen) den 
Gemeinden überliess. Schwyz hat darauf 
zwar reagiert – doch die seither einge-
führten Trenngürtel sind laut Studie so 
ausgestaltet, «dass sie auf viele Jahre 
hinaus keinerlei siedlungsbegrenzende 
Wirkung entfalten werden».

Dass den Zugern Raumplanung wich-
tig ist, zeigt vielleicht auch ihre Reaktion 
auf die Avenir-Suisse-Publikation. Trotz 
ordentlichem Schlussresultat beklagte 
sich der Kanton gestern per Communi-
qué über eine zu schlechte Einstufung.

Kantonsvergleich

Zwei ungleiche 
gleiche Nachbarn

Von David Schaffner, Bern 
Die Landschaftsschützer von Pro Natura 
und Thomas Held von Avenir Suisse sind 
ein und derselben  Meinung – dieses un-
gewohnte Bild der Harmonie ergab sich 
gestern nach der Veröffentlichung der 
neusten Studie des liberalen Thinktanks. 
Darin kommt die wirtschaftsnahe Orga-
nisation zum Schluss, dass viele Kan-
tone «ihre Aufgaben in der Raumpla-
nung nur bedingt wahrnehmen». Tat-
sächlich wächst in der Schweiz die Sied-
lungsfläche schneller als die Bevölke-
rung. Jedes Jahr überbauen Bauarbeiter 
eine Fläche in der Grösse des Walensees 
– Tendenz steigend. 
	 Avenir Suisse stellt daher fest: Die 
Entwicklung ist «wenig nachhaltig und 
läuft dem Verfassungsziel des haushälte-
rischen Umgangs mit dem Boden zuwi-
der». Um mehr Transparenz in die Um-
setzung des nationalen Raumplanungs-
gesetzes durch die Kantone zu bringen, 
hat der Thinkthank erstmals die ver-
schiedenen Instrumente der Siedlungs-
planung verglichen. Das Ranking zeigt 
eklatante Unterschiede (siehe Grafik 
rechts): Gut schneiden städtische Kan-
tone wie Zürich, Genf und Bern ab. In 
kleinen Kantonen wie Glarus oder In-
nerrhoden hingegen ist die Umsetzung 
der Raumplanung so schlecht, dass 
«kaum von einer Steuerung der Sied-
lungsentwicklung gesprochen werden 
kann». Avenir Suisse fordert, dass die 
schlechten Kantone künftig von den 
guten lernen. 

Verbände werben für Initiative 
Die Umweltverbände reagierten mit Ju-
bel auf diesen unerwarteten Befund aus 
der liberalen Ecke: Raimund Rodewald 
von der Stiftung Landschaftsschutz und 
Otto Sieber von Pro Natura interpretier-
ten die Studie als Argument für die An-
nahme ihrer Landschaftsinitiative. Diese 
fordert, dass die Gesamtfläche der 
schweizerischen Bauzonen während 
20 Jahren nicht mehr wächst und die 
Kantone künftig verdichtet bauen. 
	 Angesprochen auf den Jubel der Ver-
bände, wand sich Held gestern etwas: 
Die Hälfte der Studienmitarbeiter unter-
stütze die Initiative, gab er zu. Er hin-
gegen nicht. Held setzt darauf, dass das 
Parlament einen guten Gegenvorschlag 
zum Volksanliegen ausarbeitet und neue 
Mindeststandards festlegt sowie dafür 
sorgt, dass die Stände künftig überkan-
tonal planen (siehe Interview unten). 
Laut dem Bundesamt für Entwicklung 
(ARE) sind im Gegenvorschlag bisher vor 
allem konkretere Vorgaben für die kan-
tonalen Richtpläne vorgesehen. 

	 Zürich oder Bern schneiden in der 
Studie bereits heute gut ab, weil sie die 
verschiedenen Instrumentarien insge-
samt ziemlich gut anwenden. Sehr gut  
sind sie bei der Konzentration der Sied-
lungsentwicklung und der Bauzonen-
politik. Zürich punktet überdies bei der 
Raumbeobachtung und Bern bei der 
Planung funktionaler Räume. 
	 Allerdings erreichen auch die Klas-
senbesten nicht mehr als zwei Drittel 
der möglichen Punktzahl. Der ehema-
lige ARE-Vizedirektor Fritz Wegelin sagte 
daher während der Vorstellung der Stu-
die, die er lektoriert hatte: «Auch das 
Spitzenfeld kann noch lernen.» Sämtli-
che Kantone müssen also darauf achten, 
dass sie die wichtigsten Instrumente der 
Raumplanung konsequenter umsetzen 
oder überhaupt erst einführen. 

Konzentration der Siedlungsentwick-¬¬
lung: Erfolgreich sind Kantone, die den 
Gemeinden beispielsweise verbieten, 
unkontrolliert Gewerbegebiete einzu-
zonen, den Zentren einen höheren Bau-
zonenbestand erlauben als den Periphe-
rien oder darauf achten, dass die Sied-
lungsentwicklung und der Ausbau von 
Verkehrsnetzen parallel verlaufen. 

Planung funktionaler Räume: Die ¬¬
ökonomische Entwicklung führt dazu, 
dass Kantonsgrenzen und Wirtschafts-
räume nicht mehr überlappen. Kantone, 
die gemeinsame Gewerberegionen oder 
Naherholungsgebiete definieren, kön-
nen hier punkten. 

Bauzonenpolitik und Siedlungsgren-¬¬
zen: Von grosser Bedeutung ist, ob die 
Kantone bei der Genehmigung von 
neuen Zonen durch die Gemeinden 
streng verfahren. Fast alle Gemeinden 
wollen neue Zonen, um Firmen und Ein-
wohner anzulocken. Konflikte sind laut 
der Studie an der Tagesordnung. Geben 
die Kantone kein Gegensteuer, entste-
hen wie im Wallis Bauzonenreserven für 
gegen 30 Jahre, obwohl das Gesetz nur 
Reserven für 15 Jahre erlauben würde. 

Raumbeobachtung: Nur Kantone wie ¬¬
Zürich, die über eine breite Datenbasis 
zur Siedlungsnutzung verfügen, können 
effektiv überprüfen, ob sie ihre Ziele in 
der Raumplanung erreichen. Zürich gibt 
sich alle vier Jahre Rechenschaft in 
einem speziellen Bericht. 

Gelassen reagierte gestern der Spre-
cher von Glarus auf die miserable Plat-
zierung seines Kantons: «Wir wissen, 
dass wir Arbeit vor uns haben. Deshalb 
haben wir uns eine Reform der Raum-
planung vorgenommen.» Im Zusammen-
hang mit der radikalen Fusion von vie-
len Gemeinden will Glarus bis 2014 die 
Siedlungsplanung neu gestalten. 

Die Schweiz verschandelt 
die schönen Landschaften 
Viele Kantone nehmen ihre Aufgabe in der Raumplanung kaum wahr und verstossen 
damit gegen die Verfassung. Dies ergibt eine Studie von Avenir Suisse.  

Vorbild Zürich, Schlusslicht Glarus

Welche Kantone bei der Raumplanung am besten abschneiden – und warum (in % der Maximalpunktzahl)

Konzentration der Siedlungsentwicklung
Planung funktionaler Räume
Bauzonenpolitik und Siedlungsbegrenzung
Entwicklung nach innen und Siedlungsqualität
Baulandmobilisierung
Raumbeobachtung und Richtplancontrolling
Regulierung des Zweitwohnungsbaus 
(GR, OW, TI, VS)
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Etliche Kantone verschwenden ihr 
Land entgegen der verfassungsmäs-
sigen Maxime vom haushälterischen 
Umgang mit dem Boden. Was muss 
sich politisch tun?
Wir brauchen keine neuen Gesetze, 
müssen aber die bestehenden Regeln 
konsequenter umsetzen. Der Bund soll 
bei den Instrumentarien der Raumpla-
nung Mindeststandards einführen, etwa 
bei der Planung funktionaler Räume 
oder der Begrenzung von Bauzonen. Bis 
heute gab es kaum Vergleiche zwischen 
den Kantonen. Dank der Studie wissen 
wir, wer es gut macht. Dies sorgt für den 
nötigen Reformdruck. 

Die Kantone wollen Firmen und 
Einwohner anziehen. Viele sehen in 
einer schlechten Umsetzung der 
Regeln einen Wettbewerbsvorteil.

Wir können die Illusion nicht aufrecht-
erhalten, dass alle alles machen können. 
Die Kantone müssen sich ihrer Qualitä-
ten bewusst werden. Auf dem Land kön-
nen nicht überall neue Gewerbezonen 
und Industriegebiete entstehen. Funk-

tionale Räume sind nicht identisch mit 
Kantonsgrenzen. Wir brauchen daher 
künftig eine überregionale Planung. Der 
Aargau oder Luzern etwa haben er-
kannt, dass sie keine eigenen Zentren 
sein können, und richten sich nun kon-
sequent nach dem Agglomerationsraum 

Zürich aus und versuchen, sich als 
Wohnkanton zu behaupten. Das macht 
Sinn.

Randregionen haben schlechte 
Karten bei der überregionalen 
Planung. Was können sie tun?
In der Schweiz gibt es sehr viele Indust-
riebrachen, nicht nur in den Grossstäd-
ten. Heute ist die Umnutzung dieser 
Zonen viel zu aufwendig, auch weil dort 
leider sehr strenge Regeln gelten. Meis-
tens ist es einfacher, irgendwo draussen 
im Grünen in einer kleinen Gemeinde zu 
bauen. Warum machen wir aus den Bra-
chen keine Sonderzonen, in denen prak-
tisch nur die Gesetze der schönen Bau-
kunst gelten? In den Brachen sollte man 
künftig einfacher abreissen, umgestal-
ten und vor allem auch höher bauen 
können.

Pro Natura jubelt, dass die Avenir 
Suisse gute Argumente für ihre 
Landschaftsinitiative liefere.  
Unterstützen Sie die Initiative?
Die Avenir Suisse hat bisher nie Abstim-
mungsempfehlungen gegeben, lassen 
Sie mich daher so antworten: Einige Mit-
arbeiter, die an der Studie mitgewirkt 
haben, würden wohl solche Bestrebun-
gen unterstützen. Mir ist es aber etwas 
unheimlich, plötzlich in die Nähe dieser  
Verbände gerückt zu werden. Die Avenir 
Suisse hat andere Motive. Vor allem stört 
mich, dass die Umweltverbände auch 
dann Projekte verhindern oder erschwe-
ren, wenn sie sinnvollerweise in den 
Zentren oder auf den Brachen entste-
hen. Mir ist die Initiative zu starr, sie 
wird zu massiven Umsetzungsproble-
men führen.
Interview: David Schaffner 

«Warum keine Sonderzonen, in denen nur die Gesetze der Baukunst gelten?»
Nachgefragt

Thomas Held
Seit 10 Jahren leitet er als 
Direktor die Denkfabrik 
Avenir Suisse. Ende Jahr gibt 
er sein Amt auf. 

Das kommt in der Studie gut weg: Verdichtetes Bauen in Zürich. Foto: Nicola Pitaro
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AMÉNAGEMENT:
les cantons peuvent faire
mieux pour le territoire
Le territoire bâti ne doit plus
s'étendre, préconise Avenir
Suisse. Ce forum de réflexion de
l'économie suisse souligne que la
plupart des cantons pratiquent
«une politique élastique» en ma-
tière de zones à bâtir. La manière
dont le sol est utilisé en Suisse
n'est ni durable, ni rationnelle,
donc non conforme à la Consti-
tution fédérale, constate Avenir
Suisse dans une étude de 150 pa-
ges publiée jeudi à Bâle. C elle-
ci s'appuie en particulier sur des
entretiens avec des experts de
chaque canton. Elle dresse no-
tamment l'inventaire des instru-
ments cantonaux de gestion de
l'urbanisation. La plupart des
cantons urbains, tels Genève, Zu-
rich ou Bâle-Ville, disposent
d'instruments efficaces, ce qui
n'est pas toujours le cas des can-
tons plus petits. En résumé, cette
étude observe que la plupart des
cantons et communes appliquent
insuffisamment les dispositions
de la Loi fédérale sur l'aména-
gement du territoire (LAT). Ce
déficit a vu l'aboutissement il y
a deux ans de l'Initiative pour le
paysage lancée par les milieux
écologistes. Ce texte préconise
que les zones à bâtir -d'ores et
déjà surdimensionnées- ne puis-
sent plus être agrandies. A l'ins-
tar des initiants, Avenir Suisse es-
time qu'il est nécessaire d'agir au
niveau de la loi. La révision de la
LAT a d'ailleurs été récemment
débattue au Parlement comme
contre-projet à l'Initiative pour
le paysage. (ats)
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«Les paysages sont un avantage dans la compétition internationale»
Questions à Le Temps: Avenir Suisse se montre ment international, c'est mauvais

très sévère avec les cantons romands, pour attirer cadres et personnes
qui, à l'exception de Genève, ferment créatives. La qualité de vie passe

la marche du classement.., aussi par des paysages intacts, c'est
Xavier Comtesse: Oui, cinq des six un avantage pour l'économie que la
cantons disposant d'une trop Suisse ne peut pas gaspiller.

Xavier Comtesse
Directeur romand
d'Avenir Suisse

Avenir Suisse s'inquiète du
laxisme des cantons en matière
d'aménagement du territoire.
Alors que les cantons urbains,
Zurich et Genève en tête, font bien
leurs devoirs, beaucoup de can-
tons, sur le Plateau notamment,
n'ont pas adapté leurs outils de
planification. La surface urbanisée
progresse ainsi à une cadence qui
dépasse largement la croissance
démographique et les zones à
bâtir sont surdimensionnées.
Avenir Suisse, dans une étude
présentée jeudi à Berne, appelle à
un renforcement de la loi fédérale
sur l'aménagement du territoire,
qui doit servir de contre-projet à
l'initiative populaire demandant
une utilisation judicieuse et mesu-
rée du sol.

Pourquoi Avenir Suisse part-il en
croisade contre le mitage du pay-
sage?

Notre discours sur les métropoles
n'a pas varié. Nous sommes persua-
dés qu'il faut densifier les villes. Mais
il faut aussi des zones de respiration,

sinon, c'est Los Angeles! Pour les
infrastructures, il n'est pas rentable
d'avoir une urbanisation qui gagne
des zones toujours plus grandes.
Ensuite, en termes de positionne-

Avenir Suisse demande des règles
plus strictes, et surtout qu'elles soient
mieux appliquées par les cantons.
Des recommandations que ne renie-
raient pas les organisations écologis-
tes?

Il faut mieux protéger le paysage,
mais ne pas geler toute activité,
comme le demande l'initiative
populaire. Un moratoire fige la
discussion. Nous disons: on ne peut
pas construire n'importe où mais,
en contrepartie, on doit pouvoir
construire plus vite.

Et pourquoi voulez-vous que les
cantons aient des compétences
renforcées face aux communes dans
l'application de la loi?

Ça permettrait d'arrêter les combi-
nes locales. Quand un propriétaire
voit son terrain passer en zone à
bâtir, il gagne beaucoup. Une part
de cette plus-value devrait revenir à
l'Etat, qui finance les infrastructures.
C'est une part du problème valaisan,
où le canton n'est pas arrivé à créer
des règles plus contraignantes pour
les résidences secondaires. Propos
recueillis par Catherine Cossy

grande réserve de zones à bâtir sont
.5 romands (FR, JU, NE, VD et VS). Ils

ont beaucoup de peine à limiter
l'extension de l'urbanisation. Vaud
s'en sort pas si mal, mais sa gestion
des zones à bâtir, pour lesquelles il
n'a aucune stratégie, l'a relégué.

Genève arrive deuxième du classe-
ment général, derrière Zurich, une
surprise?

C'est logique. Zurich, Genève et
Bâle sont très bien placés. Ces can-
tons urbains, pour faire face à une
croissance démographique forte,
ont dû très tôt se donner des instru-
ments de planification.
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Bevölkerungswachstum und Siedlungsflächenwachstum
Angaben jeweils in Prozent

QUELLE: AVENIR SUISSE NZZ-INFOGRAFIK / tcf.
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Fern von Bern?
Die Beziehungen zwischen Genf und Bund sind komplexer, als sie scheinen

Die Libyen-Affäre hat zu
Spannungen im Verhältnis
zwischen Genf und Bund geführt.
Nur: Diese Beziehungen waren
schon immer von Distanz und
Nähe zugleich geprägt.

Christophe Büchi, Genf

Der libysche Staatschef Muammar
Ghadhafi möchte die Schweiz aufteilen
und die deutsche Schweiz zu Deutsch-
land, die italienische Schweiz zu Italien
und die Romandie zu Frankreich schla-
gen. Ob ihm dies gelingen wird? Kaum.
Aber eines hat er schon erreicht: den
Kanton Genf gegen den Bund aufzu-
bringen. Der Genfer Staatsratspräsi-
dent François Longchamp macht kein
Hehl daraus, dass er das Ansinnen des
Bundesrats, dem Kanton Genf einen
Teil der auf 1,5 Millionen Franken fest-
gelegten Entschädigung an Hannibal
Ghadhafi aufzubürden, als Zumutung
empfindet. Aber Genf wäre nicht Genf,
hätte diese Einstellung nicht sogleich zu
Polemiken vor Ort geführt. Die einen
loben die feste Haltung des Staatsrats.
Andere wiederum sehen im staatsrät-
lichen Bocken eine neue Demonstra-
tion typisch genferischer Rechthaberei.

Hadern mit Bundesbern
Die Spannungen zwischen der Genfer
Regierung und dem Bundesrat sind
allerdings keineswegs neu oder unge-
wöhnlich; die unselige Libyen-Affäre
hat ihnen nur neue Nahrung gegeben.
Hadern mit Bern gehört nämlich zum
«courant normal» der Genfer Politik,
ebenso wie das Pochen auf die eigene
Selbständigkeit und Modellhaftigkeit.
Wer das Leben der République et Can-
ton de Genève verfolgt, stellt fest: Es
gibt kaum eine Medienkonferenz der
Regierung, in der es keine Seitenhiebe
gegen die «autorités fédérales» absetzt,
die von der Genfer Sonderart einfach
nichts begriffen haben . . .

Dieses bisweilen fast manische Be-
dürfnis, sich von Bern abzusetzen, hat
seine Wurzeln tief in der Geschichte.
Denn die stolze République, die in der
Reformationszeit ihre staatliche Eigen-
ständigkeit erlangt und danach – nicht
zuletzt mit Hilfe der reformierten
Schweizer Orte – hartnäckig verteidigt
hat, ist spät und auch nur teilweise frei-
willig zu einem integrierten Teil der Eid-
genossenschaft geworden.

Wie Neuenburg und Wallis kam
Genf erst 1814/15, beim Zusammen-
bruch des napoleonischen Regimes, zur
Schweiz. Genfs Bundesbeitritt – in der
patriotischen Geschichtsschreibung

manchmal schönfärbend als «réunion»
(Wiedervereinigung) bezeichnet – war
das Resultat von Kompromissen zwi-
schen gegensätzlichen Interessen. Als
die französischen Besatzungstruppen
1813 Genf verliessen, proklamierten
Vertreter jener Genfer Führungs-
schicht, die in der Zeit der französischen
Okkupation von der Bildfläche ver-
schwunden war, die Unabhängigkeit
Genfs. Bald merkten sie aber, dass nur
eine Verbindung mit der Eidgenossen-
schaft langfristig die Genfer Souveräni-
tät – und en passant ihre eigene Macht –
sichern konnte. Und so verwandelte
sich Genf in einen Schweizer Kanton,
ein Vorgang, der damals mit pikanter
Zweideutigkeit als «cantonnement» be-
zeichnet wurde (siehe hierzu: Irène
Herrmann, «Genève entre République
et canton», 2003).

Ein Gefühl von Distanz
Auch wenn sich die Genfer Elite danach
und vor allem ab Gründung des Bun-
desstaates 1848 heftig bemühte, in der
Bevölkerung ein Schweizer Bewusst-
sein zu schaffen, so ist ihr dies bis heute
nur teilweise gelungen. Sicher, die meis-
ten Genfer wissen inzwischen, dass sie
zur Schweiz gehören; dies heisst aller-
dings noch bei weitem nicht, dass sie
sich alle als Schweizer fühlen. Mehr
noch als in anderen Landesteilen – viel-
leicht sogar noch mehr als im Wallis, im
Jura und in Graubünden – identifizieren
sich die Leute hier in erster Linie mit
ihrem Ort. Kaum ein Genfer, nach sei-
ner Herkunft im Ausland befragt, wür-
de mit «Nous venons de Suisse» antwor-
ten, denn die meisten sind überzeugt,
dass ein stolzes «On est de Genève!» in
der ganzen Welt verstanden wird und
universale Sympathie weckt. Viele Gen-
fer, wenn sie auf der eidgenössischen
Landzunge Richtung Lausanne ost-
wärts fahren, sagen ja auch «Nous par-
tons en Suisse».

Und doch ist dieses immer wieder
betonte Gefühl der Ferne zur Schweiz –
das natürlich im ausländischen Bevölke-
rungsteil noch ausgeprägter ist als bei
den Alt-Genfern und den zahlreichen
Confédérés – nur ein Teil der Wahrheit.
Es gibt hier nämlich auch einen eid-
genössischen Patriotismus, der, gerade
weil er nicht selbstverständlich ist, re-
gelmässig zelebriert wird. Genf dürfte
der einzige Kanton der Schweiz sein,
der seinen Bundesbeitritt alljährlich mit
einer patriotischen Feier begeht. Am
1. Juni wird am Seeufer an jenen Juni-
beginn 1814 gedacht, an dem Freiburger
und Solothurner Soldaten als Vorhut
der Schweizer Truppen in Genf lande-
ten und mit den Einheimischen fraterni-
sierten. Zu einem schulfreien Tag reicht

es nicht, aber diese regelmässige Be-
schwörung der Bundestreue hat durch-
aus etwas Rührendes. An der Genfer
Seepromenade steht auch ein Denkmal,
auf dem zwei schöne steinerne Frauen
den Genfer Bundesbeitritt, beziehungs-
weise die Verbindung zwischen Genf
und Bund, darstellen. Die beiden sich
umarmenden Frauen sind übrigens
gleich gross, was bedeutet: Hier haben
zwei gleichberechtigte Staaten zusam-
mengefunden.

Diese eidgenössische Seite des Gen-
fer Bewusstseins sollte man nicht ver-
gessen, wenn man die derzeitigen Vor-
gänge rund um die Affäre Ghadhafi ver-
folgt. Wie auch immer man die Position
des Genfer Staatsrats in diesem Dossier
beurteilt: Es sei davor gewarnt, allzu
rasch auf eine typisch genferische Ei-
genbrötlerei zu schliessen.

Sicher, einen gewissen Hang zur
Selbstgerechtigkeit ist der Genfer Poli-
tik selbst beim besten Willen und bei
aller Sympathie nicht abzusprechen – in
Abwandlung einer berühmten italieni-
schen Devise könnte dem Genfer Wap-
pen statt des selbstbewussten «post
tenebras lux» durchaus auch ein «Gine-
vra farà da se» beigegeben werden.
Aber es ist auch eine Tatsache, dass die
hiesige Politik in den letzten Jahren eini-
ges unternommen hat, um sich Bundes-
bern anzunähern und die Beziehungen
zur Bundespolitik und zur Bundesver-
waltung zu pflegen und zu verbessern.

Jeder braucht den andern
Wie Staatsratspräsident François Long-
champ in seiner Rede zur letzten
1.-Juni-Feier ausgeführt hat, benötigt
Genf die Eidgenossenschaft – und um-
gekehrt. Er erinnerte bei dieser Ge-
legenheit daran, dass der Wohlstand
Genfs ohne die Stabilität des Frankens
und die solide rechtlich-soziale Ord-
nung des Landes nicht möglich wäre.
Die Hochschulen, die Verkehrsinfra-
struktur, die Armee und viele andere
Schweizer Errungenschaften und Insti-
tutionen seien für Genf, seinen Finanz-
platz und die internationalen Organisa-
tionen unabdingbar.

Diese Überlegungen mögen selbst-
verständlich scheinen. Aber wenn man
sich daran erinnert, dass ein prominen-
ter einheimischer Politiker einst sagen
konnte, die Schweiz brauche Genf, Genf
aber brauche die Schweiz nicht; und
wenn man sich entsinnt, dass zeitweise
eine – allerdings marginale – Genfer
Unabhängigkeitspartei von einem Mo-
naco am Genfersee träumte, so sagt
man sich, dass auch das Selbstverständ-
liche bisweilen ein Fortschritt ist. Genf
ist mental in der Schweiz angekommen
– Ghadhafi hin oder her.

Schlampigkeit im Vollzug und
wie dieser zu begegnen wäre

Avenir Suisse zum Umgang der Kantone mit der Raumplanung

Die Denkfabrik der Schweizer
Wirtschaft plädiert für eine fis-
kalisch neutrale Mehrwertabgabe
bei der Einzonung von Bauland
und für verbindlichere Mindest-
vorgaben des Bundes in der
Raumplanung.

P. S. Bern U Dass eine Organisation der
Wirtschaft für eine Studie Applaus aus
Naturschutzkreisen erhält, ist ausser-
gewöhnlich. Anlässlich der Präsenta-
tion des neusten Papiers von Avenir
Suisse am Donnerstag war das aber der
Fall. Ausgangspunkt für die Anregun-
gen der Vordenker hinsichtlich griffige-
rer eidgenössischer Vorgaben zur
Raumordnung bot ein Inventar der kan-
tonalen Instrumente zur Steuerung der
Raumplanung und ihres Erfolges. Das
Thema wird parlamentarisch vorbera-
ten. Anlässe sind die Landschaftsinitia-
tive, die ein Moratorium für Bauzonen
auf 20 Jahre hinaus verlangt, und der
bundesrätliche Gegenvorschlag dazu.

Wachstum kanalisieren
Der Handlungsbedarf ist unbestritten,
und er wird durch die von Avenir Suisse
aufbereiteten Zahlen unterstrichen. Die
Siedlungsflächen wachsen weiter (um 7
Prozent allein zwischen 2002 und 2008).
Verantwortlich dafür sind die Bevölke-
rungszunahme (im langjährigen Schnitt
50 000 Personen pro Jahr) und der stei-
gende Flächenbedarf (über 400 Qua-
dratmeter pro Einwohner). Avenir-
Suisse-Direktor Thomas Held stellte
klar, man stelle sich nicht gegen weite-
res Wachstum. Dieses sei aber zu kana-
lisieren und zu konzentrieren, um das
Fortschreiten der Zersiedelung einzu-
dämmen und damit die landschaftlichen
Standortvorteile der Schweiz nicht wei-
ter zu reduzieren.

Während eines Dreivierteljahres ha-
ben sich die Ökonomen Daniel Müller-
Jentsch und Lukas Rühli kritisch mit
dem Wirken jener staatlichen Ebene
auseinandergesetzt, auf der die Raum-
planung in der Schweiz, basierend auf
den vom Bund formulierten Grundsät-
zen, angesiedelt ist: mit den Kantonen.

Anhand von Interviews mit Kan-
tonsplanern und unter Beizug von be-
stehenden oder neuen Erhebungen stel-
len sie das (Miss-)Verhältnis des Wachs-
tums von Bevölkerung und Siedlung dar
(vgl. Grafik), und sie bewerten die kan-
tonalen Planungsinstrumente.

Sie tun das anhand von sieben Krite-
rien: der Konzentration der Siedlungs-
entwicklung, der Planung grenzüber-
schreitender funktionaler Räume, der
Mobilisierung von Bauland, der Be-
grenzung des Siedlungsraums inklusive
Bauzonen-Politik, der Entwicklung
nach innen, der Beobachtung des
Raums und (nur in den Kantonen mit
einem einschlägigen Anteil von mindes-
tens 25 Prozent) des Handlings der
Zweitwohnungen. Dabei schneiden die
städtischen Kantone tendenziell besser
ab als die Agglomerationskantone und

die kleinen Stände. Spitzenreiter im Ge-
samt-Ranking ist mit 61 von 90 mög-
lichen Punkten Zürich; es folgen Bern
und Genf mit je 56 Punkten. Schluss-
lichter sind die Kantone Glarus (8
Punkte) sowie Appenzell Innerrhoden
und Wallis (je 16 Punkte).

Jenseits der üblichen Toleranz
Die Autoren räumen ein, dass dabei
immer auch Grundvoraussetzungen
eine Rolle spielen, wie Problemdruck,
Mentalitäten oder die Distanz zwischen
dem Kanton und den Gemeinden, in
denen oft partikuläre Interessen mass-
gebend sind. Sie zeigen aber auch auf,
dass zwischen regional oder strukturell
verwandten Kantonen Unterschiede
bestehen können – das verstädterte,
nunmehr auf Konzentration setzende
Zug contra Schwyz, oder das durch die
Grossprojekte Neat und Andermatt
planerisch proaktiv gewordene Uri con-
tra Glarus. Zudem bestätigen Ausnah-
men – Bern etwa als heterogener Kan-
ton mit einem umfassenden Planungs-
instrumentarium – die Regel.

Gravierend sind die schon früher
von Fachleuten diagnostizierten Defi-
zite beim Vollzug der Bundesvorgaben.
Nach Ansicht der Autoren überreizen
Kantone und Gemeinden die im
schweizerischen Föderalismus ohnehin
grossen Toleranzen, bisweilen über-
schreiten sie gar die Grenze zur Illegali-
tät. Insbesondere dem Grundsatz des
haushälterischen Umgangs mit dem Bo-
den wird nicht nachgelebt; Grundübel
sind die zu gross dimensionierten Bau-
zonen. Sie sollten auf nicht mehr als 15
Jahre ausgelegt sein. Im Waadtland
etwa sind allerdings nur Sanktionen für
Gemeinden vorgesehen, die die Bau-
zonen über mehr als drei Jahrzehnte
hinaus ausrichten.

Aus diesen Erkenntnissen leiten die
Autoren ein Plädoyer für zweierlei ab:
einerseits für finanzielle Anreize, wie
der Bund sie mit den Agglomerations-
programmen für eine nachhaltige Ver-
kehrsentwicklung bereits setzt. Ander-
seits postulieren sie konkretere und grif-
figere Grundsätze zur Siedlungsent-
wicklung seitens des Bundes. Sie ver-
weisen dabei auf die seit je enger gefass-
ten raumplanerischen Vorgaben für die
Land- und Forstwirtschaft. So schreibt
etwa das Waldgesetz vor, dass nur nach-
wachsendes, nicht aber ererbtes Holz zu
nutzen ist.

Strengere Vorgaben schlagen die Au-
toren konkret vor, was Neueinzonungen
angeht. Hebel könnte hier die partielle
Abschöpfung des Mehrwerts sein; diese
Mittel liessen sich zur Entschädigung
bei der Rückzonung überdimensionier-
ter Bauzonen einsetzen. Klarere Vor-
gaben regt Avenir Suisse auch zur Aus-
differenzierung des Raums sowie zur
planerischen Zusammenarbeit über
Kantonsgrenzen hinweg an. Zudem, so
die Autoren, könnten auch in besiedel-
ten Regionen Pärke als Erholungs-
gebiete definiert werden.

http://www.avenir-suisse.ch/de/themen/wachstum.html

Genf und die Schweiz: zwei Seiten der «identité genevoise». Im Bild: Feier zur Genfer Restauration von 1813. MAGALI GIRARDIN / KEYSTONE
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Libyen-Affäre: Anzeige  
wegen Indiskretionen 
Bern Die Indiskretionen um eine allfäl-
lige Geiselbefreiung in Libyen werden 
ein Thema für die Justiz. Der Bundes-
rat hat beschlossen, bei der Bundesan-
waltschaft eine Anzeige gegen unbe-
kannt einzureichen. Die geheim gehal-
tenen Pläne waren durch Indiskretio-
nen aus der Bundesverwaltung bekannt 
geworden. Verteidigungsminister Ueli 
Maurer sprach sich dagegen aus, die 
Elitetruppe AAD 10 abzuschaffen, wie 
es seine Partei, die SVP, gefordert hatte. 
Im Rahmen der Aufarbeitung der Liby-
en-Affäre stand Bundesrat Hans-Rudolf 
Merz einer Subkommission der Ge-
schäftsprüfungskommission des Stän-
derates während zweier Stunden für 
Fragen zur Verfügung. 

Managed-Care-Modelle  
sind nicht beliebt
Bern Nur 28 Prozent aller Stimmberech-
tigten in der Schweiz erwägen in der 
Krankenversicherung ein Managed-Ca-
re-Modell. Das zeigt der «Gesundheits-
monitor 2010». Claude Longchamp von 
gfs.bern ortet deshalb «ein massives 
Problem» für die Politik, die grosse Hoff-
nungen in Managed-Care-Modelle setzt. 
Für deren Erfolg, also eine Senkung der 
Kosten im Gesundheitswesen, müsste 
die Zustimmung in der Bevölkerung 
«bei 60, 70, 80 Prozent» liegen. Das For-
schungsinstitut gfs.bern hat im Auftrag 
von Interpharma, dem Verband der for-
schenden pharmazeutischen Firmen 
der Schweiz, 1200 Stimmberechtigte aus 
der ganzen Schweiz befragt.

Neuer Lehrplan für  
Volksschulen aufgegleist
Bern Bis 2014 soll der gemeinsame Lehr-
plan 21 vorliegen. Er wird die Ziele für 
den Unterricht an den Deutschschwei-
zer Volksschulen festlegen. 19 Kantone 
haben vereinbart, diesen Herbst mit der 
Ausarbeitung zu beginnen. Von Basel-
Landschaft und Uri wird die Unter-
schrift bis Ende Jahr erwartet. Die Kan-
tone werden allerdings grossen Spiel-
raum dabei haben, wie sie die Ziele er-
reichen wollen. Sie legen die Stunden
tafeln fest, und sie bestimmen, wann mit 
welcher Fremdsprache begonnen wird. 
Unerheblich ist, ob ein Kanton dem Har-
moS-Konkordat beigetreten ist.

Verzicht auf Sonderflüge für 
Ausschaffungen gefordert
Zürich Die Menschenrechtsgruppe Au-
genauf Zürich verlangt, künftig auf 
Ausschaffungen mit Sonderflügen zu 
verzichten. Diese Ausschaffungen, bei 
denen betroffene Ausländer ungewöhn-
lich stark gefesselt würden, seien men-
schenverachtend und für die Betroffe-
nen traumatisierend. Der Bund will die 
Sonderflüge schrittweise wieder auf-
nehmen. Nach einem Todesfall sind sie 
gestoppt worden. 

Schlechte Noten erteilt die libe-
rale Denkfabrik Avenir Suisse 
den Kantonen in puncto 
Raumplanung. Im Rahmen 
eines Kantonsrankings schnei-
den besonders kleine Kantone 
schwach ab.

von Adrian Schumacher 

Bern Den Kantonen komme bei der 
Raumplanung eine Schlüsselrolle zu, da 
sie in erster Linie für die Umsetzung der 
Bundesvorgaben verantwortlich seien, 
hält Avenir Suisse in der Einleitung 
ihrer gestern präsentierten Studie fest. 
Diesen Vollzugsaufgaben kämen die 
Kantone indes nur bedingt nach. Die 
Folgen sind augenfällig: «Seit 2002 wird 
in der Schweiz jedes Jahr eine Fläche in 
der Grösse des Walensees neu über-
baut», rechnete Avenir-Suisse-Direktor 
Thomas Held gestern vor. Gleichzeitig 
nehme auch die Zersiedelung der Land-
schaft weiter zu. Die Gründe dafür seien 
schon seit längerem bekannt, so Lukas 
Rühli, einer der beiden Verfasser der 
Studie. «In vielen Kantonen sind die 
Bauzonenreserven überdimensioniert 
und am falschen Ort.» 

Avenir Suisse nahm den Istzustand 
zum Anlass, im Rahmen ihres neuesten 
Kantonsmonitorings zum ersten Mal 

überhaupt eine vollständige Erhebung 
der kantonalen Instrumente zur Sied-
lungssteuerung zu erstellen. Unter an-
derem mittels Experteninterviews wur-
den damit 32 in den Kantonen angewen-
dete Instrumente inventarisiert und in 
sechs Sachbereichen mit separaten 
Rankings gruppiert (Konzentration der 
Siedlungsentwicklung, Planung funk-
tionaler Räume, Bauzonenpolitik/Sied-
lungsbegrenzung, Entwicklung nach 
innen/Siedlungsqualität, Baulandmobi-
lisierung, Raumbeobachtung/Richtplan-
controlling). Dies ermöglicht eine de-
taillierte Stärken-Schwächen-Analyse 
der einzelnen Kantone.

Stadtkantone gut, kleine schlecht
Sowohl in den Sachbereichen als 

auch in der abschliessenden Gesamt-
rangliste schneiden die städtisch ge-
prägten Kantone Zürich und Genf sowie 
Bern auf den ersten Plätzen ab. Den Ein-
druck bestätigt Basel-Stadt (5.). Gemäss 
den Verfassern der Studie hätten sich in 
den Stadtkantonen schon seit längerer 
Zeit umfassende Instrumentarien zur 

Siedlungsentwicklung etabliert, zudem 
seien diese auch politisch akzeptiert. 
Relativiert werden die Spitzenplätze 
der städtisch geprägten Kantone durch 
deren Punktzahl im Ranking. Selbst der 
Klassenprimus Zürich hatte mit 61 nur 
zwei Drittel der insgesamt 90 möglichen 
Zähler erreicht. 

Das Mittelfeld des Gesamtrankings 
besetzen in erster Linie die Agglomera-
tionskantone des Mittellandes. «Viele 
dieser vormals ländlich geprägten Ge-
biete haben in den letzten Jahrzehnten 
ein rasantes Siedlungswachstum erlebt, 
verfügen jedoch kaum über die planeri-
schen Instrumente zur Steuerung sub-
urbaner Strukturen», heisst es im Kan-
tonsmonitoring. Zum Teil hätten diese 
Kantone erst vor kurzem begonnen, ihr 
Regelwerk den neuen Verhältnissen an-
zupassen – so etwa der Kanton Aargau, 

obschon er sich seit Jahren einem hohen 
Siedlungsdruck ausgesetzt sieht.

Am schlechtesten schneiden im Ge-
samtranking die kleineren Kantone so-
wie die meisten Stände der Romandie 
ab. Das hänge zum Teil damit zusam-
men, dass diese Kantone räumlich weni-
ger komplex sind und daher auch ein 
weniger ausdifferenziertes planerisches 
Instrumentarium benötigen. Mehr ins 
Gewicht fielen jedoch die Probleme ein-
zelner kantonaler Behörden, sich im 
Rahmen ihrer Steuerungsaufgaben 
gegenüber den Gemeinden behaupten 
zu können. Und auch die fehlenden per-
sonellen Ressourcen spielen hier mit 
hinein: In manchen Kantonen stehen 
den Raumplanungsämtern weniger als 
zwei Vollzeitstellen für die Bewältigung 
der bemerkenswert vielfältigen Pla-
nungsaufgaben zur Verfügung.

Pro Natura, Mitinitiantin der Land-
schafts-Initiative, sieht sich in ihrem 
Vorhaben bestätigt und ist voll des Lo-
bes über die Avenir-Suisse-Studie. Eine 
Plafonierung und Verkleinerung der 
Bauzonen, wie es die Initiative fordert, 
sei dringend notwendig, findet sie. An-
ders klingt es aufseiten der Bau-, Pla-
nungs-, und Umweltdirektorenkonfe-
renz (BPUK). Es stimme zwar, dass die 
Kantone ihre Hausaufgaben im Bereich 
der Raumplanung zum Teil nicht ge-
macht hätten, doch seien einige metho-
dische Aspekte der Studie zu hinterfra-
gen. Die BPUK setzt ihre Hoffnungen 
auf bundespolitischer Ebene nun in die 
Änderung des Raumplanungsgesetzes, 
die in der kommenden Herbstsession im 
Parlament als indirekter Gegenvor-
schlag zur Landschafts-Initiative behan-
delt werden soll.

Avenir Suisse kritisiert die Kantone

Avenir Suisse kritisiert die Zersiedelung der Schweizer Landschaft, hier eine Luftaufnahme von Dörflingen von 2001. � Archivbild

Bern Der Kanton Schaffhausen findet 
sich im Gesamtranking der Avenir- 
Suisse-Studie auf den hinteren Rängen 
wieder, obwohl der Siedlungsdruck 
hierzulande in der Vergangenheit rela-
tiv gering war, wie die Autoren fest-
stellen. Dadurch habe der Kanton in 
den letzten Jahren mit beschränkten 
Instrumenten zur Siedlungssteuerung 
leben können. Doch mit der verbesser-
ten Verkehrsanbindung an die Agglo-
meration Zürich dürfte sich das nun 
ändern. «Zumal sich der Kanton 
Schaffhausen neuerdings aktiv als 
Wohnkanton zu positionieren ver-
sucht. «Wer in den Zürcher Trams mit 

dem Slogan ‹Schaffhausen – ein klei-
nes Paradies› wirbt, tut gut daran, die-
sem auch in raumplanerischer Sicht 
Sorge zu tragen», mahnt Daniel Mül-
ler-Jentsch, Co-Autor der Studie, mit 
einem Augenzwinkern.

Sparen am falschen Ort
Um das erhoffte Siedlungswachs-

tum zu kanalisieren, scheinen planeri-
sche Reformen dringend geboten, so 
Müller-Jentsch. Grund zur Hoffnung 
böte die anstehende Revision des 
Richtplans. Doch hier scheinen die Au-
toren skeptisch. Im Bericht heisst es 
wörtlich: «Oft sind die Budgets für ex-

terne Planungsaufträge knapp bemes-
sen. In Schaffhausen beispielsweise 
wurden für die bevorstehende Richt-
planüberarbeitung – das Herzstück 
der kantonalen Planung – 190 000 Fran-
ken beantragt, aber nur 140 000 geneh-
migt. Solche Beträge würden im Inves-
titionsbudget eines Hochbauamtes 
kaum auffallen.» 

Derzeit stünden im Kanton Schaff-
hausen für die eigentlichen raumpla-
nerischen Arbeiten lediglich 1,2 Voll-
zeitstellen zur Verfügung – das sei viel 
zu wenig, finden die Autoren. Der Kan-
tonsrat sei gut beraten, hier Gegen-
steuer zu geben. (as)

Kanton Schaffhausen Im kleinen Paradies bleibt viel zu tun – Rang 21.

«In vielen Kantonen sind 
Bauzonenreserven zu gross 

und am falschen Ort»
Lukas Rühli

Mitverfasser der Avenir-Suisse-Studie
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Notebook- und PC-Reparaturen
aller Marken
Viele Rabatt-Schnäppchen im Demoraum.
PC Direkt Systems AG, Grubenstrasse 108,
SH. Jetzt anrufen: Tel. 052 674 09 90 oder
vorbeischauen. A1244525

Fusspflege – auch Hausbesuche A1245373

Hühneraugen Lebewohl !
Annamarie Kuster, Fusspflegerin, Ebnat-
strasse 65, 8200 SH, Tel. 078 642 84 03

Pangasius Fischfilets, Fr. 8.95/kg
Amarillo, Plattenweg 2, auf d. Breite A1248010

Hat Ihnen der Zahnarzt beim Im-
plantieren den Nerv in der Kiefer-
höhle zerstört, A1249761

und jetzt haben Sie zeitweise Schmerzen im
Bereich Gesicht, Augen, Nase und Stirn, dann
melden Sie sich unter Tel. 052 319 18 95

Aprikosen, 5 kg Fr. 16.50 A1249983

Amarillo, Plattenweg 2, auf der Breite

Platz für alli, Neuhausen

Sommerfest
Samstag, 26. Juni, ab 11.00 bis ca. 20 Uhr.
Verschiedene Grilladen, Kuchen, Risotto mit
Steinpilzen. Musik und Tanz mit Hubert. Spar-
verein Central und Familie Kessler A1250050

Kirschen selber pflücken
Familie Fürst, Dachsen. www.beeri.ch,
Tel. 079 480 62 25. Täglich geöffnet, auch
sonntags, 8 bis 20 Uhr A1250140

Neueröffnung: Sa., 26. Juni 2010
Cello’s Brockestube. Bei Kaffee und Kuchen
können Sie am Samstag von 9 bis 16 Uhr
nach Krempel und Seltenem stöbern. Gru-
benstr. 77a, 8200 Schaffhausen A1250191

SOMMERFERIEN-
SCHWIMMKURSE für Kinder
2.–6. August und 9.–13. August 2010, 5 x 30
Minuten, jeden Morgen ab 9 Uhr. Schwimm-
club Schaffhausen. Natel: 079 854 48 06 /
www. scsh.ch A1250238

Lenzerheide
Gemütliche 3-Zi.-Ferienwohnung (NR) mit
Balkon, TV und Garagenplatz, an ruhiger La-
ge Nähe Talstation Scalottas/Sportbus. Max.
4–5 Personen, Fr. 1050.–/Woche. Juli-Okt.
noch freie Termine. 079 509 69 13 A1250249

Grosser Flohmarkt/Hausräumung
Samstag, 26. Juni 2010, von 10.00–16.00Uhr
Konservenstrasse 9, Hallau. Möbel, Kleider,
Spielsachen, Haushaltsartikel, Bilder, Antiqui-
täten, Deko und vieles mehr!!! A1250272

Schuhhaus Vetterli, Diessenhofen
Wir haben reduziert!
Einzelpaare und Auslaufmodelle 20–70 %!
Fussballschuhe zum 1⁄2 Preis, Taschen am
Aussenständer 20–50 % Rabatt. A1250273

Kundenmaurer übernimmt
Umbauten, Küchenrenov., Gipserarb., Fassa-
densanierungen, 052 301 03 06 A1250280Ab sofort zu vermieten A1250282

Einzelgarage
in Schaffhausen an der St. Peterstrasse für
Fr. 110.– pro Monat. Tel. 052 624 51 51

reduziert… reduziert… reduziert
Boutique Deuxième
Kirchhofplatz 14, SH
Tel. 052 624 99 44 A1250283

Di.–Fr. 9–11, 14–18 Uhr, Sa. 10–16 Uhr

Jeden Freitag im Factory-Shop:
Gläser aller Art, Glacecoupen, Porzellan,
Besteck, Serviertabletts etc. Viele «Einzel-
schnäpper» mind 50% Rabatt! Thomas-
Rosenthal-Show-Room von Mo.–Fr., 7.30–12
und 13.30–17 Uhr. STERNEGG AG, Hohlen-
baumstrasse 18, Bus Nr. 3, Station Riet A1250306

Die Höfli-Brocki Herblingen
Im Höfli 7. Grosses, interessantes Angebot.
Günstige Preise. Restwaren, Orientteppiche
vom Wohnshop Hauri zu Brockipreisen. Ge-
öffnet Dienstag bis und mit Samstag, 9.00 bis
12.00 Uhr A1250310

Fundgrube
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Saft vom Fass alkohol-
frei ist ein erfrischender
Durstlöscher mit nur
21 kcal/dl für unterwegs,
in Restaurants, Bars
oder zu Hause.
Trink den neuen Cider
und bewahre einen
klaren Kopf.

DRINK
AND DRIVE

ALKOHOLFREI

ANZEIGE

Neues Logo für
autofreie Ferienorte
Braunwald. – Das autofreie Braun-
wald ist Mitglied der Gemeinschaft
autofreier Schweizer Tourismusorte
(GaST). Mit neuem Logo und Inter-
netauftritt werben insgesamt neun
Schweizer Feriendestinationen um
die Gunst der Feriengäste.

Autofreiheit stehe für Lebensquali-
tät und Ferien fernab von Hektik und
Stress. Darum lägen die neun Schwei-
zer Tourismusorte voll im Trend,
schreibt Braunwald-KlausenpassTou-
rismus in einer Mitteilung zum neuen
Logo. Neben Braunwald erfüllen acht
weitere Ferienorte die Kriterien wie
weitgehende Autofreiheit, zugäng-
lichkeit mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln und komfortablem Gepäckum-
schlag. (eing)

www.auto-frei.ch

Das neue Logo.

Braunwald offeriert
Fünflibertag zum Fest
Braunwald. – Zum Kick-off von Gla-
rus Süd in siebenTagen macht Braun-
wald als höchstgelegener Ort der
neuen Gemeinde den Gästen am
Samstag, 3. Juli, ein Geschenk. An
dem Tag, wo die Grenzbegeher, die
Bergführer Ueli Frei und Sämi Leu-
zinger die Gegend von Braunwald
durchqueren, fahren alle Gäste für
fünf Franken unbeschränkt auf allen
Bergbahnen in Braunwald. Die An-
reise ab Linthal mit der Standseil-
bahn ist inbegriffen, wie Braunwald-
Klausenpass Tourismus mitteilt. Aus-
serdem werden ab 9 Uhr stündlich
kostenlose Schnuppertouren am Ein-
steiger- und Kinderklettersteig
Braunwald angeboten. Ein Bergfüh-
rer leitet die Touren für Kletterinte-
ressierte ab fünf Jahren. (pd)

IN KÜRZE

Kurs.Am Montag, 27. September, fin-
det in der BuchhandlungWortreich in
Glarus von 10 bis 17 Uhr ein Kurs
zum Thema «Speed Reading» statt.
Die Teilnehmer lernen die «besten
Strategien für ein schnelles und effi-
zientes Lesen». Der Kurs richtet sich
an Personen, die Leseberge schnell
abarbeiten wollen. Anmeldeschluss
ist der 11. Juli. (eing)

www.wortreich-glarus.ch

Glarner Raumplanung: Trotz
miesen Noten gibts Hoffnung
Avenir Suisse gibt dem Kanton
Glarus in einer Studie miserable
Noten in Sachen Raumplanung.
Der Studienleiter und der
kantonale Raumplaner sind sich
einig, dass die Grossgemeinden
die Qualität der Raumplanung
erheblich steigern könnten.

Von Stefan Tschudi

Wer durchs Glarnerland fahre, sehe
schnell, dass keine klaren Siedlungs-
konturen vorhanden seien, kommen-
tiert Projektleiter Daniel-Jentsch die
Ergebnisse der Studie von Avenir
Suisse bildlich. «So weist beispiels-
weise der Talboden erhebliche Zer-
siedlungserscheinungen auf und es
gibt kaum brauchbare Strategien im
Umgang mit Industriebrachen», so
Müller-Jentsch. Für das Glarnerland
bestehe grosser Handlungsbedarf, es
fehle an einer Strategie, wie man sich
langfristig räumlich entwickeln wolle.

Eine ganz eigene Planungskultur
Peter Stocker, Leiter der kantonalen
Fachstelle für Raumentwicklung, er-
klärt demgegenüber, gerade bei In-
dustriebrachen mache der Kanton
Glarus sich mehr Mühe als andere
Kantone. Generell sei die Planungs-
kultur der Glarner aber nicht ver-
gleichbar mit anderen Kantonen. Im
Kanton Glarus bestehe nicht ein so
grosser Planungsdruck wie etwa in
Zürich, weil die Nachfrage auch nicht
so hoch sei.

Auch kleine Kantone können planen
Dass das Glarnerland in der Studie so
schlecht abgeschnitten habe, liege
hauptsächlich daran, dass der Kanton
wegen dem Richtplan 2004, der erst
2008 vom Bund mit Auflagen geneh-
migt wurde, nun viele Pendenzen in
der Raumplanung habe. «Da sind wir
im Rahmen unserer Möglichkeiten
ständig dran», so Stocker. Allerdings
hänge die Anwendung eines Steue-
rungsinstrumentariums stark vom po-
litischen Willen ab. Der Landrat habe
etwa die raumplanerisch griffigen Ar-
tikel zur Mehrwertabgabe und zur
Bauverpflichtung aus dem neuen
Raumentwicklungs- und Baugesetz
gekippt, sagt Stocker.

Stocker ist sich des Fehlens einer
langfristigen Strategie für die räumli-
che Entwicklung bewusst. Mit der
kommenden Richtplananpassung, die
vom Regierungsrat in die Legislatur-
ziele 2010 bis 2014 aufgenommen
wurde, werde die strategische räumli-
che Ausrichtung sicher definiert wer-
den, so Stocker.

Viele Raumplaner der kleineren
Kantone hätten mit der starken Ge-
meindeautonomie argumentiert, er-

klärt Müller-Jentsch. Dass auch für
kleine Kantone mit weniger Ressour-
cen als die grossen Fische Zürich oder
Bern eine solide Raumplanung mög-
lich sei, zeige das mit Glarus überaus
vergleichbare Uri, so Müller-Jentsch.
Die räumlichen Rahmenbedingungen
weisen grosse Ähnlichkeit auf: Die
Siedlungs- sowie die Wirtschaftsräu-
me konzentrieren sich auf die Täler,
was einen besonderen Planungsbe-
darf mit sich bringe.

Ressourcen aufstocken hilft
Uri erhielt in der Studie aber gute No-
ten. Die Raumplanung sei in Uri aber
nicht immer so gut gewesen, erklärt
Müller-Jentsch. Das Milliardenpro-
jekt des ägyptischen Investors Sawiris
sowie das gigantische Neat-Projekt
des Bundes, welche die wichtigsten
Teilräume von Uri betreffen,habe den
Kanton zu einem Reformschub ge-
zwungen. «In der Folge hat Uri eine
systematische Entwicklungsstrategie
in Form einer regionalen Richtplan-

anpassung auf die Beine gestellt», er-
klärt Jentsch. Zudem habe Uri seine
Ressourcen imAmt für Raumplanung
aufgestockt, von 200 auf über 300
Stellenprozente. Im Glarnerland sei
dies sicher auch eine Überlegung
wert, so Müller-Jentsch. «Das Beispiel
Uri zeigt aber, dass auch ein kleiner
Kanton mit wenigen Ressourcen eine
gute Planung auf die Beine stellen
kann.»

Chance Gemeindstrukturreform
Mit mehr Personalressourcen könn-
ten gewisse Projekte undVerfahren si-
cher schneller in die Hand genommen
werden, bestätigt Stocker. «Es kommt
eben darauf an, wie viel Bedeutung
man der Raumplanung beimisst.» Für
eine Planungskultur wie die «Gewin-
ner» der Studie eine haben, fehlten
dem Kanton Glarus schlichtweg die
Mittel und dieWirksamkeit der Raum-
planung hänge ja nicht nur von den
Ressourcen, sondern überwiegend
vom politischenWillen ab.

Daniel Müller Jentsch hält dem ent-
gegen, dass der Kanton Glarus mit der
Gemeindefusion der Schweiz bewie-
sen habe, dass er in grösseren Einhei-
ten denken und planen könne. «Nun
gilt es, die kantonale Richtplanung
auf eine neue Basis zu stellen, damit
eine sinnvolle Raumentwicklung
möglich wird.»

Ziel der Studie sei nicht, diejenigen
Kantone zu brandmarken, die
schlecht abschneiden. Im «Wettbe-
werbsföderalismus» sei ja die grösste
Chance, dass der eine Kanton dem an-
deren eine gute Idee abkupfern kön-
ne. «Glarus kann in der Raumplanung
von Uri lernen, die Urner in Sachen
Fusionen von den Glarnern.»

«Ich hoffe in den Grossgemeinden
findet eine Professionalisierung der
Planung statt und dass entsprechende
Ressourcen zugewiesen werden», sagt
Peter Stocker. Und: «Die Strukturre-
form ist sicher eine Chance, in der
Planung einen grossen Schritt vor-
wärts zu machen.»

Bildungsdirektoren ziehen Basisstufen-Bilanz
Wenn Kinder in einer Basis-
stufe gemeinsam spielen und
lernen, verbessert dies die
Integration. Das neue Schul-
modell, das seit 2003 erprobt
wird, bringt aber auch höhere
Kosten. Dies die Resultate,
die gestern vorgestellt wurden.

St. Gallen. – Der St. Galler Regie-
rungsrat Stefan Kölliker, Präsident
der Erziehungsdirektoren-Konferenz
der Ostschweizer Kantone (EDK-
Ost), präsentierte gestern den
Schlussbericht zum Schulversuch Ba-
sis- und Grundstufe. Kölliker und die
verantwortlichen Bildungsfachleute
zogen eine verhalten positive Bilanz.

Die Zusammenlegung des Kinder-

gartens mit der ersten Klasse
(Grundstufe) oder mit der ersten und
zweiten Klasse (Basisstufe) wird aus
pädagogischer Sicht begrüsst. Die
Modelle ermöglichten Integration
und schulische Förderung aller Kin-
der. Zur befürchteten «Verschulung»
des Kindergartens sei es nicht ge-
kommen.

Ball liegt jetzt bei den Kantonen
Relativ wenig können die Basis- und
Grundstufe hingegen zumAbbau von
sozialen Ungleichheiten beitragen,
erklärte Urs Moser,der an der Evalua-
tion des Schulversuchs mitwirkte. Zu-
dem sind die neuen Schulmodelle zu-
meist mit Mehrkosten verbunden,
weil mehrere Lehrkräfte die Klassen
im Team unterrichten.

Schulversuche fanden seit Sommer
2003 neben dem Kanton Glarus auch
in den Kantonen Aargau, Appenzell
Ausserrhoden, Bern, Freiburg, Lu-
zern, Nidwalden, St. Gallen,Thurgau
und Zürich sowie im Fürstentum
Liechtenstein statt. Zum Teil laufen
die Versuche noch weiter. Der Ball
liegt nun bei jedem einzelnen Kan-
ton. «Ich bin gespannt», sagte Kölli-
ker.

Kein Klassen-Repetieren mehr
In Bern und Luzern sind politische
Vorlagen zur Basis- und Grundstufe in
Vorbereitung. Andere Kantone über-
lassen die Umsetzung den Gemein-
den. Schaffhausen und Obwalden
warten noch ab, während in beiden
Basel, Solothurn, Uri, Graubünden

und Appenzell Innerrhoden die neu-
en Schulmodelle nicht zur Diskussion
stehen. DieAuswertung der Schulver-
suche zeigte unter anderem, dass Kin-
dergärtler in der Basis- oder Grund-
stufe zu Beginn schneller lesen und
schreiben lernen. Bis zum Ende der
zweiten Klasse büssen sie diesenVor-
sprung aber zumeist wieder ein.

Flexible Durchlaufzeit
ImVergleich zu jenen Kindern, die im
herkömmlichen Schulsystem eine
Klasse repetieren oder überspringen,
brauchen im neuen Modell etwa
gleich viele Kinder entweder ein Jahr
weniger oder länger für die Basis- und
Grundstufe. Das neue Modell mit fle-
xibler Durchlaufzeit verbessert die
Integration all dieser Kinder. (sda)

Geregelt: Viele Kantone, hier ein Feriendorf bei Flims, kennen Regeln zum Zweitwohnungsbau. Bild Arno Balzarini/Keystone
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Der Ackerbauspezialist gab am
20-Jahr-Jubiläum des Streifen-
frässaatclubs die Kooperation
mit Lohnunternehmer Schweiz
bekannt. SEITE 3, 31

THOMAS ANKEN

Ursi Münger war seinerzeit im
internationalen Landjugend-
austausch (IFYE) in Norwegen.
Heute hat sie Familie und ist
selber Gastmutter. SEITE 15

URSI MÜNGER

Nach Entscheiden des Bundes-
verwaltungsgerichts zu Mehr-
mengenbewilligungen treibt das
Bundesamt für Landwirtschaft
(BLW) die Kontrollarbeiten für
das Milchjahr 2008/2009 vor-
an. Alle 38 Ausstiegsorganisa-
tionen (AO) werden überprüft,
ob sie ihr Produktionspotenzial
überschritten haben. 18 AO ha-
ben rund 70 Mio. kg Milch zu
viel produziert. Sechs AO wur-
den deshalb bereits zur Abgabe
von insgesamt 1,8 Mio. Franken
verpflichtet. Bei 20 AO laufen
gegenwärtig weitere Abklärun-
gen. msi SEITE 5

MILCH

In Hitzeperioden kämpfen viele
Milchproduzenten mit schlech-
ter werdenderMilchqualität. Im
Durchschnitt aller Proben stei-
gen die Zellzahlen um rund
50000 Zellen an. Ursache ist er-
höhter Stress durch hohe Tem-
peraturen. Weil der Futterver-
zehr zurückgeht, bauen hoch
leistende Kühe vermehrt Kör-
perreserven ab und riskieren
eine leichte Ketose. Wenn der
Stall mit Ventilatoren oder Ver-
nebelungsanlagen gekühlt und
das Futter stets frisch gemischt
wird, kann dem vorgebeugt
werden. sum SEITE 27

ZELLZAHLEN

■ AUS DEM INHALT

Kartoffeln. In der Hitze
der nächsten Tage wird
die Entwicklung der
Kraut- und Knollenfäu-
le zwar stark gebremst,
aber nicht gestoppt.

Deshalb müssen die Pflanzen weiter geschützt
werden. Ein minimaler Fungizideinsatz ist zudem
nötig, um Kartoffelstauden vor der Dürrflecken-
krankheit (Alternaria) zu schützen. SEITE 36

■ WAS NICHT WARTEN KANN
+10 Rappen für Kälber.
Das Angebot an Bank-
kälbern ist tief, und die
Nachfrage war bis anhin
erfreulich gut. Die Prei-
se tendieren gegen oben.

T3-Kälber gelten neu Fr. 12.–/kg SG. T3-Kühe
werden mit Fr. 6.90 pro Kilo SG 10 Rappen teurer
gehandelt. Die Schweinepreise konnten dank stei-
gender Nachfrage gehalten werden. SEITE 18

■ MARKT
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R E K L A M E

Das Siedlungswachstum in der
Schweiz beschleunigt sich. Jähr-
lich wird eine Fläche von rund
2700 Hektaren zubetoniert, wo-
bei es sich meistens um wertvol-
les Kulturland handelt. Dieses
Siedlungswachstum ist einer-
seits durch die Zunahme der Be-
völkerung auf bald einmal 8Mil-
lionen, andererseits durch die
zunehmende Beanspruchung
von Wohnraum pro Person be-
dingt. Zusammen führt dies zu
einem überproportionalen
Wachstum der Siedlungsfläche.

Raumplanung ist mit der ein-
gereichten Landschaftsinitiative
und der auf Herbst vertagten Re-
vision des Raumplanungsgeset-
zes aktueller denn je. Die politi-
schen Vorstösse konzentrieren
sich zwar auf die Bundesebene,
die Schlüsselrolle der Raumpla-
nung kommt jedoch laut Exper-
ten den Kantonen zu.

Deshalb hat diewirtschaftsna-
he Avenir Suisse die Studie
«Raumplanung zwischen Vor-

RAUMPLANUNG: Die Siedlungsentwicklung soll besser koordiniert werden

Eine Avenir-Suisse-Stu-
die zeigt, dass die Kantone
zu wenig gegen die Zersie-
delung unternehmen.
Griffige gesetzliche Leit-
planken sollen gesetzt
werden. Die Siedlungsent-
wicklung will Avenir
Suisse aber nicht stoppen.

DANIEL ETTER

gabe und Vollzug» verfasst, die
aufzeigen soll, wie gut die einzel-
nenKantone ihre Aufgabewahr-
nehmen.

Die umfassende Analyse
deckt grosse kantonale Unter-
schiede in der Qualität des
raumplanerischen Instrumenta-
riums auf. Die Studie kommt
zum Schluss, dass städtische
Kantone die Siedlungssteuerung
besser wahrnehmen als kleine
ländliche. Der Kanton Zürich
belegt mit 61 von 90 möglichen
Punkten den ersten Platz.
Schlusslicht ist der Kanton Gla-

rus. Die Rangierung zeigt, dass
noch grosse Defizite beim Voll-
zug in den Kantonen bestehen.
Eine wirkungsvolle Steuerung
der Raumentwicklung sei nur
möglich, wenn griffigere Leit-
planken gesetzt und auch umge-
setzt werden.

Die Studie wird vonseiten der
Stiftung Landschaftsschutz, der
Schweizerischen Vereinigung
für Landesplanung, demAmt für
Raumentwicklung (ARE) und
Pro Natura begrüsst. Pro Natura
folgert sogar, dass die Siedlungs-
fläche nicht weiter wachsen

dürfe. Doch Avenir-Suisse-Di-
rektor ThomasHeld betont, dass
die Studie nicht auf einen Sied-
lungsentwicklungsstopp abziele.
«Die Entwicklung muss hinge-
gen besser koordiniert werden»,
sagte er. Es könne nicht sein,
dass jede Gemeinde ihr kleines
Gewerbegebiet ausscheide. Bes-
ser wären grössere, zusammen-
hängende Gebiete an zentraler
Lage. «Wenn sich die Städte ent-
wickeln können, kann auch die
Landwirtschaft im ländlichen
Raum erhalten bleiben», meint
Held. SEITE 3

Agropreis 2010. Noch
bis am 30. Juni können
Sie Ihr Projekt für den
diesjährigen Agropreis
anmelden. Der grösste
und älteste Innovations-

wettbewerb der Schweizer Landwirtschaft sucht
Bauernfamilien, die neue Wege gehen, um ihre
Existenz zu sichern. Anmelden können Sie sich
unter: www.emmental-versicherung.ch.

■ TIPP

■ WETTER

Schön undwarm

Feiertemit
Streifenfrässaat

Bietet IFYEs
einZuhause

BLWüberprüft
Organisationen

GestressteKühe,
schlechteMilch

VieleKantone tunzuwenig

DOSS
IER

ÖGA

Jährlich werden in der Schweiz 2700 Hektaren zubetoniert. (Bild: Robert Alder)

Mehrwerte der Land-
wirtschaft vermarkten

Zusatzwerte der Landwirt-
schaft sollten besser vermark-
tet werden, lautete eine Folge-
rung des Lilienberg-Forums in
Ermatingen TG. SEITE 5

Lange Getreidesorten
für den Klimawandel

Am Getreidetag der Sativa
Rheinau stellte Getreidezüch-
ter Peter Kunz seine trocken-
heitstoleranten «XXL»-Züch-
tungen vor. SEITE 25

Valtra stellt Projekt
mit Biogastraktor vor

Der finnische Traktorenher-
steller Valtra testet derzeit ei-
nen Biogastraktor. Ausgerüs-
tet ist der Schlepper mit einem
Zweistoffmotor. SEITE 31

McDonald’s sucht
weitere Raus-Kühe

McDonald’s setzt auf den
Raus-Standard, doch der
Markt gibt trotz einer Tierprä-
mie von 40 Franken nicht ge-
nügend Tiere her. SEITE 17
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Schweizer Bauer: Der Strei-
fenfrässaatclub wurde vor 20
Jahren gegründet. Wie haben
Sie diese Zeit erlebt?
Thomas Anken: Zu Beginn
herrschte eine grosse Euphorie.
Schwierig wurde es, als sich
Fehler einschlichen und man
nicht das nötige Rezept dazu
hatte, das System richtig einzu-
setzen. Trotz herber Rückschlä-
ge und finanziellen Einbussen
haben viele durchgebissen und
das Verfahren in Kleinarbeit
weiterentwickelt. Die Talsohle
liegt hinter uns.

Wo gab es Probleme?
Es gab Probleme in den drei Be-
reichen Technik, Herbologie
und Boden. Die Maschinen
wurden seit den ersten Prototy-
pen bis zur heutigen Oekosem 4
weiterentwickelt, so dass sie
nun sicher und störungsfrei ar-
beiten. Bei den Herbiziden wur-
den für die Bekämpfung der
Gräser neueWirkstoffe wie Sul-
fonylharnstoffe entwickelt. Zu-
dem haben wir in der Anwen-
dung viel dazu gelernt. Etwamit
Glyphosat mit wenig Wasser di-
rekt auf frische Stoppeln. Die
Erzielung einer guten Boden-

INTERVIEW: Streifenfrässaatclub wird 20 und kooperiert mit Lohnunternehmer Schweiz

Für Thomas Anken vom
Streifenfrässaatclub ist
klar: Dieses Anbauverfah-
ren wird in Zukunft noch
mehr Anhänger finden.

INTERVIEW:
HEINZ RÖTHLISBERGER

struktur stellt nach wie vor die
höchsten Herausforderungen.
Viele haben dies allerdings auch
schon gut im Griff.

Wieso nun der Zusammen-
schluss mit der Vereinigung
Lohnunternehmer Schweiz?
Der Streifenfrässaatclub war 20
Jahre für sich alleine und da-
durch etwas isoliert. Mit dieser
Kooperation wollen wir Syner-
gien nutzen. Das macht deswe-
gen Sinn, weil es vor allem

Lohnunternehmer sind, die
Streifenfrässaat anbieten.

Welches sind die Vorteile die-
ser Kooperation?
Über die Vereinigung erreichen
wir noch mehr Lohnunterneh-
mer und können so die Streifen-
frässaat weiter ausdehnen. Zu-
dem können wir das ganze Wis-
sen über den Boden zu den
Lohnunternehmern bringen.

Wie viel Fläche wird in der
Schweiz mit der Streifenfräs-
saat angebaut?
In diesem Jahr sind es gut 4000
Hektaren. Das bedeutet einen
neuen Höchststand. Schweiz-
weit sind rund 60Maschinen im
Einsatz, die auf eine Auslastung
von durchschnittlich 70 bis 80
Hektaren kommen.

Wie kann man Bauern dazu
bewegen, auf dieses Verfahren
zu setzen?
Die Bauern von den Vorteilen
der Streifenfrässaat zu überzeu-
gen, ist schwierig. Helfen zur
Weiterverbreitung könnten et-
wa die Landwirtschaftsschulen,
Mund-Propaganda und weiter-
hin viel Geduld. Zudem braucht
es auch in Zukunft Pioniere, die
dranbleiben und nicht locker-
lassen.

Ist die Direktsaat oder die
Mulchsaat eine Konkurrenz
zur Streifenfrässaat?
Für mich ist das überhaupt kei-
ne Konkurrenz. Die grosse

Kunst ist es, das richtige Verfah-
ren am richtigen Ort zum richti-
gen Zeitpunkt einzusetzen.

Solche Verfahren sind auch
abhängig von Förderprogram-
men.
Die Förderprogramme zeigen es
eindeutig. Geld ist ein guterMo-
tivator und kann eine Initial-
zündung sein. Das ist absolut
positiv. Wichtig wäre aber, dass
die Bauern von den Verfahren
überzeugt sind und sehen, dass
es bei der Bodenbearbeitung
auch mit weniger Aufwand ge-
hen kann.

Wie sieht die Zukunft der
Streifenfrässaat aus?
Die Entwicklung ist nach 20
Jahren keineswegs abgeschlos-
sen. Das Verfahren hat in den
letzten Jahren klar an Rücken-
wind gewonnen und wird sicher
noch mehr Anhänger finden.
Ein positiver Nebeneffekt ist,
dass viele Lohnunternehmer
von der Streifenfrässaat auf die
Direkt- und Mulchsaat überge-
hen und das System quasi ver-
vielfältigen. So wird die gesamte
Bodenbearbeitung weiterentwi-
ckelt. Dieser indirekte Erfolg ist
vielleicht noch wichtiger als
derjenige der Streifenfrässaat
selber. SEITE 31

Thomas Anken ist Ackerbauspezialist bei
Agroscope ART Tänikon und von Beginn
weg im Streifrässaatclub mit dabei. Er ist
Hauptinitiant des Zusammenschlusses zwi-
schen demClub und der Vereinigung Lohn-
unternehmer Schweiz.

Bei meinenWanderungen treffe
ich vermehrt Felder an, die
nicht nur der Nahrungsmittel-
Produktion dienen, sondernmit
Liebe zur Schönheit gestaltet
wurden. So findet man als Fle-
cken oder in ganzen Feldern lo-
cker eingesäte Mohnblumen
und seltener auch Kornblumen.
Sogar im Mais strecken verein-
zelte Sonnenblumen ihre Köpfe
der Sonne entgegen. Manchmal
sind auch Felder mit bunten
Rändern verschönert. Ich
möchte nun einmal auf diesem
Weg diesen kreativen Bauern
herzlich danken, und andere
animieren, es ihnen gleich zu
tun. Vielleicht lassen sich auch
ganze Ornamente in Felder ein-
säen?

Wie wäre es, wenn man diese
Samen gratis abgeben würde,
oder sogar Prämien entrichten
würde, ein Sponsor liesse sich
wohl finden.Mit liebenGrüssen
und einem herzlichen Danke-
schön !

Dieter Iselin
Fehren SO

«Alle Mehrmengen
streichen!»
Leserbrief zumMilchmarkt.

Zum Glück habe ich mit der
Milch nichts mehr zu tun, aber
wenn ich die Zeitung aufschla-
ge, kommt mir der Magen hoch!
Ich habe mit dem Melken be-
gonnen, als den Produzenten ei-
ne Milchmenge zugeteilt wur-
den.

Die Bauern wurden damals
aufgefordert, bei der Milchpro-
duktion Mass zu halten, also
Kälber mit Milch abzutränken
und Stierkälber mit Vollmilch
zu mästen. Was war der Dank
dafür, ein kleines Kontingent,
und alle andern sind mit einem
grossen prämiert worden! Was

LESERBRIEFE

hat man dabei gelernt? Nichts,
nein man macht noch grössere
Fehler als damals. Die Mehr-
mengen waren die grösste
Dummheit, die der Bundesrat je
erfunden hat. Ich fordere den
Bundesrat auf, für das neue
Milchjahr sofort die Mehrmen-
gen zu streichen und die Milch-
menge vom letzten Kontin-
gentsjahr zuzuteilen, sonst sind
alle die Dummen, die Kontin-
gent zu einem fairen Preis ge-
kauft haben. So würde dem

Bauer wieder ein guten Stellen-
wert geschaffen und jeder wür-
de wieder etwas verdienen.

Walter Keller
Maur ZH

«Freihandel
bedroht Existenz»
Leserbrief zu möglichen Grenzöffnungen
der Grenzen.

Kürzlich war der oberste Bau-
ernfunktionär Österreichs,
GerhardWlodkowski, mit einer

Delegation, zusammen mit Ex-
ponenten des Schweizer Bau-
ernverbandes in der Schweiz
unterwegs. Gleichzeitig hat die-
ser Präsident versucht, mit Lob-
hudelei die Agrarpolitik für ei-
nen EU-Agrarfreihandel für die
Schweiz zu betonen. Seitens
dieser Lobbyisten wird keine
Gelegenheit ausgelassen, das
pendente Agrarfreihandelsab-
kommen schönzureden. Wich-
tig zu wissen ist jedoch, dass
diese Befürworter mit den Kon-
strukten die weltweiten Preis-
dumpings auf Agrargütern nicht
lösen können. Die Verhandlun-
gen über Liberalisierung in der
Landwirtschaft und für Exporte
von Industrieprodukten ver-
heissen für die Landwirtschaft
nichts Gutes. Vorteile gibt es
nur für wenige, grosse Agrarlän-
der, Industrie- und Handelsna-
tionen wie die USA, Kanada,
Australien, Brasilien und einige
wenige mehr. Dem Grossteil
der Schweizer Bauern ist schon
seit längerem klar: Das Freihan-
delsabkommen würde ihre
Existenz bedrohen. Bei dieser
Bedrohungslage ist die Vereini-
gung für einen starken Agrar-
und Lebensmittelsektor (SALS)
mit ihrem Präsidenten Walter
Willener ein Lichtblick. Der
Mitgliederzuwachs der SALS ist
enorm und umfasst kumuliert
bereits viele tausend Mitglieder
aus dem Agrarsektor.

Walter Gisler, Luzern

Leserbriefe werden im «Schweizer
Bauer» gerne veröffentlicht. Kurz ge-
fasste Leserbriefe (max. 1500 Zei-
chen, 200 Wörter) werden bei der
Auswahl bevorzugt behandelt. Über
nicht veröffentlichte Beiträge wird
keine Korrespondenz geführt.

Redaktion «Schweizer Bauer»
Leserbriefe, Pf 8135, 3001 Bern

Fax: 031 330 33 95
Mail: leserbriefe@schweizerbauer.ch

Die aufstrebende Wirtschafts-
macht Indien weise bei der In-
frastruktur und bei Billigbehau-
sungen einen riesigen Nachhol-

PRESSESCHAU II

bedarf auf, berichtete die NZZ.
Eine Studie komme zum
Schluss, dass das rasche Wirt-
schaftswachstum nicht nur die
Nachfrage nach Infrastruktur-
verbesserungen habe steigen
lassen. Sie zeige auch, dass eine
mangelhafte oder gar fehlende
Infrastruktur Indien an der Rea-
lisierung seines Wirtschaftspo-
tenzials hindere. Neben einem
rückständigen Transportwesen
gehören auch ungenügende
Stromversorgung, fehlende Be-
wässerung in der Landwirt-
schaft und ungeeignete Zwi-
schenlager zu den Hemmnissen
der Entwicklung. Darunter lei-
de vor allem die ländliche Be-
völkerung. det
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Jede Sekunde
wird in der
Schweiz ein
Quadratmeter-
Boden zubeto-
niert. Allein
schon die Sied-
lungsfläche

wächst jährlich um 2700 Hek-
taren in der Grösse des Walen-
sees oder von rund 150 durch-
schnittlichen Landwirtschafts-
betrieben. Damit verliert die
Schweizer Landwirtschaft meist
wertvolles Kulturland, das sie
als Produktionsgrundlage be-
nötigen würde.

Bei der Raumplanung in der
Schweiz kann kaum noch von
Planung gesprochen werden.
Die Bauherren suchen sich den
aus ihrer Sicht geeignetsten
Standort aus und finden dort
nicht selten einen willigen
Landverkäufer. Sind sich beide
einig, wird alles daran gesetzt,
dass die Parzelle spätestens bei
der nächsten Zonenplanrevi-
sion eingezont wird. Dabei wird
eine durchdachte Planung in
aller Regel hintangestellt. Die
Gemeinden wollen ja schliess-
lich wachsen, und das ist ihnen
wichtiger als unsere Land-
schaft. Meistens schauen auch
die Kantonsbehörden weg und
bewilligen die Einzonung.

Dass diese Entwicklung nicht
nachhaltig ist, versteht jeder.
Eigeninteressen werden voran-
gestellt. Die wirtschaftsnahe
Avenir Suisse sieht das Raum-
planungsproblem zwar auch.
Sie zeigt aber in einer Studie auf,
dass es grosse Unterschiede im
Vollzug der Raumplanung un-
ter den einzelnen Kantonen
gibt. Sie fordert nun strengere
Richtlinien, doch die Siedlungs-

KOMMENTAR

entwicklung will Avenir Suisse
nicht stoppen. Die Landfläche
in der Schweiz ist begrenzt, und
die Bevölkerung wächst. Wenn
die Siedlungsentwicklung so
weiter geht, verliert unser Land
seine Schönheit, die Bauern die
Produktionsgrundlage, und die
Ernährungssicherheit ist je län-
ger je weniger gewährleistet.

Lippenbekenntnisse haben
in Raumplanungsfragen keinen
Platz mehr. Das Kulturland
muss zwingend besser geschützt
und die bestehenden Baugebie-
te verdichtet werden. Dies nicht
nur in der Wohnzone, sondern
auch im Industriegebiet. Es gä-
be Sinnvolleres als flächenrau-
benden einstöckigen Bauten.
Und an den zahlreichen Indust-
riebrachen sind die Firmen erst
recht nicht interessiert. Die Alt-
lastensanierung kostet ihnen
oft zu viel.

Für die produzierende Land-
wirtschaft ist entscheidend,
dass sie noch die Möglichkeit
hat, sich in der Landwirt-
schaftszone zu entwickeln.
Doch auch die Landwirtschaft
muss sich einschränken lassen.
Landwirtschaftliche Bauten
müssen in die Landschaft ein-
gebettet werden und ästhetisch
sein. Oft wollen Landwirte aus
einem Baulandverkauf Profit
schlagen. Der Verkauf erfolgt
meistens dann, wenn Investi-
tionen anstehen. Braucht es den
Verkauf der Produktionsgrund-
lage, damit investiert werden
kann, stimmt etwas am System
nicht. Es sollte möglich sein,
dass sich auch die Landwirt-
schaft mit eigenen Mitteln ent-
wickeln kann.

Daniel Etter
daniel.etter@schweizerbauer.ch

Der Streit der beiden Bauern in
Rehetobel AR sollte mit dem
Tod enden, berichtete der
«Blick». Die Bauernfamilie Z.

PRESSESCHAU I

würde ihre Nachbarn hassen.
Hansueli Z. habe die Schuld für
alles, was auf seinem Betrieb
nicht gut lief, bei seinen Nach-
barn gesucht. Sie gar beschul-
digt, seinen Hof verhext zu ha-
ben. Deshalb habe er zuerst
zwei Schläger beauftragt, die
Nachbar Jakob G. im Stall mit
Eisenstangen bewusstlos geprü-
gelt hätten. Später hätte er für
17500 Franken zweiKiller ange-
heuert, die Jakob G. und seinen
Vater hätte umbtringen sollen.
Die Tat sei aber missglückt. Da
Hansueli Z. deswegen die Killer
nicht bezahlen wollte, hätten sie
ihn um 30000 Franken erpresst.
Aus Angst hätte sich Z. nun der
Polizei gestellt. det

«DieStreifenfrässaat spürtRückenwind»

BaueralsLandschaftskünstler

Indiens
Nachholbedarf

Ernährung sichern,
Kulturland schützen

Nachbar
verhexteHof

Thomas Anken: «Es braucht
weiterhin Pioniere, die dran-
bleiben.» (Bild: röt)

Leserbriefschreiber Dieter Iselin erfreut sich an den Blumen
in den Feldern. (Bild: zvg)
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Über Stock 
und Stein

U n t e r w a l l i s. – Rund
4500 Mountainbiker nah-
men am letzten Wochenen-
de an der «Pass’Portes du
Soleil» teil. Auf der insge-
samt 75 Kilometer langen
Strecke bewältigten die
Teilnehmer eine Höhendif-
ferenz von 1450 Metern.
Die Fahrer konnten den
Rundkurs von acht Start-
punkten in Angriff neh-
men. An den zahlreichen
Zwischenstationen wurden
die ambitionierten Sportler
standesgemäss verpflegt
und konnten sich von den
Strapazen erholen. Neben
kräfteraubenden Anstiegen
kamen die Biker in den
Genuss einer insgesamt
sieben Kilometer langen
Abfahrt.

25 Millionen
Grenzübergänge

U n t e r w a l l i s. – Seit der
Eröffnung des Tunnels
Grand-Saint-Bernard im
Jahre 1964 passierten 25
Millionen Autos den Grenz-
übergang zwischen der
Schweiz und Frankreich.
Diese Zahl wurde an der
Generalversammlung der
«société Tunnel du Grand-
Saint-Bernard S.A.» in
Pregny, Kanton Genf, ver-
öffentlicht. Anlässlich der
Versammlung zogen die
Verantwortlichen auch eine
Bilanz des vergangenen
Jahres. Die Finanzkrise ha-
be sich im Jahre 2009 auf
den Fremdenverkehr ausge-
wirkt. Generaldirektor Luc
Darbellay berichtete gegen-
über der Tageszeitung «Le
Nouvelliste», dass das Ver-
kehrsaufkommen aber nur
leicht, um 0,38 Prozent, zu-
rückgegangen sei. Insge-
samt passierten knapp
600000 Fahrzeuge den Tun-
nel.

Weltpremiere
bei Alpaufzug

V e y s o n n a z. – Am ver-
gangenen Samstag bestaun-
ten mehr als 4000 Zuschau-
er den Alpaufzug der regio-
nalen Bauern von Veyson-
naz auf die Alpe Combyre.
Die Zuschauerzahl übertraf
alle Erwartungen und er-
reichte einen noch nie da
gewesenen Höchstwert.
Insgesamt 150 Tiere ver-
bringen die Sommermonate
auf der Alpe. Neben dem
traditionellen Ringkuh-
kampf wartete ein Höhe-
punkt der ganz besonderen
Art auf die Besucher. Der
spanische Flamencotänzer
Antonio Vargas war anwe-
send und vermochte mit sei-
nen zwei Tanzeinlagen die
Menge zu begeistern. Der
bereits 70-jährige Vargas
wohnt zurzeit in Singapur
und tanzte schon vor einem
Millionenpublikum. Sein
Auftritt im Rahmen eines
Alpaufzuges war eine Welt-
premiere.

Vermisst
C h o e x. – Seit vergange-
nem Freitag wird die in
Choex wohnhafte Stépha-
nie Dufaux vermisst. Ge-
mäss einer Meldung der
Kantonspolizei ist die 26-
Jährige 179 Zentimeter
gross und von mittlerer
Statur. Sie hat blonde Haa-
re und blaue Augen. Als sie
zuletzt gesehen wurde, trug
sie einen schwarzen Rock,
Schuhe mit dicken Sohlen,
eine bunte Mütze der Mar-
ke «Quicksilver» sowie ei-
ne pinkfarbene Brille mit
grossen Gläsern. Personen,
welche Angaben zum Ver-
bleib der jungen Frau ma-
chen können, sind gebeten,
sich bei der Polizei zu mel-
den.

Walliser Raumplanung miserabel
Von Avenir Suisse erhält die Walliser Raumplanung sehr schlechte Noten

S i t t e n. – Die Instrumen-
te sind total veraltet, es
fehlt an einer Gesamtschau
und die Bauzonen sind viel
zu gross. Das ist das ver-
nichtende Urteil von Ave-
nir Suisse über die Walliser
Raumplanung.

In einer Studie hat Avenir Suis-
se, die Denkfabrik der Schwei-
zer Wirtschaft, eine umfassende
Bestandesaufnahme zur Raum-
planung in der Schweiz vorge-
nommen. Fehlende Koordinati-
on, viel zu grosse Bauzonen und
ungenügende Umsetzung der
bestehenden Raumplanungsge-
setzgebung haben zum heutigen
«Siedlungsbrei» geführt.

Jährlich die Fläche
des Walensees

Um der Zersiedlung Einhalt zu
gebieten, brauche es nicht wei-
tere gesetzliche Einschränkun-
gen und strengere Bestimmun-
gen, sondern vielmehr eine
strikte und flächendeckende
Anwendung der geltenden Pla-
nungsgrundsätze. Die Autoren
orten ein grosses Defizit beim
Vollzug in vielen Kantonen.
Dabei überschreiten einzelne
Kantone und Gemeinden die
Toleranzschwelle, die dem fö-
deralistischen System der
Schweiz innewohnt, bei Wei-
tem. Sie tun dies sogar über die
Grenze der Illegalität hinaus.

Dem Grundsatz des haushälteri-
schen Umganges mit dem knap-
pen Gut wie dem Boden wird
nicht oder ungenügend nachge-
lebt. Jährlich wird in der
Schweiz eine Fläche in der
Grösse des Walensees überbaut. 

Wallis mit
kläglichen 16 Punkten

Die Bewertungsskala der
Raumplanungsstudie des libera-
len Think Tanks (Denkfabrik)
Avenir Suisse reicht bis zu 90
möglichen Punkten, die ein
Kanton erreichen kann. Der
schweizerische Durchschnitt
liegt bei 34,3 Punkten. Am
Schluss der Rangliste findet
sich der Kanton Glarus mit gan-
zen 8 Punkten, auf dem zweit-
letzten Platz liegen das Wallis
und der Kanton Appenzell In-
nerrhoden mit je 16 Punkten.
Die Rangliste wird von Stadt-
kantonen wie Zürich, Genf, Ba-
sel-Stadt, dann aber auch von
Bern angeführt. Fazit in der
Studie: Im Wallis gebe es
«kaum griffige Instrumente zur
Siedlungssteuerung».

Selbst das Tessin
ist deutlich besser

Wenn man die miserablen No-
ten der Walliser Raumplanung
in Vergleich zu anderen Ge-
birgskantonen setzt, dann macht
er eine sehr schlechte Falle: Uri
und Freiburg erreichen mit 31

und 33 Punkten doppelt so hohe
Wertungen. Der Kanton Tessin,
der sonst gerne als Beispiel von
mangelhafter Umsetzung von
Bundesrecht gilt, kommt sogar
auf 37 Punkte. Das vergleichba-
re Graubünden (Fläche/Touris-
mus) erreicht 39 Punkte.

Die Gründe für das
schlechte Abschneiden
Worin liegen nun die Gründe
für das sehr schlechte Ab-
schneiden des Kantons Wallis?
Einer der Autoren der Studie,
Daniel Müller-Jentsch, kennt
das Wallis nicht nur von der
Studie her, sondern von eigener
Anschauung. Er begründet den
schlechten Zustand der Raum-
planung im Wallis einmal mit
einem veralteten Instrumentari-
um. Als einer der wenigen Kan-
tone der Schweiz verfügt das
Wallis erst über Richtpläne der
ersten Generation. Es hat noch
nie eine Totalrevision gegeben.
Demgegenüber hat zum Bei-
spiel der Kanton Tessin den
Richtplan erst kürzlich umfas-
send überarbeitet. Dazu fehlt es
laut den Autoren der Studie
über eine gesamtkantonale Re-
gelung für den Zweitwohnungs-
bau, wie sie zum Beispiel Grau-
bünden eingeführt hat. Das Re-
sultat sei ein ungeordnetes
Siedlungswachstum wie zwi-
schen Brig-Glis und Visp, sagt
Müller-Jentsch.

Viel zu grosse
Bauzonenreserven

Ein weiterer Faktor, der zur aus-
gesprochen schlechten Bewer-
tung der Walliser Raumplanung
führte, sind die völlig überdi-
mensionierten Bauzonen. Laut
Bundesgesetz sollte diese Bau-
land-Bodenreserven nicht grös-

ser sein, als es dem Bedarf von
15 Jahren entspricht. Der Bau-
zonenflächenindex liegt im
Wallis bei 152 Prozent. Im
Klartext: Selbst wenn die Be-
völkerung des Wallis jährlich
um 1 Prozent wachsen würde,
reichten die Walliser Bauzonen
die nächsten 55 Jahre, statt für
15 Jahre. lth

lth) Die Raumplanung wird
in den kommenden Jahren in
den Vordergrund der schwei-
zerischen Politik geraten.
Denn die Umweltverbände
haben mit ihrer Landschafts-
initiative genau dies aufge-
zeigt – dass es in der schwei-
zerischen Raumplanung eine
längere Denkpause braucht,
um zu verhindern, dass die
ganze Schweiz mit «Sied-
lungsbrei» vollgestopft wird.
Die Landschaftsinitiative der
Umweltverbände verlangt,
dass die Gesamtfläche der
schweizerischen Bauzonen in
den nächsten 20 Jahren nicht
mehr ausgedehnt wird. Im
eidgenössischen Parlament
wird an einem Gegenvor-

schlag zu diesem Volksbe-
gehren gearbeitet. Der Ge-
genvorschlag wird ebenfalls
verbindlichere Anforderun-
gen bringen, die von den
Kantonen zwingend umge-
setzt werden müssen. Künf-
tig werden die Kantone über-
dies grenzüberschreitend pla-
nen müssen. Was für das
Waldgesetz möglich sei,
müsse auch bei der Raumpla-
nung verwirklicht werden.
Dazu sind auch noch zwei
Volksinitiativen von Franz
Weber hängig, die massive
Einschränkungen für den
touristischen Zweitwoh-
nungsbau und für Gewerbe-
und Industriehallen verlan-
gen. 

Raumplanung rückt
in den Vordergrund

S i t t e n. – «Die Resultate
der Studie von Avenir Su-
isse sind nachvollziehbar
und decken sich mit eige-
nen Erkenntnissen», sagte
Staatsrat Jean-Michel Ci-
na gestern.

Gleichzeitig verweist der De-
partementsvorsteher auf An-
frage darauf, dass nach den Er-
gebnissen von internen Abklä-
rungen und Analysen schon
erste Schritte eingeleitet wur-
den: «Im Kanton Wallis hat
man bereits 2009 den Hand-
lungsbedarf erkannt und ver-
schiedene Reformen eingelei-
tet. Die wichtigste Massnahme

ist die Lancierung eines umfas-
senden Reformprojektes, wel-
ches eine Gesamtbeurteilung
der kantonalen Richtplanung
sowie der Gesetzgebung vor-
sieht.» Die Regierung des Kan-
tons Wallis erkenne die Bedeu-
tung der Raumplanung durch-
aus. Sie sei eines der Schwer-
punktthemen der laufenden
Legislaturperiode.

Totalrevision des
Richtplanes läuft

Insgesamt fördert die Studie
von Avenir Suisse nach Auf-
fassung der Walliser Regierung
«Bekanntes an den Tag». Die
Analyse sei überdies «rück-

wärtsgerichtet» und laufende
Bestrebungen zur Revision des
Raumplanungsrechts habe sie
«nicht oder nur ungenügend
berücksichtigt». Staatsrat Cina
räumt ein, dass man diese Be-
strebungen allerdings noch
nicht kommuniziert habe. Er
will sich in seinem Departe-
ment noch vertieft mit den Er-
gebnissen auseinandersetzen.
Elemente des Richtplanes sei-
en bei der Bewertung nicht ge-
nügend berücksichtigt worden.
Auch verschiedene kommuna-
le Projekte wären in der Studie
ausser Acht gelassen worden.
«Mit einer eingehenden Kon-
sultation bei den Kantonen vor

der Veröffentlichung der Stu-
die hätten diese Schwachpunk-
te geschlossen werden kön-
nen», findet der Departements-
vorsteher.

Raumplanungsziele
überarbeiten

Die Westschweizer Kantone
schneiden in der Bewertung
von Avenir Suisse laut der
Stellungnahme des Departe-
mentes Cina allgemein
schlecht ab – mit Ausnahme
von Genf. Dabei hätten gerade
diese Kantone in den vergan-
genen Jahren wichtige Refor-
men eingeleitet. Allerdings or-
tet selbst Jean-Michel Cina im

heutigen System «Defizite im
Vollzug». Im Rahmen der nun
aufgegleisten Reformen sei es
vorgesehen, die Raumpla-
nungsziele zu überarbeiten und
auf dieser Basis ein Raument-
wicklungskonzept zu erarbei-
ten. Damit werde die strategi-
sche Ebene der Richtplanung
gestärkt. Die kantonale Ge-
setzgebung werde überdies den
neuen Herausforderungen in
der Raumplanung angepasst.
«Die Studie von Avenir Suisse
bestätigt den Handlungsbedarf
und die Effektivität der laufen-
den und geplanten Reformen
im Kanton», zieht Staatsrat Ci-
na Bilanz. lth

«Handlungsbedarf ist erkannt»
Staatsrat Jean-Michel Cina bezeichnet Studie von Avenir Suisse als «nachvollziehbar»

Das Wallis bekommt von der wirtschaftsnahen Denkfabrik Avenir Suisse schlechte Noten für seine mangelhafte Raumplanung. Foto wb
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Trotz vieler Baustellen
im Kanton hat man
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vor Staus. SEITE 7
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Zweitwohnungs-Regelungen
heizen Bündner Baumarkt an
Die Diskussionen über strenge
Regeln für Zweitwohnungen
haben einen Nebeneffekt: Es
wird aufVorrat gebaut.

Von Olivier Berger

Chur. – Wo Gemeinden neue, strenge-
re Auflagen für den Bau von Zweit-
wohnungen planen, werden Projekte

vorgezogen und teilweise auf Vorrat
realisiert: Diese Beobachtung haben
Behördenvertreter und Experten ge-
macht. In Arosa etwa musste diese
Woche eine Planungszone erlassen
werden. Gemeindeschreiber Peter
Remek bestätigt, dass diese nötig
wurde, weil sich im Zuge der Diskus-
sionen um neue Zweitwohnungs-
Bestimmungen «das Bauvolumen
stark erhöht» habe.

Auch in anderen Gemeinden wie
Flims und Laax hat man ähnliche Be-
obachtungen gemacht. In Laax wer-
den derzeit 60 Zweitwohnungen ge-
baut; die Projekte wurde noch vor dem
Erlass einer Planungszone mit tempo-
rärer Kontingentierung lanciert.

«Einmaliger negativer Effekt»
Vorzieheffekte wie bei den Zweit-
wohnungen kenne man auch aus an-

deren Bereichen, erklärt Daniel Mül-
ler-Jentsch, Mitverfasser einer Studie
über kantonale Siedlungsplanung.Al-
lerdings dürften diese keine Ausrede
sein, nichts zu unternehmen. Es hand-
le sich um einen «einmaligen negati-
ven Effekt».

Müller-Jentschs Studie stellt der
Bündner Raumplanung ein gutes
Zeugnis aus: Der Kanton liegt natio-
nal auf Platz 6. BERICHTE SEITE 3

Turner trotzen
der Hitze
Maienfeld. – Rund 8000Turnerinnen
undTurner und etwa 4000 Zuschauer
fanden gestern den Weg auf das Mai-
enfelder Rossriet zum zweiten Wett-
kampfwochenende des Bündner-
Glarner Kantonalturnfests. Trotz der
grossen Hitze zeigten dieTurnerinnen
und Turner erstklassige Leistungen.
Zwischen den Darbietungen suchten
aber sowohl die Aktiven als auch die
Zuschauer ein schattiges Plätzchen
auf, um etwas abzukühlen.

Heute findet dasTurnfest seinenAb-
schluss mit dem GKB-Turncup am
Vormittag sowie der Schlussfeier und
den Rangverkündigungen am Nach-
mittag. (so) BERICHT SEITE 23

Schattenplätze gefragt: Schutz vor der
Hitze suchen Turnerinnen und Zu-
schauer am Bündner-Glarner Kanto-
nalturnfest auch auf einem schmalen
Streifen vor dem Festzelt.Bild Theo Gstöhl

DOSSIER:
100 JAHRE LUFTFAHRT

Heute: In Aarau ist der offizielle Festtag
des Eidgenössischen Schützenfests.

9 771424 751007
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Claudia Troncana
geht zur FDP
Chur. – Die Oberengadiner Gross-
rätin Claudia Troncana schliesst
sich der FDP-Fraktion an. Dies teil-
te sie gestern mit.Troncana, bisher
Mitglied der Fraktion der Unab-
hängigen, zieht damit die Konse-
quenzen aus den Wirren, die im
Vorfeld derWahl des letzten Gross-
ratsmitglieds im Calancatal ent-
standen sind. Dort wurde bekannt,
dass Roberta Cattaneo für die SVP
kandidiert. SEITE 5

Stauwärter auch
in der Schweiz?
Bern. – In Deutschland sind sie
schon länger gang und gäbe, so ge-
nannte Stauwärter. Diese sorgen
für das Wohl von Automobilisten,
die im Stau stecken – mit Verpfle-
gung und Spielzeug, aber auch als
Schlichter bei Streitigkeiten. Der
TCS findet die Idee toll und will sie
für die Schweiz prüfen, etwa für
die Gotthard-Strecke. Skeptischer
ist die Polizei – wegen Sicherheits-
bedenken. SEITE 13

Nord- und Mittelbünden
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Von Andrea Masüger

Stichworte, die vor 20 Jahren
noch die öffentliche Empörung be-
feuerten, locken heute keinen
Hund mehr hinter dem Ofen her-
vor. Zwar geben sich einige Jour-
nalisten derzeit redlich Mühe, der
Schweiz eine zweite Fichenaffäre
aufzuhalsen, doch niemand mag
so richtig anbeissen.

Die Ausgangslage ist eben eine
völlig andere als 1989. Unter dem
Eindruck des zu Ende gehenden
Kalten Krieges und des Zusam-
menbruchs des Ostblocks war die
Erkenntnis tatsächlich ungeheuer-
lich, dass der Staat über Jahre hin-

weg seine Bürger bespitzelt und fi-
chiert hatte. Für viele Betroffene
war das damals wie einVerrat an
den Grundrechten, man wähnte
sich in DDR-ähnlichen Denkmus-
tern, man fühlte sich beschuldigt
als potenzieller Landesverräter.

Mittlerweile wissen wir alle, dass
Geheimdienste eher kauzige als
gefährliche Konstruktionen sind.
Was sich in den früheren und auch
in den heutigen Fichen fand und
findet, ist zu 90 Prozent archivier-
ter Schwachsinn. Damals wurde
der Eintrag «trinkt abends gerne
ein Bier» berühmt, heute dürfte
der «versuchte Tortenwurf gegen
eine Magistratsperson» dieselbe

Bedeutung erlangen. (Ein Journa-
list der «Wochenzeitung» hatte
vor sechs Jahren versucht, Bundes-
rat Merz mit einer Torte zu bewer-
fen, was leider misslang, trotzdem
aber Eingang in die Staatsschutz-
kartei fand.)

Auch der Fall der soeben in den
USA aufgeflogenen elf russischen
Agenten ist eher für die Operette
als fürs Drama geeignet: sie verrie-
ten «Geheimnisse», die jeder Di-
plomat ohnehin wusste. Und un-
willkürlich wird man da an den
schweizerischen Jahrhundert-
Spion Jeanmaire erinnert, dessen
Geschichte sich heute nur noch als
paranoide Selbstinszenierung der

aufdeckenden Behörden und eini-
ger Politiker liest.

Es ist eben so: Die Geheimdienst-
profis, die ganze Nationen vor
dem Untergang bewahren, sind die
Domäne von französischen Krimi-
Serien und Hollywood-Schinken.
In derWirklichkeit klassieren sol-
che Organisationen oft Informatio-
nen als geheim, die man auch im
Auslandteil der NZZ findet. Man
sollte sich deshalb diesen prächti-
gen Sommer nicht mit neuen Fi-
chen-Aufregungen verderben las-
sen. Denn das, was die wussten,
wissen wir schon lange ...

amasueger@suedostschweiz.ch

BITTE KEINE TORTEN WERFEN
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Die Suche nach griffigeren Instrumenten gegen Zweitwohnungen löst paradoxerweise einen
Bauboom aus – es wird so viel gebaut, wie es vor den neuen Regelungen noch möglich ist.
Eine neue Studie lobt den Kanton Graubünden für den Umgang mit Zweitwohnungen.

Der Zweitwohnungsboom auf Vorrat
In jenen Bündner Gemeinden,
die für die nähere Zukunft
strengere Regeln für Zweit-
wohnungen planen, wird
gebaut – quasi aufVorrat.
Fachleute und Kanton raten
deshalb zum Erlass von
Planungszonen, bevor neue
Regelungen getroffen werden.

Von Olivier Berger

Es war praktisch eine Nacht-und-Ne-
bel-Aktion: Im Mai 2007 erliess Da-
vos ohne Vorwarnung eine Planungs-
zone. Geplant und gebaut werden
konnte quasi ab sofort nur noch unter
deutlich strengeren Auflagen. «Mit
der Planungszone», erklärt der Davo-
ser Landammann Hans Peter Michel,
«wollten wir verhindern, dass bis zur
Änderung des Baugesetzes noch auf
Vorrat Zweitwohnungen gebaut wer-
den.»Vorbereitet worden sei das Ge-
schäft in aller Diskretion. «Selbst
wenn mich Leute direkt auf eine mög-
liche Planungszone angesprochen ha-
ben, habe ich nur ausweichend geant-
wortet», sagt Michel.

Wo geplant wird, wird gebaut
Die Vorsicht der Davoser Gemeinde-
behörden war berechtigt. Seit in Ge-
meinden, beim Kanton und auf Bun-
desebene über rigidere Vorschriften
für Zweiwohnungen diskutiert wird,
wird dort, wo das noch möglich ist,
aufVorrat gebaut – in Laax etwa der-
zeit an 65Wohnungen. Laut dem Laa-
xer Bauamtschef Toni Cadruvi sind
60 davon Zweitwohnungen. Laax hat
eine Planungszone mit temporärer
Kontingentierung erlassen. «Bevor
wir die Zone erlassen haben», erklärt
Gemeindepräsident Toni Camathias,

«haben wir wirklich einen massiven
Bauschub verspürt.»

Auch der Flimser Gemeindepräsi-
dent Thomas Ragettli bestätigt, «dass
die Bautätigkeit exponentiell zuge-
nommen hat, nachdem über strenge-
re Vorschriften und die nationalen
Zweitwohnungsinitiative diskutiert
worden ist». Jüngstes Beispiel für
Bauen auf Vorrat ist Arosa. Nachdem
auch im Schanfigger Ort über neue
Beschränkungen für den Zweitwoh-
nungsbau debattiert wurde, hat sich

das Bauvolumen stark erhöht, wie
Gemeindeschreiber Peter Remek
sagt. Der Bauboom in Arosa wurde so
gross, dass die Gemeinde dieseWoche
eine Planungszone in Kraft gesetzt
hat, um die Bauwut der Investoren zu
bremsen.

In St. Moritz dagegen hält sich die
Bautätigkeit laut Gemeindepräsident
Peter Barth derzeit in Grenzen. Mit
ein Grund dafür sei, dass die Gemein-
de schon seit einigen Jahren den An-
teil von Zweitwohnungen am gesam-

ten Bauvolumen festschreibt. Aller-
dings habe sich im Zusammenhang
mit derVolksinitiative zur Einschrän-
kung des Zweitwohnungsbaus auf
Kreisebene gezeigt, «dass in manchen
Nachbargemeinden Projekte durch-
geführt wurden, bevor die Beschrän-
kungen in Kraft treten konnten».

«Kein Grund, nichts zu tun»
Laut Daniel Müller-Jentsch, der für
die Zürcher DenkfabrikAvenir Suisse
eine Studie über Siedlungsentwick-

lung mitverfasst hat (sieheArtikel un-
ten), kommt die Bautätigkeit aufVor-
rat nicht überraschend. «Wir haben
im Rahmen unserer Studie zwar nicht
untersucht, wie sich drohende Ein-
schränkungen auf die Bautätigkeit
auswirken», sagt er. «SolcheVorzieh-
effekte kennt man aber aus anderen
Bereichen.» DasVerhalten von Inves-
toren und Bauherren sei «durchaus
nachvollziehbar».

Für den Experten Müller-Jentsch ist
die vorgezogene Bautätigkeit aller-
dings kein Grund, auf die Verschär-
fung der Vorschriften zu verzichten.
Dabei handle es sich um eine Über-
gangsproblematik. «Nur, weil sie ei-
nen einmaligen negativen Effekt be-
fürchten muss, sollte keine Gemeinde
darauf verzichten, das Problem im
Grundsatz anzugehen.»

Kanton plädiert für Planungszonen
Auch beim Kanton kennt man das
Problem der vorgezogenen Realisie-
rung von Zweitwohnungsprojekten.
Aus diesem Grund habe die Regie-
rung die Bestimmung im neuen Richt-
plan per sofort in Kraft gesetzt, wo-
nach bei Neueinzonungen nurmehr
ein Drittel Zweitwohnungen gebaut
werden dürfte, so Regierungsrat
Hansjörg Trachsel. Was die bestehen-
den Bauzonen in den touristischen
Hochburgen angehe, seien die Land-
reserven so knapp, dass sich das Pro-
blem in wenigen Jahren erledigt habe.
Sowohl Trachsel wie auch Cla Sema-
deni, Vorsteher des kantonalen Amts
für Raumentwicklung, raten den Ge-
meinden zudem zum Erlass von Pla-
nungszonen, um denVorzugseffekt zu
verhindern. «Das Instrument der Pla-
nungszone existiert vor allem zu die-
sem Zweck», sagt Trachsel. Inzwi-
schen machten auch viele Gemeinden
Gebrauch davon.

Baustellen überall im Ort: In Laax werden derzeit trotz – oder wegen – einer Planungszone mit temporärer
Kontingentierung gleich 60 Zweitwohnungen gebaut. Bild Marco Hartmann

Alpiner Musterknabe vor neuen Herausforderungen
Die Bündner Raumplanung ist
auf gutenWegen: In einem
Kantonevergleich von Avenir
Suisse landet Graubünden auf
dem sechsten Platz. Gelobt
wird vor allem der Umgang mit
potenzialarmen Räumen und
den Zweitwohnungen.

Von Olivier Berger

Zürich/Chur. – Eine «entwickelte
Planungskultur» ortet Avenir Suisse
in Graubünden. Und «die Bereit-
schaft, schwierige Probleme anzuge-
hen». Tatsächlich erhält die Bündner
Raumplanung von der Zürcher Denk-
fabrik gute Noten: In einem vergange-
ne Woche veröffentlichten Vergleich
zwischen allen Schweizer Kantonen
liegt Graubünden nicht nur an insge-
samt sechster Stelle, sondern auch
klar an der Spitze des gesamten Berg-
gebiets. Vor Graubünden konnte sich
aus der ländlichen Schweiz lediglich
Thurgau platzieren.

«Stellt sich den Problemen»
Vor allem zwei Punkte seien es, wel-
che Graubünden den Spitzenrang ein-
gebracht hätten, sagt Daniel Müller-
Jentsch, Mitverfasser der umfangrei-
chen Untersuchung: der Umgang mit
potenzialarmen Räumen und mit der
Zweitwohnungsproblematik. Die Bei-
spiele zeigten auch, wo die Unter-
schiede zwischen Graubünden und
dem auf dem drittletzten Platz klas-
siertenWallis lägen.Topografisch und
von der Struktur her liessen sich die
beiden Kantone zwar vergleichen.

Graubünden aber stelle sich den
Problemen, während im Wallis eine
«Laisser-faire-Politik» herrsche.

Für Müller-Jentsch ist denn auch
klar, dass «Graubünden vieles richtig
macht». Ein gutes Zeugnis erhält
Graubünden in derAvenir-Suisse-Stu-
die deshalb auch für den Umgang mit
Bauzonen und die Siedlungsbegren-
zung sowie für die Mobilisierung be-
reits eingezonten Baulands. Letzte-
res, obwohl Graubünden zu jenen
Kantonen gehört, welche denAuftrag
im nationalen Steuerharmonisie-
rungsgesetz umsetzt, nicht überbau-
tes Bauland statt zum landwirtschaft-
lichen Ertrags- zum höheren Ver-
kehrswert zu besteuern.

Allerdings, sagt Toni Hess, Leiter
des Rechtsdiensts bei der kantonalen
Steuerverwaltung, besteuere man
umgezontes Landwirtschaftsland
nicht durchs Band nach dem Agrar-
Steuersatz. Je nach Ausgangslage und
Zeitpunkt von Landerwerb und Um-
zonung werde ein Mischsatz aus Er-
trags- undVerkehrswert angewendet.

Trachsel sieht sich bestätigt
Beim zuständigen kantonalen Depar-
tement fürVolkswirtschaft und Sozia-
les sieht man die Ergebnisse der Stu-
die mit Genugtuung. «Wir stehen im
Vergleich gut da», sagt Regierungsrat
Hansjörg Trachsel. Trachsel sieht sich
in seiner Politik der vergangenen Jah-
re durch das Papier bestätigt. «Es zeigt
sich, dass es richtig war, die Problema-
tiken von potenzialarmen Räumen
und Zweitwohnungen frühzeitig an-
zugehen.» Als er die beiden Themen
in den vergangenen zwei Jahren for-

ciert habe, sei er von politisch Gleich-
gesinnten sogar gewarnt worden.
«Man hat geglaubt, dass es unklug sei,
das vor den Wahlen zu thematisie-
ren.» Die Studie aus Zürich zeige nun,
dass die Entscheidung richtig gewesen
sei, Zweitwohnungen und potenzi-
alarme Räume politisch aufzugreifen.

Verdichtung nach innen kommt
Bei allem Lob in der Studie warntVer-
fasser Müller-Jentsch Graubünden da-
vor, sich jetzt auf den Lorbeeren aus-
zuruhen. Das Papier zeige, dass viele
mögliche Instrumente der Siedlungs-
steuerung in allen Kantonen noch
nicht ausgeschöpft würden (siehe
Grafik). Tatsächlich erreiche selbst
Spitzenreiter Zürich nur gut 60 von
90 möglichen Punkten.

In Graubünden sieht Müller-Jentsch
vor allem in derVerdichtung nach in-
nen noch Nachholbedarf. «Grosse
Herausforderungen werden sich
in den kommenden Jahren beispiels-
weise im Churer Rheintal stellen.» Im
wirtschaftlichen Motor des Kantons
gehe es darum, überregional zu pla-
nen, um einen guten Mix aus Wirt-
schafts-, Wohn- und Erholungsräu-
men zu schaffen.

Regierungsrat Trachsel ist sich der
Herausforderungen durchaus be-
wusst. Die kantonale Raumentwick-
lung trete gewissermassen in eine
neue Phase ein. «Die kommenden
zehn Jahre wird uns die innere Ver-
dichtung tatsächlich stark beschäfti-
gen.» Bereits jetzt helfe der Kanton
auch bei der Umnutzung undVerdich-
tung von nicht mehr genutzten Area-
len zum Beispiel auf Bahnhöfen mit.

Quelle: Avenir Suisse, Grafik: DIE SÜDOSTSCHWEIZ

AN DER NATIONALEN SPITZE

Gute Noten für die Bündner Siedlungsplaner
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Fussball-WM
Demütigung für Maradona 
und Argentinien
Morgen Dientag steht der erste Halbfinal 
an, Uruguay trifft als letztes südamerika-
nisches Team auf Holland. Am Mittwoch 
kommt es zwischen Deutschland und 
Spanien zur Neuauflage des EM-Finals 
2008, den Spanien 1:0 gewann. Dank 
einer mitreissenden Leistung deklassier-
ten die Deutschen den argentinischen 
WM-Favoriten 4:0. Damit wurde auch 
Diego Maradonas Ansehen als Coach 
schwer ramponiert. – Seite 35 bis 37

Zürich
Knabe von einem Eisenschild 
beinahe erschlagen
Ein Knabe ist am Samstagnachmittag in 
Schlieren von einer Stahltafel am Kopf 
getroffen worden. Der 9-Jährige wurde 
mit schweren Verletzungen ins Spital ge-
bracht. Vier weitere Kinder wurden von 
der Tafel getroffen und ebenfalls ver-
letzt. Die Kinder waren an einer Ge-
burtstagsfeier im Stadtpark. Weshalb 
sich das Schild von der Fassade gelöst 
hatte, untersucht die Kantonspolizei 
derzeit. – Seite 15

Passagierrechte
Wie Kunden von Air Berlin zu 
ihrem Recht kamen 
Zuerst die Verspätung, dann die Annul-
lierung des Flugs: Für 100 Passagiere 
zog sich die Rückkehr von Berlin nach 
Zürich mit Air Berlin über zwei Tage hin.  
Obwohl die Passagiere in solchen Fällen 
klare Rechte haben, hat sich die Airline  
nicht an alle Vorschriften gehalten. Mit 
ein Grund ist, dass die wenigsten Flug-
kunden Bescheid wissen. Der «Tages- 
Anzeiger» zeigt an diesem Fall, wie man 
zu seinem Recht kommt. – Seite 23

«Die Vitalität  
der Kirche ist auf 
dem Tiefpunkt.»
Michael Meier über die Position 
der Katholischen Kirche nach der 
Berufung von Kurt Koch. — Seite 9

Pattsituation im Nahost-Konflikt: 
Palästinenser und Israeli sehen 
sich beide als Opfer. — Seite 9

Kommentare & AnalysenHeute

Festbude Zürich

Foto: Nicola Pitaro

An einem perfekten Sommerwochenende strömten zwei Millionen Besucher  
an das Züri-Fäscht rund um das Zürcher Seebecken. Die Organisatoren zogen  
eine positive Bilanz über die drei «Feier»-Tage. (TA) – Seite 13, 14

Von Beat Bühlmann
Das geltende Raumplanungsgesetz von 
1980 schreibt den Kantonen vor, eine so-
genannte Mehrwertabschöpfung vorzu-
nehmen: Gewinnt Land durch Umzo-
nung an Wert, müssen sie eine Abgabe er-
heben. Bis jetzt haben dies nur die Kan-
tone Basel-Stadt und Neuenburg gesetz-
lich geregelt. Damit profitieren vor allem 
die Landwirte von neuen Bauzonen. 
Denn der Preis kann pro Quadratmeter 
von 10 auf bis zu 1000 Franken steigen. 

Laut einer Studie der Schweizeri-
schen Vereinigung für Landesplanung  
beläuft sich der Mehrwert durch Einzo-
nungen in der Schweiz auf 1 Milliarde 
Franken pro Jahr. Dazu kommen weitere 
Wertsteigerungen durch höhere Aus-
nutzung, etwa bei Industriebrachen. 
Nur ein kleiner Teil des Wertgewinns 
wird durch die Grundstückgewinn-
steuern oder vertragliche Vereinbarun-
gen in den Gemeinden abgeschöpft.

Der kantonale Verzicht auf Abschöp-
fung von Planungsmehrwert sei «ein 
massives Vollzugsdefizit», kritisiert Da-
niel Müller-Jentsch von Avenir Suisse. 
Denn sie sei «eines der potenziell stärks-
ten Instrumente in der Bauzonenpoli-
tik». Die Abgabe könne dazu dienen, fäl-

lige Entschädigungen bei Rückzonungen 
zu begleichen. Diese wären schon lange 
nötig, weil die Reservezonen zu gross 
sind und oft am falschen Ort liegen.

Verena Diener interveniert
In der Raumplanung hätten nicht alle 
Kantone ihre Hausaufgaben gemacht, 
räumt Benjamin Wittwer, Direktor der   
kantonalen Bau-, Planungs- und Um-
weltdirektorenkonferenz, ein. «Wir ha-
ben das Defizit erkannt und bieten Hand 
für einen griffigen Gegenvorschlag zur 
Landschaftsinitiative.» Allerdings soll es 
den Kantonen überlassen bleiben, ob sie 
die Mehrwertabgabe einführen. Die Zür-
cher Ständerätin Verena Diener (GLP) 
hat jedoch in der ständerätlichen Um-
weltkommission beantragt, diese Ab-
gabe verbindlicher zu regeln. «Sie ist 
zwingend nötig, wenn wir die Bauzonen 
redimensionieren wollen», sagt die ehe-
malige Zürcher Regierungsrätin.

Kantone lassen sich 
bei Einzonungen 
Milliarden entgehen 
Durch Einzonung entsteht jedes Jahr ein Mehrwert 
in Milliardenhöhe – doch die Kantone gehen leer aus.

Die Bauzonen wachsen weiter
Kommentar: Die Kantone dürfen sich nicht 
länger um Bundesgesetz foutieren. – Seite 2

Die meisten Kantone verfügen über zu 
grosse Bauzonenreserven. – Seite 3

Geheimdienst-Chef Markus Seiler re-
agiert auf die Kritik an der Fichenpraxis 
seiner Spione. Er hat diese letzten Frei-
tag angewiesen, bei der Datenbearbei-
tung ab sofort eine restriktivere Linie zu 
verfolgen. Dazu gehört, dass bestehende 
Einträge im Zweifelsfall zu löschen sind, 
wie das Verteidigungsdepartement 
einen Bericht der «NZZ am Sonntag» be-
stätigte. Neue Fichen sollen zudem nur 
angelegt werden, wenn es für den Staats-
schutz wirklich nötig ist. So verlangt es 
auch das Gesetz, an das sich der Geheim-
dienst bisher nicht gehalten hat. 

Den Geschäftsprüfern des Parlaments 
reicht dieser Schritt indes nicht. Sie ver-
langen die sofortige Sperrung all jener 
110 000 Einträge, die seit über fünf Jah-
ren unüberprüft im Archiv lagern. Auf 
eine solche Sperre hat Seiler indes vor-
erst verzichtet. ( fri) – Seite 5

Geheimdienst muss 
vorsichtiger fichieren

Polen hat drei Monate nach dem Tod von 
Staatspräsident Lech Kaczynski einen 
Nachfolger bestimmt. Sieger der Stich-
wahl vom Sonntag ist voraussichtlich 
der liberale Bronislaw Komorowski. Dies 
zeigten erste Prognosen nach der 
Schliessung der Wahllokale.

Laut den Berechnungen des staatli-
chen Fernsehsenders TVP aufgrund 
von Wählerbefragungen lag der derzei-
tige Übergangspräsident mit rund 53 
Prozent klar in Führung. Gemäss den 
Prognosen konnte der 58-Jährige 6 Pro-
zent mehr Stimmen auf sich vereinen 
als sein nationalkonservativer Rivale Ja-
roslaw Kaczynski. Der Zwillingsbruder 
des bei einem Flugzeugabsturz getöte-
ten früheren Staatschefs Lech Kac-
zynski gratulierte Komorowski bereits 
nach der Veröffentlichung der Progno-
sen zum Sieg. (SDA) – Seite 7

Komorowski neuer 
Präsident Polens

Wie in alten Zeiten: Die Hip-Hopper von Sens 
Unik bei ihrem Auftritt in Zürich. – Seite 27 

Auf SF1 startet die Dokusoap «Üsi Badi». Die 
Protagonisten: Geistig Behinderte. – Seite 29 

Heute im Kulturteil
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Schweiz

Von Beat Bühlmann
Die Raumplanung obliegt den Kantonen 
und «dient der zweckmässigen und 
haushälterischen Nutzung des Bodens». 
So steht es in der Bundesverfassung. Die 
Realität sieht anders aus. Die Zersied-
lung geht ungebremst weiter, pro Jahr 
werden 27 Quadratkilometer überbaut – 
eine Fläche, grösser als der Walensee. 
Noch gravierender: Die Bauzonenreser-
ven der Kantone sind überdimensioniert 
und böten Platz für weitere 1,4 bis 2,1 
Millionen Einwohner (siehe Grafik). Der 
Sachbereich «mit dem wohl eklatantes-
ten Vollzugsdefizit» sei die Bauzonen-
politik, wirft denn auch die Denkfabrik 
Avenir Suisse in ihrer neusten Studie 
den Kantonen vor (TA vom 25. Juni).

Laut Bundesgericht müssten über-
dimensionierte Bauzonen korrigiert 
werden. «Eine Redimensionierung der 
Bauzonen wäre also in vielen Teilen des 
Landes angezeigt», sagt Daniel Müller-
Jentsch, Studienverfasser von Avenir 
Suisse. «Trotzdem hat bisher nur ein 
Drittel der Kantone Massnahmen ergrif-
fen, um sich dieser Herausforderung zu 
stellen.» Zudem seien die Lösungs-
ansätze meist halbherzig.

«Astronomische Gewinne»
Es gäbe durchaus raumplanerische 
Instru mente, um das Horten von Bau-
land zu unterbinden. So erliess Appen-
zell Innerrhoden eine Regelung, die eine 
Verjährung der Bauzonen vorsah – sie 
wurde allerdings nie angewandt und 
wieder abgeschafft. Laut Steuerharmo-
nisierungsgesetz müssten unbebaute 
Grundstücke in der Bauzone nach Ver-
kehrswert und nicht zum deutlich nied-
rigeren landwirtschaftlichen Ertrags-
wert besteuert werden. Doch nur etwa 
die Hälfte der Kantone hat diese Vorgabe 

erfüllt – die säumigen Kantone hatten 
keine Sanktionen zu gewärtigen. Fast 
alle Kantone verzichten auch darauf, 
den Planungsmehrwert abzuschöpfen. 
Nur Basel-Stadt und Neuenburg sind 
dem vor 30 Jahren erlassenen Gesetzes-
auftrag bisher nachgekommen.

Dabei führt die Umwandlung von 
Landwirtschafts- in Bauland zu «astro-
nomischen Gewinnen», wie Enrico Riva, 
Ordinarius für Öffentliches Recht an der 
Universität Basel, anmerkt. Ein Bauer, 
der für einen Quadratmeter Land 1000 
statt bloss 10 Franken löst, kann bei 
einer Liegenschaft von mehreren Hekt-
aren einen Millionengewinn einstrei-
chen. «Das ist ein Geschenk des Staa-
tes», sagt Riva.

Unverdienter Wertzuwachs
Genaue Zahlen über den privatisierten 
Mehrwert durch Einzonungen oder hö-
here Ausnutzungen liegen nicht vor. Die 
Schweizerische Vereinigung für Landes-
planung (VLP) geht davon aus, dass der 
allein durch Einzonungen geschaffene 
planungsbedingte Mehrwert in der 
Schweiz «wohl eher über als unter einer 
Milliarde Franken liegen» dürfte – pro 
Jahr. Von diesen Einzonungen profitiert 
vor allem die kleine Bevölkerungs-
gruppe der Landwirte.

Dieser Wertzuwachs durch einen 
staatlichen Verwaltungsakt ist «unver-
dient», das heisst: die Privatpersonen 
tragen nichts dazu bei. Dennoch verzich-
ten fast alle Kantone auf eine Abgabe. 
Dabei wäre laut Bundesgericht eine 
Mehrwertabschöpfung von bis zu 60 Pro-
zent mit der in der Verfassung veranker-
ten Eigentumsgarantie durchaus verein-
bar. Umso stossender erscheint, dass 
Kantone und Gemeinden umgekehrt all-
fällige Rückzonungen zu entschädigen 

haben. «Diese Asymmetrie zwischen der 
Privatisierung von Planungsmehrwert 
und der Sozialisierung von Planungs-
minderwert macht weder ökonomisch 
noch planerisch Sinn», konstatiert 
 Müller-Jentsch von Avenir Suisse.

«Diese Praxis widerspricht dem 
 Gerechtigkeitsgefühl», sagt auch VLP- 
Direktor Lukas Bühlmann. Er selber 
hielte eine Mehrwertabschöpfung von 
40 bis 60 Prozent für Einzonungen auf 
der grünen Wiese für gerechtfertigt. Bei 
Um- und Aufzonungen im bestehenden 
Baugebiet sollten die Ansätze tiefer sein, 
um diese Entwicklung zu begünstigen.

Längst fällige Rückzonungen
In einzelnen Kantonen, etwa in Bern, 
können zwar Gemeinden in eigener Re-
gie die Gewinne teilweise in die eigene 
Kasse abführen. Doch auf kantonaler 
Ebene sind in jüngster Zeit alle Versuche 
gescheitert, die Mehrwertabgabe einzu-
führen. Dabei wäre die Abschöpfung der 
Planungsgewinne laut Avenir Suisse 
eines der potenziell stärksten Instru-
mente der Bauzonenpolitik. «Mit dem 

Geld aus der Mehrwertabschöpfung 
könnten die Entschädigungen für die 
längst fälligen Rückzonungen finanziert 
werden», sagt Müller-Jentsch. Denn die 
Abgabe habe auch einen strategischen 
Lenkungseffekt. «Wir können die über-
dimensionierten Bauzonen im ländli-
chen Raum in die Zentren verschieben, 
wo der Bedarf am stärksten ist.»

Wie stark die Mehrwertabschöpfung 
den Bodenverbrauch eindämmen 
könnte, ist offen. Enrico Riva etwa hält 
die «Bremswirkung für bescheiden». 
Ohne diese Abgabe sei jedoch die Land-
schaftsinitiative kaum umzusetzen. Sie 
verlangt ein 20-jähriges Moratorium für 
Bauzonen. Das heisst: Damit dort gebaut 
werden kann, wo der grösste Bedarf be-
steht, müssen andernorts zu grosse Bau-
zonen zurückgefahren werden.

«Mit der Mehrwertabschöpfung kön-
nen sich die Kantone die Entschädi-
gungszahlungen für solche Rückzonun-
gen leisten», sagt Otto Sieber, Zentral-
sekretär von Pro Natura. «Ohne diese 
Abgabe besteht die Gefahr, dass die 
Raumplanungsrevision toter Buchstabe 

bleibt», bestätigt VLP-Direktor Bühl-
mann. «Die Gemeinden können die  
Rückzonungen nicht finanzieren.»

Uneiniges Parlament
Im Parlament steht die Mehrwertab-
schöpfung allerdings nicht hoch im Kurs. 
Die nationalrätliche Umweltkommission 
hat eine parlamentarische Initiative von 
Peter Malama (FDP, BS) gutgeheissen, 
mit der der entsprechende Artikel im 
Raumplanungsgesetz gestrichen werden 
soll. Es handle sich ja um eine ordnungs-
politische Vorschrift, die von der erdrü-
ckenden Mehrheit der Kantone und mit 
stillschweigender Duldung des Bundes 
seit Jahrzehnten nicht umgesetzt werde, 
argumentiert Malama.

In der ständerätlichen Umweltkom-
mission, die derzeit die Teilrevision des 
Raumplanungsgesetzes behandelt, will 
hingegen die grünliberale Zürcher Stän-
derätin Verena Diener die Mehrwert-
abschöpfung für alle Kantone verbindli-
cher regeln. Wie hoch die Abgabe sein 
soll, lässt sie offen. «Sie müsste jedoch 
spürbar sein», sagt Diener.

Bauern sacken Bauland-Profit ohne Abgaben ein
Obschon im Raumplanungsgesetz seit 30 Jahren vorgeschrieben, verzichten die meisten Kantone auf die Mehrtwertabschöpfung. 
So entgehen ihnen Milliarden. Das Geld könnten sie für dringend nötige Rückzonungen verwenden.

Eingezonte grüne Wiese: Baugespanne in Meggen LU. Foto: Stefano Schroeter/AURA

Die Bauzonenreserven der Kantone

in Prozent der kantonalen Bauzonen
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Durchschnitt

Die militante christliche 
Gruppe Adullam nations 
will mit Waffengewalt 
die Schweiz vor fremden 
Mächten verteidigen. Haupt-
feinde sind EU und Uno. 

Von Hugo Stamm
Die Gruppierung Adullam nations hat 
sich zum Ziel gesetzt, «den Widerstand 
gegen die neue Weltordnung aufzu-
bauen», schreibt Pastor Cédéric J. Stol-
ler auf seiner Website. (Er ist nicht zu 
verwechseln mit dem Radrennfahrer Cé-
dric Stoller.) Aufgabe sei die Bildung von 
«regionalen Widerstandsgruppen». Den 
Text ziert ein Emblem mit einem Lor-
beerkranz und einem Kreuz, aus dem 
eine Faust ragt. Auf einem Foto sitzt der 
junge Pastor im Kampfanzug, in der 
Hand ein Gewehr, den Finger am Ab-
zug.

Die Spurensuche nach der Wider-
standsgruppe verläuft ergebnislos. Kein 
Wunder, versteht sich Adullam nations 
doch als «christliche Milizen im Unter-
grund». Der einzige konkrete Hinweis: 
Der Hauptsitz ist in Windisch AG. Dass 
die Organisation tatsächlich einen christ-
lichen Hintergrund hat, zeigt der Hin-
weis, Adullam nations sei Teil der frei-
kirchlichen evangelikalen Gemein-
schaft. 

Gegründet wurde Adullam nations 
Anfang dieses Jahres. Der Pastor stellte 
mehrere Texte ins Netz, in denen er 
seine Strategie erklärt. Als der «Tages-
Anzeiger» mit seinen Recherchen be-
gann, wurde die Website (www.christli-
che-identitaet.ch) gelöscht. Ob ein Zu-
sammenhang besteht, lässt sich nicht 
ausmachen. Verschwunden ist auch die 
anonyme Mailadresse.

Der Kampf der christlichen Nationa-
listen gilt den Mächten, die nach dem 
«(Welt-)Einheitsreich» strebten und 
unsere nationale Identität zerstören 
wollen. In dieses Verschwörungskonst-
rukt werden auch die EU und die Uno ge-
zwängt. Das führe zu einer neuen Welt-
ordnung. Die Einheitswährung des Euro 
sei ein Schritt in diese Richtung.

Apokalyptische Ideen
Weiter bringt Adullam nations apokalyp-
tische Ideen ins Spiel: In der Johannes-
Offenbarung werde die Bildung anti-
christlicher Einheitsorganisationen als 
Zeichen der Endzeit gewertet. Adullam 
nations will aus seinen Kriegern Märty-
rer machen: Es brauche Gotteskrieger, 
die bereit sind, «dem Freiheitskampf 
mehr Wert zu geben als dem eigenen Le-
ben».

Die Ideologie von Adullam nations 
besteht aus einer Mischung von Ver-
schwörungsideen, Endzeitfantasien und 
christlichem Fundamentalismus.

Die moralische Legitimation für sei-
nen bewaffneten Abwehrkampf gegen 
die angeblichen antichristlichen Kräfte 
holt der Pastor mit dem kurzen Haar-
schnitt und dem grimmigen Blick aus 
der Bibel.

Die Waffenrüstung Gottes
 «Die Armee Gottes braucht dich!», titelt 
Stoller. Schon in der Bibelstelle Epheser 
6,13 würden die Christen dazu aufgeru-
fen, «die symbolische Waffenrüstung 
Gottes anzuziehen, um mit voller Sieges-
gewissheit in den Kampf zu ziehen und 
in der Armee Gottes tätig zu sein». Als 
Vorbild führt der Pastor Jesus Christus 
an, der in Matthäus 10,34–36 gesagt 
habe: «Ich bin nicht gekommen, Frieden 
auf Erden zu bringen, sondern das 
Schwert.»

Das Rezept von Adullam nations 
klingt nach einer Art Guerillakrieg. Die 
Organisation erklärt, sie baue im Gehei-
men kleine Kampfzellen (Milizen ge-
nannt) auf. Sobald eine Miliz ihre Ausbil-
dung abgeschlossen habe, vernichte die 
Gruppierung aus Sicherheitsgründen 
jegliche Daten.

Adullam nations behauptet, Gott er-
freue sich am aktiven Glaubenskampf, 
und nimmt dafür die Bibel als Richt-
schnur (2. Könige 23,25). Deshalb müss-
ten Christen den Kampf «in der Armee 
Gottes umsetzen, und zwar in aktiver, ja 
sogar militanter Weise».

Christliche Gotteskrieger proben 
den Guerillakrieg Armee

Armeechef Blattmann 
verteidigt Beraterauftrag
Armeechef André Blattmann verteidigt 
einen umstrittenen Beraterauftrag. 
Blattmann wurde kritisiert, weil er an 
einen Informatiker einen Auftrag verge-
ben hatte, ohne eine öffentliche Aus-
schreibung durchzuführen. Der Mann 
erhielt zwischen 2008 und 2010 total 
740 000 Franken. Weil Blattmann den 
Informatiker aus dem Militärdienst 
kannte, wurde der Ruf der Vetternwirt-
schaft laut. Dagegen wehrte sich Blatt-
mann gestern in einem Interview mit 
dem Schweizer Fernsehen. Der Vorwurf 
gehe «an die Ehre». Er sei froh, wenn die 
Vorgänge von unabhängiger Stelle kont-
rolliert würden. Bundesrat Ueli Maurer 
stellte sich hinter den Armeechef. «Ich 
war immer einverstanden mit Herrn 
Blattmann», sagte er dem Westschwei-
zer Fernsehen. Es habe sich um eine 
ausserordentliche Situation gehandelt, 
und er sei stets informiert gewesen. Da-
nach gefragt, ob eine Missachtung der 
WTO-Regeln nicht gravierend sei, sagte 
Maurer: «Wenn es nötig ist, sind manch-
mal Ausnahmen angezeigt.» (SDA)

Eidgenössisches Schützenfest
Bundespräsidentin Leuthard 
lobt Tugenden der Schützen
Die Stadt Aarau stand gestern ganz im 
Zeichen des Eidgenössischen Schützen-
festes. Bundespräsidentin Doris Leut-
hard lobte in ihrer Festansprache die Tu-

genden der Schützen. Knapp 70 Forma-
tionen marschierten bei einem Umzug 
durch die Garnisonsstadt. Schützinnen 
und Schützen seien «verantwortungsbe-
wusst, mit ruhiger Hand und scharfem 
Blick», sagte Leuthard. Die Schweiz 
brauche mehr «Menschen, die auch 
dann zupacken, wenn nicht der grosse 
Bonus lockt». Wer hyperaktiv reagiere, 
im Schiessstand oder in der Politik, ver-
fehle das Ziel. Das Schützenfest dauert 
noch bis zum 18. Juli. Seit gut zwei Wo-
chen sind die Wettkämpfe im Gang. Ins-
gesamt messen sich 45 000 Schützinnen 
und Schützen. (SDA) 

Fall Adamow
Früherer Atomminister 
Adamow auf Bewährung frei
Russlands früherer Atomminister Jew-
geni Adamow wurde in seiner Heimat 
wegen Veruntreuung und Betrugs ver-
urteilt. 2008 hatte ein Moskauer Gericht 
eine Gefängnisstrafe von fünfeinhalb 
Jahren ausgesprochen. Zwei Monate spä-
ter wurde die Strafe in vier Jahre auf Be-
währung umgewandelt. Der 71-Jährige 
lebt daher in Freiheit, aber nicht in «Amt 
und Würden», wie es sein früherer 
Schweizer Anwalt Stefan Wehrenberg 
sagte (TA vom Samstag). Der Fall erregte 
vor fünf Jahren Aufsehen, weil die 
Schweizer Behörden Adamow auf An-
trag der USA festgenommen hatten. Der 
Ex-Minister wehrte sich jedoch gegen 
die Auslieferung und wurde nach acht 
Monaten Haft den russischen Behörden 
übergeben. (len)

Nachrichten
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«Im Nachholbedarf liegt
unsere Schwäche»

Damian Jerjen, Chef der Dienststelle für Raumentwicklung, zu den Schwächen der Walliser Raumplanung
Walliser Bote: Die Walliser
Raumplanung erhält schlech-
te Noten. Ist sie so schlecht,
wie die Studie von Avenir Su-
isse dies aufzeigt, oder ist sie
besser als ihr Ruf?
Damian Jerjen: «Die Studie
von Avenir Suisse bringt vor al-
lem bereits Bekanntes an den
Tag. Die Studie weist aber auch
Mängel auf: Die Analyse ist
rückwärtsgerichtet. Laufende
Bestrebungen wurden nur unge-
nügend berücksichtigt. Aber
wir betrachten die Studie als
konstruktive Kritik, wir können
davon lernen – auch von den
Kantonen, die besser dastehen.
Wir befinden uns jetzt mitten im
Reformprozess, welcher von
Staatsrat Jean-Michel Cina ein-
geleitet wurde.»

Sie sind seit dem vergangenen
September 2009 Chef des
Raumplanungsamtes. Damit
sind Sie gefordert. Welche
Prioritäten setzen Sie sich? 
«Die letzten Monate dienten
uns – neben den laufenden Ar-
beiten – unter anderem zur Vor-
bereitung des Reformprojektes
zur Gesamtüberarbeitung der
kantonalen Richtplanung. Der
Staatsrat hat die Raumentwick-
lung zu einem der Schwer-
punktprojekte der laufenden
Legislatur erklärt. Das Projekt
ist im Frühjahr angelaufen und
wird über vier Jahre dauern. Im
Rahmen dieses Projektes wer-
den auch die Schwächen aufge-
nommen. So ist es vorgesehen,
die strategische Ebene des
Richtplanes zu stärken, indem
ein Raumentwicklungskonzept
erarbeitet wird. 

„
Auf der strategischen
Ebene haben wir also
eindeutig Nachholbe-
darf, da liegt unsere

grosse Schwäche

“
Als Konsequenz der Reformen,
die in der Regionalpolitik reali-
siert wurden, ist auch eine Stär-
kung der regionalen Ebene in
der Raumplanung denkbar. Der
Grosse Rat wird zudem voraus-
sichtlich im Herbst über das
kantonale Agglomerationsge-
setz beraten. Dieses Gesetz
sieht eine Stärkung der Zusam-
menarbeit zwischen den Ge-
meinden der Agglomerationen
vor. Insbesondere in den Berei-
chen Raumentwicklung und
Mobilität sollen gemeinsame
Richtlinien erarbeitet werden.
Hier weisen wir einen Rück-
stand auf, den wir jetzt aufholen
müssen. Denn Raumplanung
hat mit strategischen Optionen
zu tun, für die man sich ent-
scheiden muss. Was heute fehlt,
ist ein Zukunftsbild für die Rau-
mentwicklung in unserem Kan-
ton. Es braucht dazu politischen
Willen. Das kann der Kanton
nicht allein machen. Die Bil-
dung eines Steuerungsaus-
schusses unter der Leitung von
Staatsrat Jean-Michel Cina und
unter Einbezug der Gemeinden
stellt einen wichtigen konkreten
Schritt dar.»

Wird der Walliser Talgrund
in einem oder zwei Jahrzehn-
ten insgesamt so aussehen wie
zwischen Brig und Visp, wo
nur noch die Lonza-Deponie
den Siedlungs- und Hallen-
brei unterbricht . . .
«Das ist eine einseitige Sicht.
Sie betrachten dieses Gebiet

einzig aus der Optik der linken
Rhoneseite. Hier muss differen-
ziert werden: Auf der rechten
Seite haben wir mit dem Gebiet
von Gamsen über Brigerbad bis
Lalden ein kleines, aber ganz
feines Naherholungsgebiet.
Dieses Potenzial wird im Rah-
men der dritten Rhonekorrekti-
on weiter aufgewertet. Das ist
ein naturnaher Raum. Auf der
linken Seite freilich sieht es an-
ders aus. Aber da ballen sich
auch Infrastrukturwerke. Wir
brauchen sie, selbst wenn sie
keinen schönen Anblick bieten
mögen. Der Talgrund zwischen
Turtmann und Susten und zwi-
schen Visp und Raron ist noch
weitgehend intakt. Diese Land-
schaften sind wertvoll und wir
müssten sie vor einer Überbau-
ung bewahren. Das müsste Be-
standteil eines Raumentwick-
lungskonzeptes sein. Unser
Glück ist, dass wir dank den
grossen Bauzonenreserven ge-
nügend Platz haben für die wei-
tere Entwicklung.»

Was empfinden Sie, wenn ent-
lang der Kantonsstrasse die
letzten Pappeln und damit
eines der letzten landschafts-

prägenden Elemente umge-
holzt wird?
«Pappelalleen prägen die Land-
schaft. So viel ich weiss, wer-
den diese Bäume aus Sicher-
heitsgründen abgeholzt. Das ist
sicher ein Verlust. Aus meiner
Sicht gehören im Talgrund im
Oberwallis aber mindestens
auch die Rhone sowie der Pfyn-
wald zu den landschaftsprägen-
den Elementen.»

Die Dorfkerne in den meisten
traditionell gewachsenen Dör-
fern entvölkern sich. Dort ste-
hen viele alte Wohnhäuser
leer, auch stehen dort oft Dut-
zende von ungenutzten Öko-
nomiegebäuden. Dafür wer-
den in der Maiensäss- und Er-
haltungszone Hunderte von
Stallscheunen zu schnusigen
Ferienchaletes umgebaut. Da
entstehen Feriendörfer ohne
jegliche Infrastruktur. Ist das
eine gute Entwicklung?
«Sicher nicht. Das ist eine
schlechte Entwicklung. Maien-
sässzonen sind keine Bauzonen.
Aber wir haben – neben den Lü-
cken in den Gesetzen und Regle-
menten – auch ein Vollzugsdefi-
zit. Gerade in Bezug auf die In-

nenentwicklung der Siedlungen
tut sich jedoch einiges. Angefan-
gen mit den Agglomerationspro-
jekten bis hin zu den verschiede-
nen Massnahmen, die in den Ge-
meinden zur Revitalisierung der
Dorfkerne ergriffen werden. Die
Revitalisierung der Dorfkerne ist
auch eine der Massnahmen un-
serer Dienststelle in Zusammen-
arbeit mit den Regionen. Wir un-
terstützen hier mehrere Projekte.
Aber dazu braucht es eine ganze
Reihe von Massnahmen, um die
heutige ungute Entwicklung zu
korrigieren.»

„
Sie sollen dazu 

beitragen, dass das
Bauen in den alten
Dorfteilen wieder 
attraktiver wird

“
Der Kanton betont bei jeder
Gelegenheit, dass die Orts-
und damit auch ein wichtiger
Teil der Raumplanung Ge-
meindesache sei. Ist das nicht

eine billige Ausrede?
«Es ist sicher ein Teil der Erklä-
rung für die Raumentwicklung
im Wallis. Traditionell ist der
Grad an Gemeindeautonomie
bei uns sehr stark entwickelt.
Die Gemeinden sind im schwei-
zerischen Vergleich eher klein.
Hinzu kommt der hohe Anteil
an Grund- und Wohneigentum.
Alles Faktoren, die es nicht ge-
rade erleichtern, die Siedlungs-
entwicklung zu begrenzen oder
zu lenken. Schlussendlich wur-
den aber alle Zonennutzungs-
pläne vom Kanton homologiert.
Der Kanton kann und will sich
nicht aus der Verantwortung
stehlen. Es ist aber auch zu sa-
gen, dass die meisten Ortspla-
nungen aus der Zeit vor der
Raumplanungsgesetzgebung
stammen. Gemeindefusionen
sind auch keine allgemeingülti-
ge Lösung, denn grössere Ge-
meinden bieten noch lange kei-
ne Gewähr dafür, dass die Orts-
und Raumplanung besser um-
gesetzt wird oder dass mit dem
verfügbaren Raum ein vernünf-
tigerer Umgang gepflegt wird.»

Immer wieder werden in der
Landwirtschaftszone Unter-

stände für Fahrzeuge bewil-
ligt oder auch Stallungen, die
aussehen wie die berühmte
Faust aufs Auge. Ist so gese-
hen das ganze Kantonsgebiet
eine Bauzone? Denn ausser-
halb der Bauzone darf man ja
auch noch kleine Rebhäus-
chen bauen und Geräteschup-
pen.
«Die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen sind klar. Für Bauten
ausserhalb der Bauzone müssen
die Standortgebundenheit sowie
ein Bedürfnis nachgewiesen
werden. Das sagt Artikel 24 des
Eidgenössischen Raumpla-
nungsgesetzes. Für eine kon-
kurrenzfähige Landwirtschaft
braucht es entsprechende Bau-
ten in der Nähe der bewirtschaf-
teten Flächen. Bekannt sind auf
der anderen Seite aber auch auf
diesem Gebiet die Vollzugsdefi-
zite in der Vergangenheit. Diese
wurden ja auch von Avenir 
Suisse erwähnt. Die Kantonale
Baukommission hat heute eine
klare Haltung und sie fährt eine
strikte Linie.»

Was halten Sie von der Idee,
einfach den ganzen Talgrund
bis auf eine Höhenquote von –
sagen wir einmal 1000 Metern
einfach auszubetonieren und
dann zu verbauen oder mit
Verkehrsflächen zu überzie-
hen? Wir sind ja auf dem Weg
zu diesem Endstadium. . .
«Ich bin überzeugt, dass dies
nicht die Zukunft unseres Kan-
tons ist. Sonst wäre ich nicht
Kantonsplaner geworden. Die
Sensibilität für die Fragen der
Raumentwicklung in der Bevöl-
kerung ist gestiegen. Die Bedeu-
tung der Ressource Natur und
Landschaft für einen Tourismus-
kanton wie der unsere ist unbe-
stritten. Wichtig ist eine enge
Zusammenarbeit zwischen den
Gemeinden, den Regionen und
dem Kanton, denn Raument-
wicklung baut auf diese Partner-
schaft und ist eine gemeinsame
Verantwortung. Dazu kommt
auch politischer Druck, wie zum
Beispiel die Landschaftsinitiati-
ve der Umweltverbände.»

Das Walliser Raumplanungs-
amt ist laut der Studie von
Economie Suisse in einem ein-
zigen Punkt à jour: Es ist sehr
gut mit Personal dotiert…
«Genau das Gegenteil ist der
Fall. Die Dienststelle für Rau-
mentwicklung zählt zurzeit
zwölf Vollzeitstellen. Im schwei-
zerischen Vergleich sind wir kei-
neswegs überdotiert. Mein Kol-
lege aus Zug beispielsweise hat
in etwa gleich viele Mitarbeiten-
de, obwohl Zug flächenmässig
über 20 Mal kleiner ist. Nicht zu
vergessen ist sodann unsere
Zweisprachigkeit, die mit einem
Mehraufwand verbunden ist. Für
die Ortsplanung beispielsweise
mit unseren fast 150 Gemeinden
stehen uns nur drei Kreisplaner
zur Verfügung.»

Da sind doch überall Konflik-
te, Defizite, fehlende Instru-
mente, Hemmnisse. Das poli-
tische Umfeld ist schwierig.
Bedauern Sie nicht manch-
mal, dass Sie den Posten des
Kantonsplaners angenommen
haben? Schlafen Sie gut?
«Nein, ich bedauere es nicht.
Der Reformdrang im Departe-
ment motiviert mich, jeden Tag
mein Bestes für das Zukunfts-
land Wallis zu geben. Auch
wenn das etwas naiv tönen mag,
erlaubt dies mir ein unbe-
schwertes Herangehen an die
Herausforderungen. Ich schaue
vorwärts.» 

Interview: Luzius Theler

Reformen laufen: Damian Jerjen, Chef der Dienststelle für Raumentwicklung. Foto wb
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«Wenn 24 von 26 Kantonen eine Vor-
schrift des Bundesgesetzes seit drei Jahr-
zehnten nicht umsetzen, ist nicht davon
auszugehen, dass diese Einnahmen für
deren Finanzhaushalte zwingend nötig
sind.» So argumentiert der Basler FDP-
Nationalrat Peter Malama in einer hän-
gigen parlamentarischen Initiative. Er
fordert kurzerhand die Streichung des
entsprechenden Absatzes (siehe Kasten
rechts). Die nationalrätliche Umwelt-
kommission stimmte bereits zu.

Dabei könnte eine konsequent an-
gewendete Mehrwertabgabe bei Ein-
oder Umzonungen, wie sie nur Basel-
Stadt und Neuenburg kennen, den Kan-
tonen Unsummen einbringen. Zu die-
sem Schluss kommt die Schweizerische
Vereinigung für Landesplanung (VLP).
«Allein der durch Einzonungen von
Landwirtschafts- in Bauland geschaffene
Mehrwert in der Schweiz dürfte eher
über als unter einer Milliarde Franken
liegen – pro Jahr», schätzt die VLP gegen-
über dem «Tages-Anzeiger».

«UMGEZONTES LAND gewinnt in erster
Linie durch eine Leistung der öffentli-
chen Hand an Wert. Deshalb wäre es
auch richtig, wenn diese am Mehrwert
einen Anteil hat», zeigt sich Grünen-
Landrat Isaac Reber gegenüber der
«Sonntag bz» mit der Baselbieter Hand-
habe unzufrieden. Wer Land besässe,
könne über Nacht – manchmal ohne ei-
genes Zutun – zum Millionär oder zum
Bettler werden. Doch während Landbe-
sitzer bei Enteignungen voll entschädigt
werden – etwa, wenn ihr Bauland zur
Naturschutzzone umgewandelt wird –
müssen sie im umgekehrten Fall den Ge-
winn nicht teilen. Reber plant deshalb,
demnächst einen Vorstoss einzureichen.
Per Postulat möchte er den Regierungs-
rat einladen, eine gesetzliche Regelung
für eine Aufteilung des Mehrwerts zu
prüfen: «Ich formuliere es absichtlich
sehr offen, weil ich weiss, wie politisch
umstritten das Thema ist.»

«Rein raumplanerisch beurteilt
spricht nichts gegen ein solches Instru-
ment», schürt der stellvertretende Basel-
bieter Kantonsplaner Martin Huber Hoff-
nungen. Er bestätigt aber auch Rebers
Eindruck, dass das Thema politisch stark
polarisiert. So trat der Landrat im Rah-
men der Schaffung des Baselbieter
Raumplanungs- und Baugesetzes, das
seit 1999 in Kraft ist, gar nicht erst auf
die Einführung einer Abgabe ein. Da-
mals scheiterte das Vorhaben unter an-
derem an der Art der Umsetzung. Die
Abgabe sollte in Form eines fünfprozen-
tigen Zuschlages auf die Grundstückge-
winnsteuer erfolgen. «Das war der fal-
sche Weg», erinnert sich Walter Stamm-
bach, der Leiter des Allschwiler Hoch-
bau- und Planungsamtes. Die Gewinn-
steuer sei eingeführt worden, um Speku-

lationen beim Landhandel zu unterbin-
den. Eine Mehrwertabgabe hingegen
müsse viel direkter den effektiven Mehr-
nutzen des Landbesitzers verrechnen.

Auch für Stammbach sei es an der
Zeit, dass der Kanton sich wieder mit
dem Thema beschäftige. Der München-
steiner Bauverwalter Gilbert Davet
pflichtet seinem Allschwiler Kollegen
bei: «Letztlich können wir Gemeinden
nur lobbyieren. Die gesetzliche Grundla-
ge muss der Kanton schaffen.»

DOCH ABGESEHEN VON REBERS PLÄNEN
scheint sich dort seit 1999 wenig getan
zu haben. «Über eine Mehrwertabgabe
haben wir nie mehr diskutiert», sagt et-
wa FDP-Landrat Rolf Richterich. Der Prä-
sident der landrätlichen Bau- und Pla-
nungskommission sei sich aber bewusst,
dass es ein komplexes und heikles The-
ma ist: «Logik und Politik sind manch-
mal zwei verschiedene Paar Schuhe.»
Laut Richterich wäre es problematisch,
nun eine Abgabe einzuführen, auf die
jahrzehntelang verzichtet wurde.
Schliesslich müsse auch auf Gleichbe-
handlung geachtet werden: «Oder erklä-
ren Sie doch einem Grundeigentümer,
weshalb er nun plötzlich zahlen muss,
was keiner vor ihm musste. Das löst kei-
ne Probleme, sondern schafft bloss
neue.» Richterich begrüsst deshalb Peter
Malamas Initiative in Bundesbern, den
Absatz zur Mehrwertabgabe aus dem Ge-

setz zu streichen. Es sei zudem nicht all-
zu aussergewöhnlich, ein Gesetz, das nie
wirklich gegriffen hat, wieder abzu-
schaffen.

«Einige Bürgerliche sehen darin in
erster Linie eine neue Steuer», ist für den
Grünen Reber klar. Dabei solle es viel
mehr ein nützliches Instrument zur Len-
kung des Siedlungswachstums sein. Die
Problematik der Gleichbehandlung sehe
er zwar auch, doch dürfe man sich nicht

aus Tradition neuen Entwicklungen ver-
schliessen. Gerade grössere Gemeinden
der Agglomeration wie Allschwil, Rei-
nach, Münchenstein oder Muttenz
könnten Interesse an einer Mehrwertab-
gabe haben, da sie wegen wenig Bau-
landreserven (siehe Kasten unten links)
häufig mit Nutzungserhöhungen bei be-
stehenden Grundstücken zu tun haben:
«Vor allem bei Quartierplanungen könn-
ten die Gemeinden durchaus Abgaben
einfordern. Ideal wäre, dieses Geld dann
zweckgebunden für die Sanierung oder
den Neubau von veralteten Infrastruk-
turbauten wie etwa Schulhäusern einzu-

setzen», führt Walter Stammbach den
Nutzen für Allschwil aus.

AUCH WENN SIE FÜR IHRE GEMEINDEN we-
niger Potenzial als für städtisch geprägte
Orte sehen, befürworten die Gemeinde-
präsidenten Alexander Gloor von Wens-
lingen und Markus Zaugg von Diepflin-
gen die Mehrwertabgabe. «Ein Teil des
Gewinnes sollte der Allgemeinheit zugu-
te kommen», findet Gloor. Skeptischer
gibt sich die Diegter Gemeindepräsiden-
tin Myrta Stohler: «Ein Landbesitzer hat
ja erst etwas von einer Umzonung, wenn
er das Grundstück verkaufen oder selbst
bebauen konnte. Ausserdem muss er Ge-
winnsteuer und Anschlusskosten zah-
len.» Stohler findet, dass eine neue Abga-
be zu viel des Guten wäre. «Natürlich
dürfte die Abgabe erst bei Baubeginn an-
fallen. So wird es ja auch in Basel-Stadt
gehandhabt», erwidert Isaac Reber, der
sich durchaus ein ähnliches Modell fürs
Baselbiet vorstellen könnte (siehe Kasten
unten rechts).

Hat Peter Malama auf Bundesebene
allerdings mit der Gesetzesstreichung
Erfolg, dürfte dies die kantonalen Bemü-
hungen endgültig ausbremsen. Reber
muss deshalb auch auf die grünliberale
Zürcher Ständerätin Verena Diener hof-
fen, die die Mehrwertabgabe im Raum-
planungsgesetz für alle Kantone ver-
bindlich regeln will und sich damit auf
Konfrontationskurs mit Malama begibt.

Baselbiet verzichtet auf viel Geld
Basel-Stadt verlangt von Landbesitzern eine Mehrwertabgabe bei Umzonungen, das Baselbiet nicht

Baselbieter Gemeinden könnten
das Geld gut gebrauchen, doch
der Kanton ignoriert seit 30
Jahren das Raumplanungsgesetz
zur Mehrwertabgabe.

VON MICHAEL NITTNAUS

«Wer Land besitzt, kann
dank Umzonung über
Nacht zum Millionär oder
aber zum Bettler werden.»

Gäbe es in Baselland die Mehrwertabgabe, die Allschwiler Biotechfirma Actelion wäre für den Herzog-&-de-Meuron-
Bau am Hegenheimermattweg zur Kasse gebeten worden, da die Bauzone vor zehn Jahren extra aufgestockt wurde.

In Basel müssen Investoren seit 2001 bei
Baubeginn 50 Prozent des erzielten
Mehrwertes abtreten. Die Verwendung
des Geldes ist dabei zweckgebunden und
wird jeweils zur Aufwertung der öffentli-
chen Grünanlagen im Stadtgebiet einge-
setzt. Für Riehen und Bettingen gilt diese
Beschränkung nicht. «Wir verwenden die
Abgabe also nicht, um unsere Kassen zu
füllen», betont Robert Stern vom städti-
schen Hochbau- und Planungsamt. Auch
wenn sich Investoren manchmal be-
schweren würden, fänden die meisten
Leute die Verwendung für Grünanlagen
sinnvoll. Als Paradebeispiel nennt Stern
die Erlenmatt-Überbauung: Mit dem
Mehrwert wurden die Parkanlagen finan-
ziert. Stern weiss, dass Gegner die Abga-
be für investorenfeindlich halten: «Auf-

grund des Bodenmehrwerts entfällt bei-
spielsweise auf die Gesamtkosten des
Warteck-Turms von 50-80 Millionen
Franken eine Abgabe von zehn Prozent.
Das ist doch wirklich nicht überrissen.»
Basel-Stadt halte sich als einer der weni-
gen nun mal ans Bundesgesetz. Dass die
Basler Lösung auch Lücken hat, zeigt der
Neubau des Messezentrums: «Obwohl
die überbaute Fläche enorm ist, müssen
sie keine Abgabe bezahlen», stört sich
Stern. Der Grund: Die Kosten werden nur
nach Etagenanzahl und nicht nach eigent-
licher Gebäudehöhe erhoben. Und dort
bleibt die Messe mit drei Stöcken klar un-
ter den laut Zone erlaubten sechs. Der
Stadt entgeht in diesem Fall viel Geld,
doch Stern beruhigt: «Zum Glück bleibt
das eine Ausnahmeerscheinung.» (MN)

Basel dank Mehrwertabgabe grüner
Die wesentlich dringlichere Problematik
als die Mehrwertabgabe ist für FDP-Land-
rat Rolf Richterich die Anhäufung von
Baulandreserven im Baselbiet. «So kann
sich eine Gemeinde nicht weiterentwi-
ckeln», hält der Präsident der landrätli-
chen Bau- und Planungskommission fest.
Der Grund: Möchte ein Ort neues Land
einzonen, verwehrt ihm dies der Kanton
mit Verweis auf die vielen bestehenden
Reserven. Diese liegen allerdings oft brach
und müssten erst mit einer Entschädi-
gungszahlung an den Grundeigentümer
ausgezont werden – womit wir wieder bei
der ungleichen gesetzlichen Regelung von
Minder- und Mehrwertabgabe wären.
«Deshalb hüten wir uns davor, erschlosse-
nes Bauland auszuzonen», sagt etwa die
Diegter Gemeindepräsidentin Myrta

Stohler. Das Resultat: Die Reserven wer-
den kaum abgebaut. «Wir haben auch
viele Baulandreserven und der Kanton
will, dass wir sie abbauen», geht es dem
Diepflinger Gemeindepräsident Markus
Zaugg wie Stohler. Die Entschädigungs-
zahlungen seien auch bei ihnen der
Hauptgrund des Zögerns. Auf Bundes-
ebene wird mit der «Landschaftsinitiati-
ve» nun ein 20-jähriges Moratorium für
Bauzonen verlangt, was die Gemeinden
letztlich dazu zwingen würde, ihre Reser-
ven abzubauen. Die Denkfabrik «Avenir
Suisse» schlägt gemäss «Tages-Anzei-
ger» deshalb den Kantonen vor, die Mehr-
wertabgabe endlich einzuführen und
das Geld wiederum für die Entschädi-
gungszahlungen beim Reservenabbau zu
verwenden. (MN)

Baulandreserven hemmen Entwicklung

«Das kantonale Recht regelt ei-
nen angemessenen Ausgleich
für erhebliche Vor- und Nachtei-
le, die durch Planungen nach
diesem Gesetz entstehen.» So
steht es im Eidgenössischen
Raumplanungsgesetz (RPG,
Artikel 5, Absatz 1), das seit dem
1. Januar 1980 in Kraft ist. Wäh-
rend schweizweit Landbesitzer
für Nachteile durch Auszonun-
gen entschädigt werden, haben
lediglich die Kantone Neuen-
burg und Basel-Stadt auch ei-
ne Mehrwertabgabe bei Ein-
oder Aufzonungen eingeführt.
Der Basler FDP-Nationalrat
Peter Malama möchte die Ge-
setzespassage nun aufheben,
die grünliberale Zürcher Stän-
derätin Verena Diener die Mehr-
wertabgabe dagegen für alle
Kantone verbindlich regeln. (MN)

Mehrwertabgabe
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DIE KANTONALE AUFSICHTSSTELLE für
Datenschutz konnte den Baselbieter
Staatsschutz im vergangenen Jahr nur
unvollständig kontrollieren. Das geht
aus dem Datenschutz-Tätigkeitsbericht
2009 hervor, der gestern veröffentlicht
worden ist. Den Baselbieter Staatsschutz
treffe allerdings keine Schuld, dieser ha-
be sich laut Bericht sehr kooperativ ge-
zeigt. Vielmehr scheiterte die Kontrolle
der Rechtmässigkeit von Datenverarbei-
tungen gewisser Dossiers an der gelten-
den Bundesgesetzgebung.

Diese sieht nämlich vor, dass eine
Überprüfung in gewissen Fällen nur
möglich ist, wenn die kantonalen Staats-
schützer für jedes einzelne zu kontrollie-
rende Dossier ein Bewilligungsgesuch
beim bundeseigenen Dienst für Analyse
und Prävention (DAP) stellen. Der Basel-
bieter Datenschutz spricht in diesem Be-
reich von einer «Grauzone». Insgesamt
hat die kantonale Aufsichtsstelle für Da-
tenschutz im vergangenen Jahr 163 Be-
hördenanfragen und 75 Anfragen von
Privaten bearbeitet. (BOS)

An Kontrolle
gehindert
Datenschutz-Bericht offenbart
Grauzone beim Staatsschutz

DER FINANZAUSGLEICH 2010 hat unter
mehreren Baselbieter Gemeinden einen
Sturm der Entrüstung losgetreten (siehe
«Sonntag bz» von vergangener Woche).
Schuld daran sind die zum Teil massiv
höheren Abgaben der Gebergemeinden,
die die budgetierten Zahlungsbeträge
um bis zu 70 Prozent übertreffen. So
muss beispielsweise Bottmingen statt
der budgetierten 3,3 Millionen Franken
satte 5,6 Millionen in den Topf werfen.
Der Kanton steht deshalb in der Kritik;
an die Adresse des Kantonsstatistikers Jo-
hann Christoffel, der für die Umsetzung
des Finanzausgleichs verantwortlich ist,
ist sogar der Vorwurf der «Zahlenmani-
pulation» ergangen.

Das lässt die vorgesetzte Finanz- und
Kirchendirektion nicht auf sich sitzen.
Der Baselbieter Finanzdirektor Adrian
Ballmer hat gestern die betroffenen Ge-
meinden zu einer Aussprache am 26. Au-
gust in Pratteln eingeladen. Vorgängig
dazu werden die Gemeindebehörden
laut Ballmer in einem Schreiben detail-
liert über «die Berechnung sowohl der
Budgetmitteilung als auch des verfügten
Finanzausgleichs 2010 sowie die grosse
Abweichung der beiden Berechnungen»
informiert werden. Dieses Schreiben soll
in den Tagen «unmittelbar nach Schulfe-
rienende» bei den Gemeinden eintref-
fen. (BOS)

Ballmer will
Aussprache
Gemeinden ärgern sich noch
immer über Finanzausgleich

Mit Helikopter aus
der Badi geflogen
Die Rettungsflugwacht hat am Freitag-
nachmittag eine 16-Jährige aus dem
Schwimmbad Waldenburg ins Spital
geflogen. Die Frau war nach mehrmali-
gem Tauchen bewusstlos geworden.
Am Samstag konnte sie das Spital wie-
der verlassen. Dies meldet die Basel-
bieter Polizei. (BZ)

Prügel für Dieb
Zwei Schweizer haben am Freitag kurz vor
Mitternacht einen 20-jährigen Asylbewer-
ber spitalreif geschlagen, nachdem dieser
einen Freund bestohlen hatte. Nach einer
Verfolgungsjagd stellte das Duo den Dieb
in der Freien Strasse. Passanten kamen
dem Tunesier zu Hilfe. Der Dieb landete
im Spital, die Schläger in Polizeihaft. (BZ)

NACHRICHTEN
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Avenir Suisse marche sur 
les plates-bandes des cantons
AMÉNAGEMENT DU TERRITOIRE • Une volée de bois vert est envoyée
aux cantons romands. Ils ne maîtriseraient pas leur urbanisation.
CHRISTIANE IMSAND

Rien d’étonnant à ce que des or-
ganisations écologistes tiennent
un discours critique sur l’aména-
gement du territoire. Mais quand
c’est Avenir Suisse qui s’en mêle,
la charge revêt une tout autre
portée. Dans une étude publiée
le mois dernier, la boîte à penser
de l’économie suisse dénonce le
laxisme des cantons romands,
Genève excepté, et préconise la
mise en place de standards plus
contraignants en matière de
zones à bâtir.

Les partisans de «l’Initiati-
ve pour le paysage» sont ravis
de cette prise de position inat-
tendue. Il ne faudrait pourtant
pas en conclure que la cellule
de réflexion libérale s’apprête à
soutenir cette initiative qui ré-
clame un gel de la surface tota-
le des zones à bâtir pendant 20
ans. Ce projet est à ses yeux ex-
cessif. Par contre, elle prône un
respect plus strict du droit ac-
tuel, voire le renforcement de la
loi sur l’aménagement du terri-
toire qui doit servir de contre-
projet indirect à l’initiative.

Avenir Suisse est une fonda-
tion créée en 1999 par un grou-
pe de 14 multinationales  hel-
vétiques pour imaginer l’avenir

de la Suisse dans une optique
libérale. Elle fait régulièrement
réaliser des études sur diffé-
rents thèmes sensibles et
cherche à s’ériger en force de
proposition. En 2004, par
exemple, elle avait fait faire une
étude en Suisse romande sur
les dysfonctionnements du
droit de recours des organisa-
tions écologistes.

L’exception genevoise
Cette fois, ce sont les can-

tons qui sont montrés du doigt.
Les auteurs de l’étude ont procé-
dé à un relevé exhaustif des ins-
truments cantonaux de gestion
de l’urbanisation. Il en résulte
un classement qui fait de Zurich
et de Genève les deux meilleurs
élèves du pays. Par contre, les
autres cantons romands sont
mal classés. «Cinq des six can-
tons disposant des réserves de
zones à bâtir les plus impor-
tantes sont romands (VS, JU,
NE, VD, FR). Aucun d’entre eux
n’utilise les instruments de limi-
tation de l’urbanisation ou le
système des ceintures vertes»,
notent les analystes.

Selon eux, ce n’est pas une
question de situation géogra-
phique. Le Valais est dans les

profondeurs du classement
alors qu’un canton comparable
comme les Grisons est bien
mieux noté en raison notam-
ment de son nouveau plan
d’aménagement qui s’en prend
aux lits froids. En Valais, un co-
mité de pilotage a été mis en
place après le rejet populaire de
la loi sur le tourisme, en no-
vembre 2009. Dans le «Walliser
Bote», le chef du service du dé-
veloppement territorial Da-
mian Jerjen qualifiait récem-
ment l’étude d’Avenir Suisse de
«critique constructive».

Pour le libéral-radical fri-
bourgeois Jacques Bourgeois,
président de la commission de
l’aménagement du territoire du
Conseil national et directeur de
l’Union suisse des paysans, les
zones à bâtir actuelles sont sur-
dimensionnées. «Il faut des
garde-fous sur l’ensemble du

territoire, ne serait-ce que pour
préserver les surfaces d’assole-
ment, souligne-t-il. Chaque
jour, quelque 110 000 mètres
carrés de terres cultivables dis-
paraissent. Je m’étonne qu’Ave-
nir Suisse se soit saisi de ce dos-
sier, mais ses conclusions vont
dans le bon sens.»

Le moratoire préconisé par
l’Initiative pour le paysage for-
ce la discussion sur le plan na-
tional. En guise de contre-pro-
jet, le Conseil fédéral propose
une révision de la loi sur
l’aménagement du territoire

qui met les cantons
en demeure de
présenter un plan
directeur dans le
domaine de l’urba-
nisation. Ce projet
est très en retrait
par rapport à une
première mouture
qui imposait des

prescriptions précises. La se-
conde version laisse les can-
tons libres de prendre les me-
sures qui leur semblent les
plus appropriées. Le Conseil
des Etats devrait en discuter
lors de la session d’automne.
Sa commission est entrée en
matière sans opposition. I

Il faut des 
garde-fous sur 
l’ensemble 
du territoire

JACQUES BOURGEOIS

LUGE D’ÉTÉ

Les contrôles ne sont 
pas obligatoires partout
NICOLAS HEHL

Alors que les pistes de luge d’été
helvétiques ont été récemment le
théâtre de plusieurs accidents
graves, des voix s’élèvent pour
mettre en doute la sécurité des
installations. Les contrôles ne
sont en effet pas obligatoires par-
tout en Suisse.

Dans les cantons de Berne et
Saint-Gall, où se sont produits
deux des accidents, les pistes de
luge d’été ne font pas l’objet de
vérifications systématiques. La
législation grisonne ne prévoit
pas non plus de soumettre ces
installations à des autorisations
d’exploiter. Dans les cantons où
le régime d’autorisations est en
vigueur, l’Organe de contrôle du
Concordat intercantonal pour les
téléphériques et les téléskis
(CITT) procède à une expertise
régulière des installations. Des
spécialistes sont chargés de se
pencher non seulement sur l’état
de la piste, mais aussi sur l’orga-

nisation globale des exploita-
tions, indique Reto Canale, le di-
recteur du CITT. Quant aux ex-
ploitants de pistes de luge situées
dans des cantons non soumis à
autorisation, ils demandent par-
fois eux-mêmes d’être expertisés.
C’est le cas des responsables de
l’installation de Goldingen (SG),
où un enfant de 3ans a été blessé
dimanche lorsque son pied s’est
coincé entre la luge et le rail.

Le site d’Interlaken, sur lequel
une Pakistanaise de 26 ans est
décédée, n’a été expertisé
qu’après le drame. Au total, seize
points ont été listés pour amélio-
rer l’installation. Huit devaient
être réalisés avant la remise en
service de la luge, condition qui a
été remplie par l’exploitant.
«Après coup, l’exploitant bernois
s’est mordu les doigts de ne pas
s’être volontairement soumis à
notre contrôle», a noté le direc-
teur du CITT. ATS

Le site d’Interlaken n’a été expertisé qu’après le drame. KEYSTONE

DRAME EN ALLEMAGNE

La Street Parade de Zurich
réexamine la sécurité
Le concept de la sécurité pour
la Street Parade de Zurich sera
totalement réexaminé. C’est ce
qu’a exigé hier le Département
de police de la ville de Zurich
après la bousculade meurtrière
à la Love Parade samedi à Duis-
bourg. L’objectif est d’amélio-
rer ce qui peut l’être, a déclaré
Robert Soos, porte-parole du
département, sur les ondes de
la radio locale «Radio 1». Il part
du principe que la ville est bien
préparée et a l’expérience: cette
édition de la Street Parade sera
la 19e.

Stefan Epli, porte-parole de
la manifestation, précise que le
responsable de la sécurité en
est à sa 17e édition. Après
chaque fête, le concept de sé-
curité est discuté et modifié si
nécessaire, a-t-il ajouté. Les or-
ganisateurs travaillent en étroi-
te collaboration avec la police
municipale et les services de
secours, déjà lors de la prépara-

tion de la manifestation. Une
rencontre entre autorités et or-
ganisateurs est prévue prochai-
nement, souligne la police. Ac-
tuellement, organisateurs et
autorités peaufinent la sécuri-
té. Toutes les informations sont
utilisées, y compris celles
concernant la bousculade mor-
telle de Duisbourg.

En Allemagne, une femme de
21 ans, hospitalisée après la
bousculade meurtrière de la
Love Parade, a succombé à ses
blessures, a annoncé hier soir la
police de Duisbourg (ouest du
pays). Le bilan des victimes est
ainsi passé à 20 tués. Un peu
plus tôt, le parquet de Duis-
bourg avait revu le nombre des
blessés à plus de 500. La mairie
et les responsables de la Love Pa-
rade, un festival de musique
techno, sont accusés de négli-
gence deux jours après le drame.

ATS/AP

EN BREF

ABUS SEXUELS

Enquêtes classées à Einsiedeln
Le Ministère public schwytzois a classé les enquêtes
pénales pour attouchements et abus sexuels ouvertes
contre cinq moines du monastère d’Einsiedeln. Les faits
dont on les soupçonne sont en effet prescrits. ATS

DIPLOMATIE

Le président macédonien à Berne
La présidente de la Confédération Doris Leuthard a reçu
hier son homologue macédonien Gjorge Ivanov pour une
visite de travail. Ce dernier a notamment exposé les pro-
blèmes de son pays dans les négociations pour adhérer à
l’UE et à l’OTAN, bloquées par la Grèce. ATS

Les wagons passés au peigne fin
ACCIDENT DE TRAIN • Les premiers résultats de l’enquête sur le déraillement 
du Glacier Express sont attendus dans la semaine. Les blessés sont hors de danger.

L’enquête sur l’accident du Glacier Express
de vendredi près de Fiesch (VS) n’a pas enco-
re apporté de réponse. Le conducteur de la
locomotive a été entendu; il aurait constaté
une déformation de la voie. Les blessés les
plus gravement touchés sont hors de danger.

Le conducteur a déclaré lors de son au-
dition avoir vu une déformation des rails, a
déclaré hier lors d’une conférence de pres-
se à Brigue l’expert fédéral Walter Kobelt.
Mais il l’aurait vue trop tard et n’a pas pu
freiner. Le train a alors déraillé. Différentes
mesures ont été effectuées. La voie a aussi
été endommagée par le déraillement. L’ex-
pert ne se prononce pas encore sur cet élé-
ment, mais il a autorisé les trains à circuler
depuis dimanche, à une vitesse maximale
de 15 km/h sur le tronçon concerné.

La question de la vitesse du convoi a éga-
lement été analysée avec les données de la
boîte noire. M. Kobelt n’a pas donné de
précision. Ces données doivent encore être
comparées avec les performances réelles

de la locomotive impliquée dans l’acci-
dent, ce devait être fait hier soir lors d’un
trajet test. S’agissant des blessés encore
hospitalisés, au nombre de treize, les deux
Japonaises encore dans un état critique di-
manche sont hors de danger. Elles sont en
revanche maintenues en coma artificiel
pour l’heure, a précisé le directeur des
soins médicaux du Réseau Santé Valais
(RSV) dans le Haut-Valais, Marcel Schmid.

Les deux blessées les plus gravement tou-
chées sont l’une à Sion, l’autre au CHUV. Les
onze autres sont répartis dans les hôpitaux
de Sion et de Viège. Trois sont dans des hôpi-
taux universitaires hors canton. La plupart
devraient pouvoir quitter ces établisse-
ments dans la semaine, a précisé M. Schmid.

L’expert fédéral poursuit ses investiga-
tions sur les deux derniers wagons du
convoi, ceux qui se sont couchés sur le côté
lors de l’accident. Ecartement des roues,
profil du train de roulement, freins, sus-
pension sont auscultés en détail. Jusqu’à

présent aucune défectuosité n’a été
constatée sur les différents éléments exa-
minés, a dit M. Kobelt. Il pense obtenir les
premières réponses concrètes dans le cou-
rant de la semaine. D’autres axes d’investi-
gation sont aussi dans le viseur de l’expert.
Des analyses géologiques et météorolo-
giques de la zone de l’accident sont en
cours. Mais il faudra encore du temps pour
avoir des résultats.

Les autorités fédérales ont adressé hier
leurs condoléances au Japon suite à l’acci-
dent du Glacier Express. Le déraillement du
train a tué une Nipponne et a blessé 28 de ses
compatriotes. «Le gouvernement et le peuple
suisses ont été profondément choqués et at-
tristés» par le drame, a écrit la conseillère fé-
dérale Micheline Calmy-Rey dans une lettre
adressée à son homologue Katsuya Okada. La
présidente de la Confédération, Doris Leu-
thard, a tenu elle aussi à exprimer son soutien
aux Japonais. Elle a signé une lettre de condo-
léances en ce sens. ATS

Les deux derniers wagons du convoi, ceux qui se sont couchés sur le côté lors de l’accident, sont examinés à la loupe. KEYSTONE
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Les Brigades du Tigre
Texte Alexis Giroud - Mise en scène Olivier Duperrex

Réservation : www.croution.ch ou 024 471 05 05

L E  B O U V E R E T  -  e n  p l e i n  a i r  -  D U  9  J U I L L E T  AU  7  AO Û T  
Les mercredis,  jeudis,  vendredis et samedis à 20h30 et le dimanche 11
juillet à 15h. Restauration chaude dès 18h.

Par le Théâtre du Croûtion

SUPPLÉMENTAIRES

Réservez vite !

Il aura 70 ans le 11 octobre, n’a
jamais été aussi jeune. Là où
d’autres s’assoupissent, il
veille. Au cœur de l’été, il lance
une offensive. Une initiative
anti-adhésion. Oui, Christoph
Blocher tient une forme d’en-
fer, comme il sied au diable,
d’ailleurs il est le diable, le sait,
en joue, et des entrailles du
néant, brille de mille feux. Bref,
Blocher fait du Blocher: c’est
dans ce rôle qu’il excelle.

Dans son combat contre
l’Union européenne, le vieux
lion est parfaitement clair, co-
hérent, il a défini une stratégie à
très long terme, s’y tient contre

vents et marées, se contrefout
de ce qu’on dit de lui. Il est de-
bout. Il se bat. Les aigris, les ra-
tiocineurs ricanent. Ou font la
morale. Ils ne savent faire, à peu
près, que cela. Pendant ce
temps, lui, dans un terrain qu’il
étudie depuis quarante ans et
dont il connaît chaque anfrac-
tuosité, conquiert patiemment
des positions, les tient, pro-
gresse. Il n’est pas Masséna, ni
Joffre, ni Nivelle: contrairement
aux apparences, il est loin
d’être l’homme des grandes of-
fensives. Il serait plutôt celui de
la guerre de position, tranchée
après tranchée. Il n’a pas peur
du temps qui passe.

Je les entends encore, ceux
qui l’annonçaient comme mort
au soir du 12 décembre 2007,
suite au pronunciamiento par-
lementaire qui avait combiné
sa perte. Il aurait fallu ne plus
jamais parler de lui, dissoudre
jusqu’à la mémoire de ce qu’il
avait été. Eh bien non, le fauve
est toujours là. Le vrai chef de
l’UDC c’est lui. Le diapason des
prochaines élections fédérales,
c’est lui qui le tient. Et alors que
Pascal Couchepin, qui avait cru
judicieux de le traiter de Duce,
somnole dans d’improbables
conseils de fondation, il se
trouve, lui, au cœur du disposi-
tif de bataille pour octobre

2011. La politique est un dé-
mon. Son démon à lui, simple-
ment, doit être plus puissant
que d’autres.

Et puis, ils ont été quelques-
uns, depuis sa mort, à tout en-
treprendre pour sa résurrec-
tion, un véritable comité de
soutien. M. Steinbrück, en Alle-
magne. M. Woerth, en France,
ah Monsieur Woerth, sublime
allié, l’homme dont chaque pé-
ripétie fait grimper encore un
peu plus les intentions de vote
UDC à l’automne de l’an pro-
chain! L’autre allié, en Suisse,
étant évidemment Christian
Levrat, jamais meilleur ami de

Blocher que lorsqu’il embrasse,
avec ardeur et dévotion, ce que
beaucoup, dans le peuple
suisse, perçoivent comme le
parti de l’étranger. Se sont-ils
donné le mot, MM. Steinbrück,
Woerth et Levrat, pour que le
parti de Blocher s’en aille allè-
grement flirter, d’ici à moins de
quinze mois, avec la barre des
30%?

Dès ce soir, sur les ondes, je
vous le donne en mille, vous
entendrez parler de lui, comme
le chantait si divinement Bar-
bara. On le raillera. On le vili-
pendera. On trouvera trente-six
mille arguments pour pulvéri-

ser son initiative anti-adhé-
sion. Mais son nom, maintes
fois, sera prononcé. Et sa figure,
avec une récurrence d’éternité,
resurgira.

A ses ennemis, il faudrait
peut-être la croix, ou quelques
gousses d’ail, le tressautement
d’un Vade Retro, ou alors le na-
palm, on brandit les armes
qu’on peut. Quand ils les au-
ront toutes utilisées, en vain, il
leur restera les ultimes bottes
de Nevers où ils sont passés
maîtres: le ricanement et la mo-
rale.

Alors ricanez, Messieurs.
Moralisez. Et rendez-vous en
octobre 2011.

Blocher, les ricaneurs, les moralistes   
PASCAL DÉCAILLET, JOURNALISTE ET PRODUCTEUR TVL’INVITÉ

CHRISTIANE IMSAND

Rien d’étonnant à ce que des or-
ganisations écologistes tiennent
un discours critique sur l’amé-
nagement du territoire. Mais
quand c’est Avenir suisse qui
s’en mêle, la charge revêt une
tout autre portée. Dans une
étude publiée le mois dernier, la
boîte à penser de l’économie
suisse dénonce le laxisme des
cantons romands, Genève ex-
cepté, et préconise la mise en
place de standards plus contrai-
gnants en matière de zones à bâ-
tir. Les partisans de « l’Initiative
pour le paysage» sont ravis de
cette prise de position inatten-
due. Il ne faudrait pourtant pas
en conclure que la cellule de ré-
flexion libérale s’apprête à sou-
tenir cette initiative qui réclame
un gel de la surface totale des zo-
nes à bâtir pendant vingt ans. Ce
projet est à ses yeux excessif. Par
contre, elle prône un respect
plus strict du droit actuel, voire
le renforcement de la loi sur
l’aménagement du territoire qui
doit servir de contre-projet indi-
rect à l’initiative. 

Avenir suisse est une fonda-
tion créée en 1999 par un groupe
de 14 multinationales helvéti-
ques pour imaginer l’avenir de la
Suisse dans une optique libérale.
Elle fait régulièrement réaliser
des études sur différents thèmes
sensibles et cherche à s’ériger en
force de proposition. En 2004,
par exemple, elle avait fait faire
une étude en Suisse romande
sur les dysfonctionnements du
droit de recours des organisa-
tions écologistes. Cette fois, ce
sont les cantons qui sont mon-
trés du doigt. Les auteurs de
l’étude ont procédé à un relevé
exhaustif des instruments can-
tonaux de gestion de l’urbanisa-
tion. Il en résulte un classement

qui fait de Zurich et de Genève
les deux meilleurs élèves du
pays. Par contre, les autres can-
tons romands sont mal classés.
«Cinq des six cantons disposant
des réserves de zones à bâtir les
plus importantes sont romands
(VS, JU, NE,VD, FR). Aucun d’en-
tre eux n’utilise les instruments
de limitation de l’urbanisation
ou le système des ceintures ver-
tes», notent les analystes. 

Comité de pilotage
Selon eux, ce n’est pas une

question de situation géogra-
phique. Le Valais est dans les
profondeurs du classement
alors qu’un canton comparable
comme les Grisons est bien
mieux noté en raison notam-
ment de son nouveau plan
d’aménagement qui s’en prend
aux lits froids.  En Valais, un co-
mité de pilotage a été mis en

place après le rejet populaire de
la loi sur le tourisme, en novem-
bre 2009. 

Dans le «Walliser Bote», le
chef du Service du développe-
ment territorial Damian Jerjen
qualifiait récemment l’étude
d’Avenir suisse de «critique
constructive».

Pour le libéral radical fri-
bourgeois Jacques Bourgeois,
président de la commission de
l’aménagement du territoire du
Conseil national et directeur de
l’Union suisse des paysans, les
zones à bâtir actuelles sont sur-
dimensionnées. 

«Il faut des garde-fous sur
l’ensemble du territoire,ne serait-
ce que pour préserver les sur-
faces d’assolement», souligne-t-
il. «Chaque jour, quelque 110000
mètres carrés de terres culti-
vables disparaissent. Je m’étonne
qu’Avenir suisse se soit saisi de ce

dossier,mais ses conclusions vont
dans le bon sens.»

Le moratoire préconisé par
l’Initiative pour le paysage force
la discussion sur le plan natio-
nal. En guise de contre-projet, le
Conseil fédéral propose une ré-
vision de la loi sur l’aménage-
ment du territoire qui met les
cantons en demeure de présen-
ter un plan directeur dans le do-
maine de l’urbanisation. Ce pro-
jet est très en retrait par rapport à
une première mouture qui im-
posait des prescriptions préci-
ses. 

La seconde version laisse les
cantons libres de prendre les
mesures qui leur semblent les
plus appropriées. 

Le Conseil des Etats devrait
en discuter lors de la session
d’automne. Sa commission est
entrée en matière sans opposi-
tion.

Avenir suisse marche sur les
plates-bandes des cantons
AMÉNAGEMENT DU TERRITOIRE �La boite à penser de l’économie suisse envoie une
volée de bois vert aux cantons romands. Ils ne maîtriseraient pas leur urbanisation.

Avenir suisse met en question la surface des zones à construire dans notre pays. LE NOUVELLISTE

LUGE D'ÉTÉ 

Sécurité avant tout
Alors que les pistes de luge d'été helvétiques ont été
récemment le théâtre de plusieurs accidents graves,
des voix s'élèvent pour mettre en doute la sécurité des
installations. Les contrôles ne sont en effet pas obliga-
toires partout en Suisse. ATS

SÉCHERESSE 

Feux interdits au Jura
A quelques jours de la Fête nationale, le canton du
Jura a décidé d'interdire les feux d'artifice et les feux
en forêt ou à proximité. En cause: la sécheresse qui
sévit depuis plusieurs semaines et augmente le risque
d'incendie. ATS

MOUTIER

Eglise médiévale découverte
Les vestiges d'une église médiévale ont été trouvés
sous les pavés de la vieille ville de Moutier (BE). Les
archéologues ont également dégagé les restes d'un
édifice en bois. Le sous-sol de la cité prévôtoise pour-
rait réserver encore d'autres surprises. ATS

GENÈVE

Précarité estivale présente
En été, la précarité ne laisse pas de répit aux person-
nes en difficulté. Tout comme en hiver, le Jardin de
Montbrillant à Genève distribue entre 100 et 150 repas
gratuits par jour. Les aliments proviennent de dons,
hormis bien souvent la viande et les produits laitiers.
La pauvreté semble gagner du terrain...ATS

GENOLIER

Litige d'actionnaires réglé
L'ex-administrateur-délégué du Genolier Swiss Medi-
cal Network (GSMN) Antoine Hubert et la société d'in-
vestissement américaine Lincoln Vale, qui détiennent
ensemble 30% du groupe, ont formé un groupe d'ac-
tionnaires. Une coopération stratégiques avec le
groupe français Vitalia est visée. Antoine Hubert,
évincé du conseil d'administration et de la direction de
GSMN lors de l'assemblée générale houleuse du 9 juin
dernier, et Lincoln Vale ont convenu d'une stratégie
commune pour assurer la stabilisation et la bonne
continuation de la stratégie de croissance du groupe
basé à Genolier (VD), selon leur communiqué publié
hier.
Les deux actionnaires voteront conjointement en fa-
veur de l'élection de nouveaux administrateurs lors de
la prochaine assemblée générale extraordinaire de la
société, agendée le 16 août, ont-ils annoncé. ATS

EN BREF

PUBLICITÉ



Heute

Appenzell: Geführte Besichtigung bei
«Appenzeller Alpenbitter»: Fabrikareal, 10
Uhr.
Brülisau: Führung durch den Alpengar-
ten: Drehrestaurant Hoher Kasten, 13.45
Uhr.
Weissbad: Appenzellermusik: Hotel Hof
Weissbad, 20-22 Uhr.

Donnerstag
Appenzell: Konzertante Appenzeller Mu-
sik mit der Streichmusik Alder: Kleiner
Ratsaal, 18.30-19.30 Uhr.
Geführte Dorfbesichtigung: Tourist Infor-
mation, 10 Uhr.
Goldstickerin bei der Arbeit: Museum Ap-
penzell, 14-17 Uhr.
Gontenbad: Geführte Besichtigung der
Mineralquelle: goba-Areal, 10 Uhr.

Regelmässige Angebote
Museen/Galerien
Museum Appenzell: Kulturgut aus Innerrhoden; Son-
derausstellungen «100 Jahre Rettungskolonne Ap-
penzell»und «Die Zeit des Dorfbrandes von 1560. Ar-
chäologische Funde aus Appenzell», täglich von 10-
12 und 14-17 Uhr.
Museum Liner, Appenzell: «Oskar Kokoschka –
Wunderkammer» – Di-Fr 10-12/14-17 Uhr / Sa-So
11-17 Uhr (bis 9. Januar 2011).
Kunsthalle Ziegelhütte, Appenzell: «Robert Schaad
– Heavy Metal» – Di-Fr 10-12/14-17 Uhr / Sa-So 11-
17 Uh (bis 26. September).
Privatmuseum/Galerie «Im Blauen Haus», Weiss-
badstrasse, Appenzell: Mo-Sa 9-12 Uhr und 13.30-
18 Uhr.
Station Agathe Nisple, Jakob Signerstrasse 5:
«Chöpf» – Fotografien von Emil Grubenmann: Do/Fr
15-18 Uhr, Sa 14-17 Uhr oder nach Vereinbarung
(bis 14. August).
Blumen Gassner, Wührestrasse 4: «Am Weiher» –
Fotografien von Ruedi Sutter (bis 7. August).
Roswitha Doerig Bilder, Postplatz: Di-Fr 10-11 und
14-16 Uhr / Sa 10-16 Uhr / So 10-17 Uhr.
Galerie Kunst am Hof, Engelgasse 7: «Stilles und be-
wegtes Wasser» – Bilder von Lothar Eugster; Mi/Do
14-18 Uhr, Sa/So 11-16 Uhr (bis 4. Sept. 2010).
Töpferei & Galerie zur alten Hofersäge: «Die Farbe
ROT», Gruppenausstellung; Di-Fr 14-18 Uhr; Sa 10-
12 und 13.30-16.00 Uhr.
Galerie+Atelier Dölf Mettler, am Postplatz, Appen-
zell: Nachmittags oder nach Absprache.
Galerie Laimbacher, Hauptgasse 18, Appenzell:
Aquarelle von Alice Fuchs; Bilder und antike Möbel;
täglich 9-12 und 13.30-18.30 Uhr, So 10-18 Uhr.
Restaurant Limone’s: Bilder von Isabella Zeller-
Bodmer. (Di und Mi Ruhetag).
Spital Appenzell: Bilder von Mina Ebneter (bis 13.
August).

Sport
Appenzeller Badi (Familienbad an der Sitter): Bad
und Restaurant täglich geöffnet 09.00-20.30 Uhr, bei
schlechtem Wetter nachmittags geschlossen (Telefon
071 787 14 74). 
Kneipp-Verein Appenzell: Spiraldynamik mit Corde-
lia Alder: Gymnastikraum Wühre, jeden Do 17.15-
18.30 Uhr.
Lauftröff Gringel, Appenzell: Laufen und Walken in
allen Stärkeklassen; jeden Di 19-20 Uhr; Schulhaus
Gringel.
TopFit 50+: Balance- und Ganzkörpertraining; jeden
Dienstag, 17.00 - 18.00 Uhr, Gebäude Lehner, Ober-
bad 12. Auskunft 071 794 14 68.
Männerriege TV Appenzell: Training/Spiele – jeden
Di 20 Uhr, Turnhalle Gringel.
Frauenriege TV Appenzell: Volleyball/Turnen – jeden
Mi 19.45-21.00 Uhr, Turnhalle Gringel.
SVKT Frauensportverband: Turnen für 20+ und 50 +
in zwei verschiedenen Abteilungen, jeweils Donners-
tags: Turnhalle Gringel 19.45-21.00 Uhr.
Freie Damenriege Meistersrüte: Jeden Dienstag
20.15-22.00 Uhr, MZG Gais.
SCBW-Turnen für jedermann/frau: Jeden Freitag
um 20 Uhr, Turnhalle Schwende.
Rheumaliga beider Appenzell: «Aquawell – Wasser-
training»; Hallenbad Appenzell;  Di 18.15-19 Uhr, Mi
17.30-18.15 Uhr, Fr 16-18 Uhr und 19-21 Uhr Lekti-
onsdauer ca. 45 Min. (Tel. 071 787 46 73).
Hallenbad / Sauna Appenzell: Auskunft erteilt 071
787 35 35 – «Badespass für Kinder» jeden Mittwoch
14-16 Uhr.
Kurhaus Bad Gonten: Heilsprudelbad, Dampfbad,
Solarium, Massagen, Bewegungstherapie; täglich 9-
19 Uhr.
Moorbad Gontenbad: Wannenbäder mit Kräutersud
nach alter Tradition; Mo und Do 8-11.30 und 13.30-
17 / Di und Fr 11-20 Uhr / Sa und So 9-16 Uhr. Mitt-
woch geschlossen. Medizinische Massage nach Ver-
einbarung (Tel. 071 795 31 31).
Freizeit Center Appenzell: Tennis (täglich 6-22
Uhr), Reservationen unter Tel. 071 788 30 77 (BP
Shop Heidi Fässler) / Squash (täglich 6-17 Uhr), Re-
servationen unter Tel. 071 788 30 77 (BP Shop).

Unterhaltung/Gastronomie
Volksbibliothek Appenzell: Di/Do 09.30-11.30 und
14-17 Uhr; Mi 14-17 Uhr; Fr 16.30-20 Uhr, Sa 9.30-
11.30 Uhr (geschlossen bis 10. August). 
Dorfbibliothek Oberegg: Di 16-17 Uhr; Mi 9.30-10
Uhr; Fr 18-19 Uhr; Sa 9-10 Uhr (immer geschlossen
während Schulferien).
Ludothek Appenzell: Kindergarten Chlos, 2. Stock; Di
14-17 Uhr / Fr 18.30-20 Uhr (078 894 03 73).
«green vieh» Gonten: Sonntagsbrunch, ab 8 Uhr.
Hotel Bären Gonten: Bären-Buffet mit Appenzeller
Musik, jeden Sonntag 12-16 Uhr.
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Der von der Wirtschaft finan-
zierte liberale Thinktank Avenir
Suisse – Motto: «Unabhängig,
aber nicht neutral» –  hat eine
Studie ausgearbeitet: «Raumpla-
nung zwischen Vorgabe und
Vollzug». Analysiert wird dabei,
wie effizient in den einzelnen
Kantonen raumplanerische In-
strumente zur Steuerung der
Siedlungsentwicklung eingesetzt
werden. Dieser Blick von aussen
ist auch für Appenzell Innerrho-
den ziemlich aufschlussreich.

Toni Dörig

Kurz zusammengefasst könnte
man die Kernaussagen über die
raumplanerischen Probleme und
Aufgaben Innerrhodens, die sich
in der Avenir-Studie zeigen, wie
folgt zusammenfassen: Der Sied-
lungsdruck in der Schweiz ist
ausgesprochen gross, was gera-
de auch in kleinen Kantonen mit
begrenzten Bodenreserven eine
vorausschauende Planung erfor-
dert. Wünschenswert wäre des-
halb, wenn in Innerrhoden ein
übergeordneter Blick aufs Ganze
ausgeprägter als ordnende Hand
spürbar wäre. Die Verzettelung
des Gesamtinteresses in ver-
schiedene Bezirksinteressen
wirkt sich negativ aus. Zur Erhal-
tung der schönen Landschaft mit
Streusiedlung wäre zudem auch
wünschenswert, wenn sich eine
Baukultur auf hohem Niveau ent-
wickeln würde, eine Bauweise,
die von der Tradition ausgeht,
sich aber auch den geänderten
Anforderungen der Zeit stellt.

Mehr Leute, grösserer Bedarf
Zum Siedlungsdruck: Die
Schweiz ist bereits heute doppelt
so dicht besiedelt wie Österreich
und die Bevölkerung wächst wei-
terhin mit über 50 000 Personen
pro Jahr. Als Folge wird alljähr-
lich eine Fläche in der Grösse des
Walensees neu überbaut. Gemäss
den neusten Bevölkerungspro-
gnosen wird dieses Wachstum
weiter anhalten. Dank der Nie-
dersteuerpolitik ist auch Inner-
rhoden von diesem Wachstum zu-

sehends betroffen: Leute werden
angelockt, es wird viel gebaut.
Der Siedlungsdruck entsteht aber
nicht nur aufgrund steigender
Bevölkerungszahlen, sondern
auch,  weil der Flächenbedarf
pro Kopf zunimmt: Seit 2002 ist
in Innerrhoden die Siedlungs-
fläche um über zehn Prozent  ge-
wachsen, die Bevölkerungszahl
aber nur um knapp vier Prozent.
Aufgrund der beschränkten Bo-
denreserven bildet dieser anhal-
tende Siedlungsdruck raumpla-
nerisch gesehen in Innerrhoden
die Hauptherausforderung. 

Das Wachstum lenken
Für Avenir Suisse ist klar:
Wachstum braucht es. Aber man
muss das Siedlungswachsum auf
kantonaler Ebene lenken. (Aller-
dings darf man diese Vorgabe
durchaus auch kritisch sehen:
Heutzutage wollen alle Politiker
aller Couleurs alle Probleme vor
allem mit Wachsum lösen. Allzu
leicht wird dabei übersehen,
dass Wachstum die Probleme

nur kurzfristig löst, sie dafür
langfristig eher verschärft.) Wie
dem auch sei. Auf jeden Fall
stellt sich die Frage: Wie lässt
sich das Siedlungswachstum mit
raumplanerischen Instrumenten
sinnvoll kanalisieren? «Einen
wichtigen Beitrag zur Siedlungs-
entwicklung in Innerrhoden bil-
den die Siedlungsgürtel», erklärt
Daniel Müller-Jentsch von Avenir
Suisse. Mit diesem raumplaneri-
schen Instrument wird erreicht,
dass nicht schleichend ein Dorf
in das andere übergeht, dass
sich zum Beispiel Appenzell
nicht langsam übergangslos bis
Steinegg entwickelt, Steinegg bis
Weissbad usw. «Zudem liegen in
Innerrhoden die Fruchtfolge-
flächen meist in Dorfnähe. Auch
das trägt dazu bei, dass Bauge-
biete nicht auf unerwünschte
Weise zusammenwachsen.» 

Interessenskonflikte
Weniger gute Noten erhält die
Innerrhoder Raumplanung von
Avenir Suisse, wenn man sie

gleichsam von oben in einem
Gesamtüberblick anschaut. Es
fehlt an einem überdachten Set-
zen von Schwerpunkten: da sind
die Zentren, dort die Gewerbe-
zonen und dieses Gebiet eignet
sich zur Erholung. Avenir Suisse
ist sich bewusst, dass eine Fehl-
entwicklung in diesem Bereich
vielfach ausgelöst wird durch ei-
nen Interessenskonflikt zwi-
schen Kanton und Gemeinden.
Das ist in Innerrhoden ohne
Zweifel der Fall: Jeder Bezirk
will sein eigenes Bauland für Zu-
züger, will seine eigene Gewer-
bezone etc. Und so geht der
Blick fürs Ganze verloren. Der
Thinktank dürfte kaum wissen,
dass er mit dieser Feststellung in
ein hochaktuelles politisches
Wespennest gestochen hat: die
Frage nach der Zukunft der In-
nerrhoder Bezirke. Ob man nun
für ein Zusammenlegen ist oder
für eine andere Variante, dieses
Problem sollte im Interesse des
Kantons unbedingt gelöst wer-
den.

Baukultur pflegen

Die schöne Hügellandschaft, der
Alpstein, das ist Innerrhodens
Standortkapital. «Und diesem
Kapital sollte man unbedingt Sor-
ge tragen», erklärt Müller-
Jentsch. Er spricht sich für eine
stärkere Pflege der Baukultur
aus. «Appenzell hat ja eine tradi-
tionelle Architektur, die auch
den besonderen Charme der Re-
gion ausmacht. Auf dieser könn-
te man aufbauen, allerdings in
dem Sinne, dass die lokale  Bau-
weise auch den Anforderungen
der heutigen Zeit genügt, sie darf
nicht einfach rückwärts gewandt
sein.» Müller-Jentsch erinnert in
diesem Zusammenhang an den
anderen Appenzeller Kanton: In
Ausserrhoden gibt es ein so ge-
nanntes Einfügungsgebot. Man
darf bauen, aber es muss den
festgelegten ästhetischen Vorga-
ben genügen. Zudem gäbe es
vom Kanton für Bauherren Bera-
tungsmaterialien zur Gestaltung.
Vor allem beim Bauen im Streu-
siedlungsgebiet ausserhalb der
Zentren müsse man behutsam
vorgehen. Auch im Berner Ober-
land etwa, lege man daher gros-
sen Wert auf die Pflege der loka-
len Baukultur. 

Zusammenarbeit
Klar ist: Die Kapazitäten sind in
einem Kleinkanton beschränkt.
In der kantonalen Verwaltung ist
nur eine 25%-Stelle spezifisch für
die Raumplanung geschaffen
worden. «Aber Innerrhoden
muss ja das Rad nicht selber neu
erfinden. Man kann auf Bewähr-
tes zurückgreifen. Und man kann
mit anderen Kantonen zusam-
menarbeiten.» Müller-Jentsch er-
innert an die Kooperation zwi-
schen St. Gallen und beiden Ap-
penzell im Bereich der
Raumbeobachtung. «Das ist ein
Schritt in die richtige Richtung.»
Und er fügt an:  «Wenn es auf
kantonaler Ebene den politi-
schen Willen für klare Regeln
gegenüber den Gemeinden (Be-
zirken) gibt – etwa zur Be-
schränkung des Siedlungs-
flächenwachstums – kann man
auch mit einer schlanken Ver-
waltung effektiv planen.»

Wünschenswert wäre ein Blick aufs Ganze
Avenir Suisse übt «konstruktive Kritik» an der Raumplanung – Auch Innerrhoden ist betroffen

Die bestehende, wunderschöne Streusiedlung bildet für die Innerrhoder Raumplaner eine ganz besondere Herausforderung. (Bild: Keystone)

Veranstaltungen

(td) Wenn man auf die Kanto-
nerangliste schaut, die Avenir
Suisse in ihrer Studie erstellt
hat, könnte man erschrecken:
Zürich führt vor Bern; und Inn-
errhoden belegt vor Glarus den
zweitletzten Platz. Wird bei uns
tatsächlich so schwache Arbeit
geliefert in Sachen Raumpla-
nung? Daniel Müller-Jentsch
von Avenir Suisse winkt ab:
«Diese schlechte Klassierung
ist vor allem auf die Kleinheit
des Kantons zurückzuführen.
Wir haben anhand von 33
raumplanerischen Instrumen-
ten überprüft, welche davon wo
mit wieviel Effizienz angewen-
det werden. Die Rangliste bil-
det einfach die Summe dieser
Einzelbewertungen. Ein kleiner
Kanton wie Innerrhoden
braucht aber etliche dieser
raumplanersichen Instrumente
gar nicht, es gibt in Appenzell
zum Beispiel keine städtischen
Quartiere, keine Industriebra-

chen usw. Deshalb belegen die
Kleinkantone meist die hinte-
ren Plätze in dieser Tabelle.»

Kritik ernst nehmen 
«Viel interessanter als die
Rangliste ist für Innerrhoden
jedoch die konkrete Kritik, die
im Umgang mit den  für den
Kanton notwendigen Instru-
menten angebracht worden
ist», erklärt  Müller-Jentsch.
«Diese Kritik sollten die Ver-
antwortlichen schon ernst neh-
men, denn schliesslich möchte
unsere Studie zu Verbesserun-
gen in der praktischen Umset-
zung der Raumplanung beitra-
gen. Wir verstehen unsere Stu-
die als konstruktiven Beitrag.»

Untypische Siedlungsform
Mit knapp 16 000 Einwohnern
nimmt Innerrhoden natürlich
eine Sonderstellung innerhalb
der Kantone ein. Viele Rechts-
setzungen des Bundes sind für

andere Grössenordnungen und
für andere Verhältnisse ge-
macht. Das zeigt sich nicht zu-
letzt in der Raumplanung: Das
Appenzellerland ist wesentlich
geprägt durch Streusiedlungen.
Und genau diese Siedlungsform
ist in der Schweiz eher atypisch,
sie widerspricht in ihrer Art
dem raumplanerischen Grund-
satz: Wo bauen zugelassen ist,
soll man den Boden effizient
nutzen, da soll man verdichtet
bauen, damit der übrige Boden
geschont werden kann. Dass es
für Streusiedlungen kaum be-
friedigende und effiziente Vor-
gaben gibt, erschwert die Arbeit
der Innerrhoder Raumplaner.
Und das wirkt sich manchmal
zum Schaden der Landschaft
aus, man denke nur an die im-
mer wieder umstrittene Baube-
willigungspraxis ausserhalb der
Bauzone (Umnutzung leer ste-
hender Bauernhäusern, Gewer-
be in Scheunen usw.)

Die leidige Crux mit dem Sonderfall



BIG-M hat gerufen, und sie sind
gekommen: Rund 300 Milch-
bauern aus der ganzen Schweiz
haben sich gestern Vormittag
auf dem Carparkplatz hinter
dem Hauptbahnhof Zürich ver-
sammelt. Von dort marschier-
ten sie in Form eines Alpaufzugs
mit Treicheln, Transparenten
und Kühen Richtung Limmat-
platz zum Hauptsitz des Mig-
ros-Genossenschaftsbundes.
Mit im Gepäck hatten sie auch
die Rote Karte, im Fussball ein
klares Zeichen für ein grobes
Foul oder ein unsportliches
Verhalten. Und genau dies wirft
BIG-M der Migros vor.

Richtpreis nicht gezahlt
Das erste Foul beging der

orange Riese gemäss BIG-M-
Copräsident Martin Haab be-
reits Mitte Juni. An der Sitzung
der Branchenorganisation
Milch (BOM) wurde zwar be-
schlossen, den Richtpreis für
Industriemilch um drei Rappen
anzuheben. Die Migros-Vertre-
ter in der BOM hätten der drin-
gend nötigen Richtpreiserhö-
hung auch grundsätzlich zuge-
stimmt. «Doch zusammen mit
den Vertretern der Industrie ha-
ben sie bis heute jeden Vor-
schlag der Produzenten be-
kämpft, welcher die Überpro-
duktion von Milch nachhaltig
in den Griff gekriegt hätte», be-

MILCHPREIS: Bauerndemo vor dem Sitz des Migros-Genossenschaftsbundes

Rund 300 Bauern nahmen
gestern an einem «Alpauf-
zug» vom Hauptbahnhof
Zürich bis zum Migros-
Hochhaus teil. Sie forder-
ten den Grossverteiler auf,
seine Versprechen einzu-
halten. BIG-M hatte die
Kundgebung organisiert.

SUSANNE MEIER

tont Haab. Man wisse aus siche-
rer Quelle, dass auch die Vertre-
terin der Migros diesem Be-
schluss zugestimmt habe. Aber
ausgerechnet die Elsa, die vor-
wiegend im wertschöpfungsrei-
chen Molkereisektor tätig sei,
weigere sich, die von den Bau-
ern dringend benötigten drei
Rappen zu bezahlen. «Dafür
zeigen wir der Migros heute die
Rote Karte», rief Haab in die
Menge, die der Aufforderung
mit Treichelläuten und Ge-
schrei nachkam.

Eigenlob im Magazin
Dazu komme, so der Copräsi-

dent von BIG-M weiter, dass
sich die Migros gern mit ihrem

sozialen Verhalten brüste. Ihren
Kunden habe sie nämlich im
«Migros-Magazin» geschrieben,
dass sie zu den Preiserhöhungen
für die Bauern stehe, aber ihre
Verkaufspreise für Milchpro-
dukte nicht erhöhe. Sie trage die
Mehrkosten selber und verzich-
te zugunsten der Konsumenten
auf einen Teil der Marge. Martin
Haab: «Für diese faustdicke Lü-
ge zeigen wir der Migros heute
eine weitere Rote Karte.» Damit
der Milchpreis steigen könne,
müssten die Produzenten zuerst
ihre Überschüsse in den Griff be-
kommen, argumentiere die Mig-
ros. «Doch in der BOM wehren
sich die Grossverteiler mit Hän-
den und Füssen gegen eine griffi-

ge Mengensteuerung», kritisier-
te Haab weiter.

(K)eine heile Welt
In der Werbung benutze die

Migros die Schweizer Land-
wirtschaft oft, um eine heile und
intakte Welt zu suggerieren,
wirft BIG-M dem Grossvertei-
ler vor. «In Tat und Wahrheit
aber schröpft sie die Bauern, wo
sie nur kann, und konkurren-
ziert unsere Produktion durch
Importe aus der EU und aus Bil-
liglohnländern, in welchen weit
weniger Vorschriften und Auf-
lagen bezüglich nachhaltiger
Produktion bestehen», so Mar-
tin Haab vor dem Migros-
Hochhaus vor den Bauern und

zahlreichen Passanten, die von
der Strasse und aus den Büros
das friedliche Treiben beobach-
teten und es sich nicht nehmen
liessen, eine der drei ge-
schmückten Kühe zu streicheln.
Und Haab verteilte weiteres Rot
an den längst moralisch vom
Platz gestellten Grossverteiler.

Eine nächste Rote Karte kas-
sierte die Migros, weil diese offi-
ziell die Bauern in der Dritten
Welt unterstütze. «Das allein
gilt es zu loben», betonte Haab,
«aber die Migros-Vertreter in
der Branchenorganisation un-
terstützen den Unsinn, dass der
Schweizer Butterberg in den
Schwellen- und Entwicklungs-
ländern entsorgt wird.» Dies ge-
schehe mit Exportbeiträgen,
welche vollumfänglich den Pro-
duzenten in Rechnung gestellt
würden. So brauche es für die-
sen Dumpingexport zwar keine
Staatsgelder mehr, aber für die
Bauern dort sei es genau so töd-
lich, weil ihnen so durch die Bil-
ligstimporte ihre Existenz-
grundlage abgegraben werde.
«Für dieses verantwortungslose
Foul an den Bauern hier wie
dort zeigen wir der Migros heu-
te auch die Rote Karte.»

Sofortmassnahmen
Ob so viel Dunkelrot wohl er-

rötet, liess sich kein Migros-Ma-
nager blicken, um die orange
Politik zu verteidigen. Nicht mit
Pauken und Trompeten, doch
ebenso eindrücklich mit Kühen
und Glocken forderten die Bau-
ern eine sofortige Umsetzung
der von der BOM beschlosse-
nen Erhöhung des Richtpreises
für Industriemilch um 3 Rp.
Weiter verlangt BIG-M, dass
die Migros als fairer Partner zur
einheimischen Nahrungsmittel-
produktion steht und sich ent-
sprechend verhält.

Jede Sekunde wird in der
Schweiz ein Quadratmeter
meist bestes Kulturland ver-
baut. Jährlich wächst die Sied-
lungsfläche um 2700 Hektaren.
Zudem kommt eine Bauzonen-
reserve von x Hektaren oder
dem Raum für bis zu zwei Mil-
lionen Einwohner.

Mehr Bauzone als erlaubt
Dabei haben einige Kantone

weit mehr Bauzonen ausge-
schieden, als erlaubt wären.
«Gemäss Raumplanungsgesetz
dürfen Gemeinden nur Bau-
landreserven für 15 Jahre ha-
ben», erklärt Daniel Müller-
Jentsch von der wirtschaftsna-
hen Avenir Suisse und Verfas-
ser einer Studie zur Siedlungs-
steuerung in den Kantonen. In
über der Hälfte der Schweizer
Gemeinden wird dieser Wert je-
doch überschritten, und laut
Bundesgerichtsurteil müssten
in diesen Fällen die Bauzonen
redimensioniert werden. Dies
wäre laut Müller-Jentsch in vie-
len Teilen der Schweiz auch an-

RAUMPLANUNG: Die Schweiz hortet immense Baulandreserven, die zwingend verkleinert werden müssten

Wer von der Wertsteige-
rung durch Baulandein-
zonungen profitiert, soll
mithelfen, Baulandrück-
zonungen zu finanzieren.
Die Bremswirkung der
Mehrwertabschöpfung
auf den Kulturlandverlust
ist jedoch umstritten.

DANIEL ETTER

gebracht. Leider würden sich
aber nur die wenigsten Kantone
dieser Herausforderung stellen,
und jene, die es täten, würden es
mit Widerwillen tun.

Nötige Rückzonungen
Müller-Jentsch weist auf die

Wichtigkeit einer Mehrwertab-
gabe im Zusammenhang mit
Rückzonungen hin. «Fast alle
Kantone verzichten darauf, den
Planungsmehrwert abzuschöp-
fen, obwohl das Raumplanungs-
gesetz dies von ihnen verlangt»,
sagt er. Einzig die Kantone Ba-

sel-Stadt und Neuenburg wür-
den es tun. Dies sei ein grosser
Fehler, denn eine flächende-
ckende Mehrwertabgabe wäre
laut Müller-Jentsch ein sehr
wichtiges Raumplanungsinstru-
ment. «Mit dem Geld könnten
Entschädigungen für längst fäl-
lige Rückzonungen finanziert
werden», erklärt er. Dies hätte
einen raumplanerischen Len-
kungseffekt. «Die überdimen-
sionierten Bauzonen im ländli-
chen Raum können so in die
Zentren verschoben werden,
wo der Bedarf grösser ist», argu-

mentiert Müller-Jentsch. «Die
Bremswirkung der Mehrwert-
abschöpfung auf den Bodenver-
brauch ist eher gering», meint
hingegen Enrico Riva, Professor
für Öffentliches Recht an der
Universität Basel, gegenüber
dem «Tages-Anzeiger». Sie sei
jedoch für die Umsetzung der
Landschaftsinitiative, die ein
20-jähriges Moratorium für
Bauzone verlange, entschei-
dend.

Tamar Hosennen, Verant-
wortliche für die Entwicklung
des ländlichen Raums beim

Schweizerischen Bauernver-
band (SBV), geht davon aus,
dass die Mehrwertabschöpfung
den Kulturlandverlust nur
bremsen werde, wenn sie zielge-
richtet eingesetzt wird.

Wird Kulturland zu Bauland
eingezont, dann steigt der Wert
je Quadratmeter von etwa
8 Franken auf mehrere hundert,
ja bis gar 1000 Franken an. Die
Schweizerische Vereinigung für
Landschaftsplanung geht da-
von aus, dass alleine durch Ein-
zonungen ein Mehrwert in der
Schweiz von «wohl eher über
einer als unter einer Milliarde
Franken» pro Jahr entsteht.

Oft profitieren andere
Hosennen weist darauf hin,

dass dieser Mehrwert nicht im-
mer von den Bauern eingesackt
wird: «Land als Bauland einzu-
zonen, bringt an sich noch kei-
nen Mehrwert. Es muss zuerst
verbaut oder verkauft werden.
Oft wird Bauland von Auslauf-
betrieben, Erbengemeinschaf-
ten oder Verpächtern ver-
kauft», ruft sie in Erinnerung.
Der SBV unterstütze die Forde-
rung, eine Mehrwertabschöp-
fung zu prüfen, vor allem, wenn
diese Gelder für Rückzonungen
Verwendung finden. Denn ei-
nes ist für den SBV klar: «Der
Kulturlandverlust muss unver-
züglich gebremst werden.» Er
fordert, dass Kulturland und be-
sonders die Fruchtfolgeflächen
mindestens so stark wie der
Wald geschützt werden.
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In Zürich ist am Samstag die
Tierpartei Schweiz (TPS) ge-
gründet worden. Die Partei will
sich für einen «verantwortungs-
und würdevollen Umgang mit
allem Leben» starkmachen.
Gründungsmitglieder der Partei
sind ein Betriebsökonom, eine
Juristin und der Geschäftsfüh-
rer der Schweizerischen Vege-
tariervereinigung, wie der desi-
gnierte TPS-Präsident Thomas
Märki am Sonntag der Nach-
richtenagentur SDA sagte. Die
Gruppierung war vor drei Mo-
naten im sozialen Netzwerk Fa-
cebook ins Leben gerufen wor-
den – im Zusammenhang mit
der Volksabstimmung über die
Schaffung von Tieranwälten.
Laut Märki gehören der Face-
book-Gruppe mehr als 1000
Sympathisanten an. sda

NACHRICHTEN

Der grösste indische Mikro-
kredit-Finanzierer SKS Micro-
finance will an die Börse gehen,
um mehr Geld vergeben zu kön-
nen. Die Ausgabe der Aktien
werde bis zu 350 Mio. Dollar
bringen, erklärte das Unterneh-
men. Dies werde es erlauben,
SKS auszubauen. SKS will 22
Prozent seiner Anteile an die
Börse bringen, den Grossteil da-
von sollen institutionelle Inves-
toren übernehmen. Die Kredit-
nehmer zahlen ihre Darlehen
wöchentlich zurück, die Rück-
zahlrate liegt bei 99 Prozent.
Bei Mikrokrediten werden
kleinste Summen an arme Men-
schen vergeben, die von klassi-
schen Banken keine Unterstüt-
zung bekämen. Mit dieser Start-
hilfe können sie sich eine Exis-
tenz aufbauen – beispielsweise
durch den Kauf von Saatgut,
einer Kuh oder einer Näh-
maschine. sda

Die Europäische Kommission
will das EU-Recht gemäss Agra-
Europe für landwirtschaftliche
und forstwirtschaftliche Fahr-
zeuge vereinheitlichen und ins-
gesamt 50 Richtlinien sowie de-
ren nationale Durchführungs-
bestimmungen durch fünf Ver-
ordnungen ersetzen. Dies wür-
de zunächst bedeuten, dass die
Vorschriften unmittelbar in der
ganzen EU gültig wären. Der
Vorschlag sieht schärfere Si-
cherheitsbestimmungen für
Traktoren vor. Unter anderem
sollen schnelle Zugmaschinen
der Klasse T5 und ihre Anhän-
ger, die für Geschwindigkeiten
von mehr als 40 km/h ausgelegt
sind, verpflichtend über ABS
verfügen. sam

Die EU-Agrarpolitik soll ihre
2-Säulen-Struktur behalten,
aber hinausgeführt werden über
das bisherige Schema. Nach
Aussage von EU-Agrarkommis-
sar Dacian Ciolos in «Agra
Europe» sollen Landwirte
Direktbeihilfen künftig für
«jährlich quantifizierbare und
sichtbare Ergebnisse» erhalten.
Diese Zahlungen sollen für ge-
meinsame Herausforderungen
fliessen – und dürften damit
komplett EU-finanziert sein.
Eine Kappung für Grossbetrie-
be hält er nach wie vor für mög-
lich, «es ist aber kein Ziel an
sich». Die Förderung werde da-
von abhängen, welche Kriterien
ein Betrieb erfüllen könne. sam

Rote Karte für orangen Riesen

Mit Mehrwertabgabe Rückzonungen finanzieren

Tierpartei Schweiz
gegründet

Indien: Börsengang
von Kreditgeber

Einheitliches Recht
für EU-Traktoren

Ciolos: «Zwei Säulen
werden bleiben»

Die Migros bekommt von den Milchproduzenten die Rote Karte. (Bild: Susanne Meier )

Wird Kulturland in Bauzone umgezont, steigt der Wert massiv. Forderungen verlangen, dass
nicht nur die Landverkäufer von diesem Mehrwert profitieren. (Bild: ral)



ZEITPUNKT
www.bernerzeitung.ch

Zeitung im Espace Mittelland

Samstag, 31. Juli 2010 29

B E V Ö L K E R U N G S W A C H S T U M

Die Schweizer Bevölkerung wird in den nächsten 50 Jahren um
mindestens eine Million Menschen wachsen. Wo ist für so viele Leute
überhaupt Platz? Es hat mehr davon, als man denkt. Zum 1. August
ein Plädoyer für das Potenzial der Enge.

Der Wind vom See fächelt die
drückende Sommerhitze weg.
Idyllisch liegt der Tessiner Cam-
pingplatz Campofelice an der
Mündung der Verzasca in den
Lago Maggiore unweit von Tene-
ro. Campofelice ist ein Leucht-
turm. Er verfügt über knapp 1000
Stellplätze und ist der grösste
Zeltplatz Europas – eine Cam-
ping-Metropole mit internatio-
naler Anziehungskraft und ma-
ximaler Siedlungsdichte.

Jetzt im Hochsommer ist der
Einwanderungsdruck aus Hol-
land, Deutschland und der
Deutschschweiz immens. Regel-
mässig bringen Neuankömm-
linge eine Nacht im Auto zu, ehe
sie eine freie Parzelle erhalten.

Effizientes Campofelice
Das Management des Terrains
ist rigoros und immun gegen
Sonderwünsche. Weil keine
Platzreservationen gewährt wer-
den, passiert es nicht, dass es ei-
nen Kampf oder einen Preiskrieg
um die paradiesischen Gunstla-
gen direkt am See gibt. Jeder er-
hält die Parzelle, die bei seiner
Ankunft gerade frei wird – auch
wenn sie sich mitten in der Zelt-
stadt weit weg vom Wasser be-
findet.

In Campofelice gibt es keinen
unbelegten Quadratmeter, kei-
ne brachliegenden Parzellen,
kein Stück Boden, das nicht op-
timal genutzt wäre. So bewältigt
der Campingplatz die wachsen-
de Zuwanderung bei gleich blei-
bender Terraingrösse.

Man kann die Schweiz nicht
auf einen Campingplatz reduzie-
ren. Aber der sommerliche An-
drang am Campofelice gleicht
der Situation, in der unser Land
sich befindet.

Jedes Jahr ein Biel mehr
Zu Sommerferienbeginn und
fast unbeachtet veröffentlichte
das Bundesamt für Statistik
(BfS) seine aktualisierten Bevöl-
kerungsprognosen. Und da
steht gar nichts mehr von einer
bald schrumpfenden Schweiz.

Laut dem wahrscheinlichsten
Szenario werden 2060
9 Millionen Menschen in der
Schweiz leben – über 1 Million
mehr als heute. Daniel Müller-
Jentsch, Raumplanungsexperte
beim liberalen Thinktank Avenir
Suisse, geht noch weiter. Er hält
das höhere BfS-Szenario von
11 Millionen Einwohnern im Jahr
2060 «aufgrund der aktuellen
Trends für realistischer».

Denn: Im Moment wächst die
Schweizer Bevölkerung in atem-
beraubendem Tempo – um rund
50 000 Personen pro Jahr, und
zwar fast nur durch Einwande-
rung. Anders gesagt: Die Schweiz
muss jedes Jahr über das Land
verteilt eine Stadt in der Grösse
von Biel oder Lugano neu bauen.
Obschon die Bevölkerungsdich-
te im Mittelland inzwischen Wer-
te von über 400 Personen pro
Quadratkilometer erreicht – ähn-
lich hoch wie beim europäischen
Spitzenreiter Holland.

Zweite Schweiz im Keller
Der Erfolg als wirtschaftlich in-
teressantes Einwanderungsland
setzt die Schweiz einer inneren
Zerreissprobe aus. Pointiert ge-
sagt passiert derzeit das: Die gut
verdienende Oberschicht drängt
zurück in die hippen Stadtzen-
tren, wo die Wohnpreise in die
Höhe schiessen. Tiefere soziale
Klassen werden verdrängt und
sammeln sich neu in den Aus-
sengemeinden der Agglomerati-
onen. Familien und Mittelklasse
verstreuen sich in günstigen,
zentrumsfernen Einfamilien-
haus-Plantagen im Mittelland.

Das braucht viel Platz. Die
Schweiz ist weit weg vom Cam-

pingplatz Campofelice mit sei-
nem radikalen System zur opti-
malen Ausnutzung des knappen
Raumes. In der realen Schweiz
verfolgen 26 Kantone und 2600
Gemeinden oft ihre eigenen
raumplanerischen Ziele – und
tun so, als hätten sie noch eine
zweite Schweiz im Keller.

Wachsender Wohn(t)raum
In einer kürzlich veröffentlich-
ten Studie wies Avenir Suisse
nach, dass in 23 von 26 Kantonen
die Siedlungsfläche noch
schneller zunimmt als die ra-
sant wachsende Bevölkerungs-
zahl. Kein Wunder: Allein der
im Schnitt pro Person belegte
Wohnraum steigt unaufhalt-
sam, zwischen 1950 und 2000
verdreifachte er sich auf 44 Qua-
dratmeter. Die logische Folge:
Trotz aller raumplanerischer Be-
mühungen der letzten Jahrzehn-
te wird pro Sekunde nach wie
vor fast ein Quadratmeter Boden
neu überbaut.

Ohne Aussicht auf Besserung.
Im Gegenteil. Die anhaltende
Bevölkerungszunahme wird das
Problem deutlich verschärfen.
«Wie das Bevölkerungswachs-
tum raumplanerisch kanalisiert
wird, halte ich für eine der drän-
gendsten Zukunftsfragen», sagt
Daniel Müller-Jentsch.

Paradoxerweise wäre es nicht
einmal nötig, neue Baugebiete
zu suchen. Der Vorrat bereits
ausgeschiedener, aber noch
nicht genutzter Bauzonen böte
Platz für 1,4 bis 2,1 Millionen zu-

sätzliche Einwohner. Nur: Viele
Bauzonen befinden sich nicht in
Stadtnähe, wo sie gebraucht
würden, sondern in zentrums-
fernen Gemeinden, die mit
grosszügiger Zonenplanung
und günstigem Bauland im Grü-
nen den Zuzug guter Steuerzah-
ler erwirken – dadurch aber auch
den Bodenverbrauch, die Zer-
siedlung und das Verkehrs-
wachstum antreiben.

Angst vor Urbanität
Gut möglich, dass der Weg zu ei-
nem weniger ausufernden Sied-
lungsbau zu einem finanziellen
Ausgleichssystem von der Stadt
zum Land führt, wie es auch die
Landschaftsinitiative unver-
bindlich vorschlägt, die im
Herbst vom Parlament beraten
wird. Mit einer Abgabe auf dem
Mehrwert von Neueinzonungen
im Zentrum würden die Einbus-
sen ländlicher Bodenbesitzer
entschädigt, deren Bauland zu-
rückgezont wird.

Die Frage ist allerdings, wie
lange es dauert, bis solches Um-
denken in der Schweiz Fuss
fasst. Lukas Bühlmann kennt
als Direktor der Vereinigung für
Landesplanung (VLP-Aspan) in
Bern die zähen Veränderungs-
prozesse im Bewusstsein fürs
Bodensparen bestens. Mitunter
ist er nach wie vor überrascht,
wie stark der Widerstand in
komplett mit Einfamilienhäu-
sern überbauten, «ländlichen»
Mittellandgemeinden selbst ge-
gen moderate Verdichtungen

nach wie vor ist. Trotz urbanen
Lebensstils auf dem Land tut
man sich mit drei- oder vierge-
schossigen Häusern schwer,
weil sie städtisch anmuten.

Bewegung in Berner Köpfen
Auf der anderen Seite beobach-
tet Bühlmann aber auch, wie
schnell in raumplanerischen
Fragen nach jahrzehntelangem
Stillstand plötzlich Bewegung in
die Köpfe kommen kann. Bern
ist für ihn ein gutes Beispiel. Das
anfänglich als realitätsfern kriti-
sierte Raumkonzept Schweiz hat
in Bern auf einmal überraschend
schnell die Einsicht geweckt,
sich als Hauptstadtregion
Schweiz eigenständig positio-
nieren zu müssen.

Bühlmann hält es nicht für
ausgeschlossen, dass ausge-
rechnet der anhaltende Zuwan-
derungsdruck helfen wird, den
Bodenverbrauch zu bremsen –
etwa indem Brachland, das sich
die Schweiz auch in attraktiven
Zentrumslagen leistet, endlich
entschiedener genutzt wird.

Man könnte sagen: Die wach-
sende Bevölkerung bringt uns
nicht nur neue Enge. Sondern
auch neue Einsichten. Zum Bei-
spiel die, dass erst dann neuer
Platz entsteht, wenn wir wirk-
lich beginnen, sparsamer mit
dem Boden umzugehen.

Die knapper werdende
Schweiz wird uns zwingen, es
zu tun. Und nicht mehr nur dar-
über zu reden. Jürg Steiner

juerg.steiner@bernerzeitung.ch

Der neue Spirit der engen Schweiz

Nächtliches Hochhausleben in Bern-West: Erst wenn man beginnt, sparsam mit dem Boden umzugehen, hat man Platz. Für die Schweiz, deren Bevölkerung rasant wächst, wird das zur grossen Herausforderung.Susanne Keller
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KANTONSRAT

SP reicht Dringliche
Anfrage ein
Die Gülle-Unfälle im Kanton Lu-
zern haben nun erneut die Politiker
auf den Plan gerufen. SP-Kantons-
rat Lathan Suntharalingam (Lu-
zern) hat eine Dringliche Anfrage
eingereicht. Er will Auskunft über
die Verantwortlichkeit sowie wei-
tere Schritte der Regierung.
FDP-Kantonsrat Josef Langeneg-
ger (Malters) will sich noch näher
mit den Gülle-Unfällen befassen.
Bei Gewässerverschmutzungen ist
er aber überzeugt: «Es besteht
eine Informationspflicht des Kan-
tons der Bevölkerung gegenüber.»
Bei den anderen Kantonalparteien
und Umweltverbänden sind zur-
zeit keine Vorstösse zu diesem
Themageplant. b l

«Es handelt sich um
Offizialdelikte, die von
Amtes wegen verfolgt
werden müssen.»

FRANZ HÄFL IGER,
F ISCHEREIVERBAND LUZERN

Gülle-Unfälle

Polizei wehrt sich gegen Kritik der Fischer
Der Fischereiverband
hält die Meldepraxis bei
Gewässerverschmutzungen
für ungenügend. Die Polizei
sieht das ganz anders.

Gülle-Unfälle und Fischsterben – ei-
ne endlose Geschichte im Kanton Lu-
zern. Wie die «Zentralschweiz am Sonn-
tag» am Wochenende berichtete, kriti-
sierte der Luzerner Fischereiverband
den Kanton, dieser gäbe über die Unfäl-
le nur ungenügend Auskunft.

Die kantonale Dienststelle für Land-
wirtschaft und Wald entgegnete darauf-
hin, zu Jahresbeginn sei ausführlich
über diese Ereignisse informiert wor-
den. Nun aber doppelt Franz Häfliger,
Präsident des Fischereiverbands nach:
«Der Verdacht drängt sich auf, dass mit
der Nichtinformation über Gülle-Unfäl-
le die Bevölkerung Glauben gemacht
werden soll, es gäbe kein Fischsterben
mehr.»

Von 44 Fällen einen mitgeteilt
Unter den 44 Gewässerverschmut-

zungen im laufenden Jahr wurden 25
wegen Gülle verursacht. In 10 Fällen
kam es wegen der Jauch zu einem
Fischsterben. Die Luzerner Polizei
machte allerdings nur einen einzigen

dieser Fälle publik: Am 14. Juni starben
im Altwiserbach bei Hämikon Hunder-
te von Bachforellen.

Für Franz Häfliger liegt es in der
Pflicht der Behörden, über Gewässer-
verschmutzungen zu informieren. «Im-
merhin handelt es sich dabei um Offizi-
aldelikte, welche von Amtes wegen
verfolgt werden müssen.»

Die Polizei verteidigt ihre Informa-
tionspraxis: «Bei jährlich rund 27 000

registrierten Straftaten und 2 800 Ver-
kehrsunfällen im Kanton können nicht
sämtliche Ereignisse gleich gewichtet
werden», erklärt Richard Huwiler, Me-
diensprecher der Luzerner Polizei. «Wir
orientieren uns an Kriterien wie dem

öffentlichen Interesse und dem Aus-
mass eines Ereignisses. Dazu gehören
strafbare Handlungen wie Raubüberfäl-
le, Verstösse gegen das Strassenver-
kehrsgesetz, aber auch Brände und
Elementarereignisse.»

«Massnahmen sind ungenügend»
Häfliger vom Fischereiverband kriti-

siert auch, die existierenden Gewässer-
schutzmassnahmen würden kaum
kontrolliert. Ebenso fordert er einen
höheren Bussenkatalog für die fehlba-
ren Bauern und eine härtere Bestrafung
von Mehrfachtätern. «Zugleich danke
ich der Mehrheit der Landwirte, welche
ihre Verantwortung wahrnehmen.»

Häfligers Vorwurf lässt Christoph
Böbner, Leiter der Dienststelle für
Landwirtschaft und Wald, nicht gelten:
«Von den insgesamt 4000 tierhaltenden
Landwirtschaftsbetrieben im Kanton
haben wir vergangenes Jahr 2500 auf
ihre Sicherheit überprüft.» Der Rest der
Fälle würde bis Ende Jahr abgeschlos-
sen, sagt Böbner. Im April 2010 seien
231 Betriebe schriftlich angegangen
worden, Verschmutzungsrisiken zu be-
heben. Knapp 200 Landwirte hätten die
geforderten Massnahmen bereits um-
gesetzt. «Der Rest wird dies bis Ende
Jahr tun», ist Böbner überzeugt.

Eine Erhöhung der Bussen macht für
Böbner wenig Sinn: «Zusätzlich zu den
Bussen werden auch die Direktzahlun-

gen gekürzt. Die Kürzung wird im
Wiederholungsfall verdoppelt bis hin
zu einer Streichung.» Böbner gibt je-
doch zu bedenken: Trotz technischen
Massnahmen sei menschliches Versa-
gen nie auszuschliessen.

BEDA LÖTSCHER
kanton@neue-lz.ch

NACHGEFRAGT

bei
Sven-Erik Zeidler,
Vorsteher
Raumentwicklung
Kanton Luzern

Greift der Kanton
zu wenig durch?
Sven-Erik Zeidler, Daniel Müller-
Jentsch von Avenir Suisse kommt
in seiner Studie zum Schluss: Die
Luzerner Bevölkerung hortet zu
viel Bauland und bebaut dieses
nicht innert nützlicher Frist. Gehen
Sie mit der Denkfabrik Avenir
Suisse einig?
Sven-Erik Zeidler: Es ist richtig,

dass einzelne Gemeinden über Bau-
landreserven verfügen, die nicht im
gewünschten Tempo überbaut wer-
den. Dies ist aber nicht nur ein
Luzerner Problem.

Avenir Suisse ist allerdings der An-
sicht, die Luzerner Behörden näh-
men zu wenig Einfluss auf die
Gemeinden in dieser Frage. Ein-
verstanden?
Zeidler: Nein. Der Kanton ver-

langt unter anderem, dass die Ge-
meindebehörden bei jeder Teilrevi-
sion der Ortsplanung dem Kanton
mittels schriftlichen Dokumenten
vorlegen, mit welchen Landeigentü-
mern sie Gespräche geführt haben.
Dies zum Zweck, dass diese ihr
Land schneller überbauen. Des wei-
teren müssen die Gemeinden ge-
genüber dem Kanton dokumentie-
ren, welche Massnahmen ergriffen
wurden, um Baulandhortung zu
vermeiden.

Trotzdem: Ein verbindliches Instru-
ment, das Landeigentümer zwingt,
ihr Land innert absehbarer Zeit zu
überbauen, gibt es nicht.
Zeidler: Ein verbindliches Instru-

ment gibt es nicht, aber eines,
welches den Gemeinden nahelegt,
bei neu einzuzonenden Grund-
stücken sofort mit den Landeigen-
tümern verbindliche Verträge ab-
zuschliessen. Darin steht dann
beispielsweise, dass ein Landeigen-
tümer sein Land innert fünf Jahren
überbauen muss.

S IMONE HINNEN

STUDIENRESULTATE

Zug hat bessere
Instrumente
Die wichtigsten Ergebnisse der
Avenir-Suisse-Studie:
● Jedes Jahr wird in der Schweiz
eine Fläche von der Grösse des
Walensees überbaut.
● Die Einwohnerzahl der Schweiz
wird bis 2060 auf bis 11 Millionen
Menschen anwachsen.
● Diese Entwicklung wird auch
Luzern zu spüren bekommen: Mit
der Eröffnung der A 4 ist Zürich
näher gerückt.
● Mit Ausnahme von Zug neh-
men die Zentralschweizer Kantone
zu wenig Einfluss auf die Sied-
lungspolitik in den Gemeinden.
● Luzern hat erst begonnen, pla-
nerische Regelungsanpassungen
vorzunehmen, unter anderemmit-
tels Totalrevision des Richtplans.
● Zug verfügt seit längerem über
die planerischen Instrumente zur
Siedlungssteuerung, und diese
greifen auch sehr gut.
● Im Kanton Zürich werden jähr-
lich maximal 10 Hektaren Land
neu eingezont. Zwischen 1993
und 2007 wurde die Hälfte des
Geschossflächenwachstums über
innere Reserven realisiert. red

Siedlung und Landwirtschaft in der Wiggertal-Ebene. BILD REPORTAIR.CH

Raumplanung

Luzerner horten zu viel Bauland
EXPRESS

6 Gemäss einer Studie von
Avenir Suisse lassen viele
Luzerner ihr Land unbebaut.

6 Dies führt dazu, dass die
Gemeinden immer neue
Baulandreserven einzonen.

6 Die Gemeinden kontern aber
die Kritik, die in der Studie
dargelegt wird.

Viele Baulandreserven
und zu grosser Einfluss
der Gemeinden: Luzern
schneidet in einer Studie
schlecht ab.

VON SIMONE HINNEN

simone.hinnen@neue-lz.ch

Der Kanton Luzern schneidet in der
jüngsten Raumplanungsstudie der
Denkfabrik Avenir Suisse nicht sehr gut
ab. In einem Ranking zur Frage, wie die
Kantone das Siedlungswachstum steu-
ern, rangiert Luzern im Mittelfeld.

Daniel Müller-Jentsch, Mitautor der
Studie: «Der Kanton Luzern hat mit
seinem neuen Richtplan vor allem bei
der Entwicklung nach innen vorwärts
gemacht.» Trotzdem weise der neue
Richtplan in einigen Bereichen noch
erhebliche Schwächen auf. Vor allem
bei der Bauzonenpolitik stünde man im
Kantonsvergleich schlecht da.

Baulandreserven horten
Grösstes Manko gemäss Müller-

Jentsch: «Luzern hat mit etwa 20 Pro-
zent grosse Baulandreserven, und trotz-
dem wird in hohem Tempo weiter
eingezont.» Für ihn ist klar: «Der Kan-
ton hat zu wenig griffige Instrumente,
um seine Steuerungsaufgaben gegen-
über den Gemeinden wahrzunehmen.»
So überlasse man laut neuem Richtplan
die Festsetzung von Siedlungsbegren-
zungslinien den Gemeinden. Dies sei
aber Aufgabe des Kantons.

Denn die Gemeindebehörden seien
viel zu sehr von lokalen Partikular-
interessen geleitet, als dass sie diese
Kontrollfunktion selber wahrnehmen
könnten. Er verweist in diesem Zusam-
menhang auf Basel-Stadt sowie auf
Gemeinden im Kanton Genf, die in
dieser Beziehung über sehr wenig Ge-
meindeautonomie verfügten. «Eventu-
ell liegt dies daran, dass viele Gemein-
deräte im Kantonsrat sitzen und dort
eigene Interessen wahrnehmen.»

Gemeinden kooperieren schon
Für Ruedi Amrein, Präsident des

Verbandes Luzerner Gemeinden, geht
die Kritik zu weit: «Wir haben sehr
wohl ein Instrument, die Siedlungs-
entwicklung auch überregional zu ko-
ordinieren: die Entwicklungsträger.»
Diese seien auch schon in Aktion
getreten, etwa als es darum gegangen
sei, im Seetal Gemeinden für Villenzo-
nen festzulegen. «Da hat man sich
überregional abgesprochen und nicht
nur auf die eigenen Gemeindeinteres-
sen geschaut.» Auch die Kritik, die
Gemeinden seien oft befangen, wenn
es um die Zuteilung von Bauzonen

geht, weist er teilweise zurück. «Natür-
lich ist jede Gemeinde darauf bedacht,
sich zu ihrem – auch finanziellen –
Vorteil zu entwickeln.» Aber eine un-
gebremste Zersiedelung drohe nicht:
«Es wird für die Gemeinden sehr rasch
teuer, wenn sie Gebiete ausserhalb der
bestehenden Siedlung erschliessen
müssen.»

Wenn man dem eigenen im Richt-
plan formulierten Anspruch, nämlich
den Flächenverbrauch einzudämmen,
gerecht werden möchte, muss der Kan-
ton Luzern nach Ansicht von Daniel

Müller-Jentsch noch einige Lücken
schliessen. «Wichtig wären etwa Mass-
nahmen zur Baulandmobilisierung. So
soll sichergestellt werden, dass vorhan-
denes Bauland auch verfügbar ist.
Denn anscheinend kommts in vielen
Luzerner Gemeinden seitens der Bevöl-
kerung zur Hortung von Bauland, ohne
dass dieses Land innert nützlicher Frist
überbaut wird.» Dies könne zur parado-
xen Situation führen, dass Gemeinden
trotz erheblicher Baulandreserven ef-
fektiv zu wenig verfügbares und über-
baubares Land besässen.

Andere Kantone etwa verknüpfen
Neueinzonungen mit vertraglicher
Bauverpflichtung. In Obwalden ver-
langt das neue Baugesetz, dass Grund-
stücke innerhalb von zehn Jahren nach
der Groberschliessung überbaut wer-
den. Andernfalls kann die Gemeinde
ein Kaufrecht zum Verkehrswert gel-
tend machen. MITARBE IT LM

SSttuuddiiee:: Die Avenir-Suisse-Studie ist einsehbar unter
wwwwww..zziisscchh..cchh//bboonnuuss
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INFRASTRUKTUR
Mit der Stadtbahn, der Nord-
zufahrt oder dem Kantons-
spital wurden in den letzten
Jahren mehrere Grossprojek-
te realisiert. Um mit dem
Wachstum Schritt zu halten,
plant der Kanton weitere In-
frastrukturprojekte, die in
den nächsten Jahren reali-
siert werden:
Hochbauprojekte:
● Umbau des kantonalen
Zeughauses für das Oberge-
richt und eine Studienbiblio-
thek (bis Herbst 2012).
● Ausbau des Kantonalen
Gymnasiums Menzingen
und der Wirtschaftsmittel-
schule (bis Mitte 2015).
● Neubau des Amts für Ver-
braucherschutz in Steinhau-
sen (bis Herbst 2015).
● Ausbau der kantonalen
Verwaltung an der Aa in Zug
(bis 2018/2020).
Tiefbauprojekte:
● Ausbau der Verbindungs-
strasse Grindel–Bibersee
(bis Ende 2013).
● Umfahrung Cham–Hü-
nenberg (bis 2017).
● Tangente Zug/Baar (bis
2020).
● Stadttunnel Zug (Zeit-
punkt der Fertigstellung noch
offen). ( P D )

So wie das Roche-Hochhaus in Rotkreuz in die Höhe wächst, so stieg in den vergangenen Jahren auch die Zahl der Arbeitsplätze
und der Einwohner im Kanton Zug. FOTO DANIEL FRISCHHERZ

«Die Zuger wollen
das Wachstum
bremsen.»

HEINZ TÄNNLER

«Sonst wird Zug Opfer des Wachstums»
Zug rechnet mit rund 1000 Einwohnern mehr pro Jahr – die Wachstumsquote wird dadurch leicht gesenkt
S I LVA N M E I E R

Zug schlägt alle Rekor-
de. Kein anderer Kan-
ton ist in den letzten
Jahrzehnten so stark

gewachsen. 73 009 Einwohner
und Arbeitsplätze gab es im
Kanton Zug im Jahr 1960.
191 536 waren es im Jahr 2008.
Das entspricht einem Wachs-
tumsfaktor von 2,6. Andere
Boom-Kantone wie Schwyz
oder Nidwalden erreichen eine
Quote von knapp unter 2.

Geht es nach dem Willen der

Regierung, soll damit nun
Schluss sein. «Wir können nicht
ungebremst weiterwachsen wie
seit 1960», erklärt Regierungs-
rat Heinz Tännler. «Sonst wer-
den wir zu Opfern des Wachs-
tums.»

Die Entwicklungsziele
nach unten korrigieren

Bereits jetzt stelle der Boom
den Kanton vor Probleme.
«Doch wir sind auf einem guten
Weg», so Tännler und erinnert
an die grossen Investitionen in
den Verkehr und die Infra-
struktur, die bereits getätigt
wurden oder in den nächsten
Jahren anstehen (siehe Kasten).
All die Anstrengungen würden
nutzlos, würde der Kanton wei-
ter in demselben Tempo wach-
sen, so der Baudirektor.

Der Regierungsrat hat des-
halb die Entwicklungsziele des
Kantons nach unten korrigiert.
Bis anhin rechnete der Kanton
mit 127 000 Einwohnern im Jahr
2020. Neu setzen die Planer das
Ziel bei 122 500 Einwohnern.
Bis im Jahr 2030 sollen es
132 000 sein. «DiesesWachstum
ist überschaubar», erklärt
Tännler. «Damit können wir

umgehen.» Diese Tempodros-
selung sei auch im Sinne des
Volks, ist Tännler überzeugt.
«Die Zuger wollen das quantita-
tive Wachstum bremsen und
das qualitative fördern», so
Tännler. «Das hört man von
links bis rechts.»

Ein Einzonungsstopp
für fünf Jahre

Die Revision der Entwick-
lungsziele hat auch einen Zu-
sammenhang mit der Land-
schaftsinitiative, die momentan
im Parlament beraten wird. Die
Initiative fordert, dass die Fläche
der Bauzonen für 20 Jahre einge-

froren wird. Einzonungen wären
nur noch mit Ausnahmebewilli-
gung des Bundesrats möglich.
Für Heinz Tännler geht dieser
Vorschlag zu weit. Er war des-
halb federführend bei derAusar-
beitung eines Gegenvorschlags
der kantonalen Baudirektoren-
Konferenz. Das Moratorium soll
nur fünf Jahre dauern. Dafür sol-
len die Kantone verpflichtet wer-
den, ihre richtplanerischen
Hausaufgaben zu lösen.

Nutzen der Instrumente
wird in Frage gestellt

Der Kanton Zug habe dies
weitgehend getan, sagt Tännler.

«Wir haben in einer Studie von
Avenir Suisse gut abgeschnit-
ten.» Der liberale Think-Tank
hat die Raumplanungen der
Kantone verglichen und bewer-
tet und stellt Zug ein gutes
Zeugnis aus. «Sowohl Zug als
auch Schwyz nutzen ihre Nähe
zu Zürich für eine auf starkes
Wachstum ausgerichtete Stand-
ortpolitik. Aber Zug bemüht
sich deutlich stärker, das da-
durch bedingte Siedlungs-
wachstum auch in Bahnen zu
lenken», stellen die Autoren
fest.Zug verfüge über geeignete
Instrumente, das Wachstum im
Griff zu behalten. Es bestehen

kantonale Vorgaben zur Sied-
lungsbegrenzung, zur Konzen-
tration der Siedlungsentwick-
lung und zur Verdichtung. So
benötigt Zug pro Einwohner
und Arbeitsplatz im Vergleich
wenig Fläche.

Dennoch hat der Kanton Zug
so viel Fläche überbaut, wie
kaum ein anderer Kanton. Die
Siedlungsfläche wuchs von
2002 bis 2008 um fast 16 Pro-
zent. Nur der Kanton Tessin
wuchs noch intensiver. Weil
auch das Bauzonenwachstum
in den letzten drei Jahren mit
drei Prozent das höchste aller
Kantone war, stellt Avenir Suis-

se die Wirksamkeit der Instru-
mente in Frage.

Heinz Tännler wehrt sich
gegen diese Vorwürfe. «Wir
haben eine gute Raumpla-
nung.» Und diese soll mit den
neuen Entwicklungszielen
weiter verschärft werden. Wie
mögliche Instrumente zur Um-
setzung der Ziele aussehen
könnten, will Heinz Tännler
nicht vorwegnehmen: «Wir
werden im Herbst mit den Ge-
meinden zusammensitzen, um
über griffige Massnahmen zu
diskutieren, damit die Wachs-
tumsziele erreicht werden
können.»
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